Vertassungsschutzbericht
2006

Freistaat = Sachsen

S~

Landesamt fir Verfassungsschutz Sachsen


Verwendete Acrobat Distiller 6.0.1 Joboptions
Dieser Report wurde mit Hilfe der Adobe Acrobat Distiller Erweiterung "Distiller Secrets v2.0.1" der IMPRESSED GmbH erstellt.
Sie können diese Startup-Datei für die Distiller Versionen 6.0.x kostenlos unter www.impressed.de herunterladen.

ALLGEMEIN ----------------------------------------
Beschreibung:
     
Dateioptionen:
     Kompatibilität: PDF 1.3
     Komprimierung auf Objektebene: Aus
     Seiten automatisch drehen: Aus
     Bund: Links
     Auflösung: 1000 dpi
     Alle Seiten
     Piktogramme einbetten: Ja
     Für schnelle Web-Anzeige optimieren: Ja
Standardpapierformat:
     Breite: 446.357 Höhe: 319.862 mm

KOMPRIMIERUNG ------------------------------------
Farbbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 300 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 450 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: ZIP
Graustufenbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 300 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 450 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: ZIP
Schwarzweißbilder:
     Neuberechnung: 
     Komprimierung: CCITT Gruppe 4
     Mit Graustufen glätten: Aus

FONTS --------------------------------------------
Alle Schriften einbetten: Ja
Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Nein
Wenn Einbetten fehlschlägt: Abbrechen
Einbetten:
     Schrift immer einbetten: [ ]
     Schrift nie einbetten: [ ]

FARBE --------------------------------------------
Farbmanagement:
     Farbmanagement: Farbe nicht ändern
     Wiedergabemethode: Standard
Geräteabhängige Daten:
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Ja
     Transferfunktionen: Beibehalten
     Rastereinstellungen beibehalten: Ja

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Überschreiben der Adobe PDF-Einstellungen durch PostScript zulassen: Nein
     PostScript XObjects zulassen: Ja
     Farbverläufe in Smooth Shades konvertieren: Ja
     JDF-Datei (Job Definition Format) erstellen: Nein
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Nein
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
          Überdruckstandard ist nicht Null: Ja
     Adobe PDF-Einstellungen in PDF-Datei speichern: Nein
     Ursprüngliche JPEG-Bilder wenn möglich in PDF speichern: Nein
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Prologue.ps und Epilogue.ps verwenden: Nein
(DSC) Document Structuring Conventions:
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
          DSC-Warnungen protokollieren: Nein
          Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja
          EPS-Info von DSC beibehalten: Ja
          OPI-Kommentare beibehalten: Nein
          Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja

PDF/X --------------------------------------------
PDF/X-Berichterstellung und Kompatibilität:
     PDF/X-1a: Nein
     PDF/X-3: Nein

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 6010
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja
Bildspeicher: 524288 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Nein
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0

ENDE DES REPORTS ---------------------------------

IMPRESSED GmbH
Bahrenfelder Chaussee 49
22761 Hamburg, Germany
Tel. +49 40 897189-0
Fax +49 40 897189-71
Email: info@impressed.de
Web: www.impressed.de
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Definitionen

Im Folgenden werden einige Fachbegriffe niher erldutert.

Bestrebungen

Bestrebungen im Sinne des Verfassungsschutzes sind
in § 3 Abs. 1 Sichsisches Verfassungsschutzgesetz
(SichsVSG)! definiert. Danach sind dies vor allem ziel-
und zweckgerichtete Verhaltensweisen (einzelner Per-
sonen) in einem oder fir einen Personenzusammen-
schluss, der darauf gerichtet ist, die freiheitliche de-
mokratische Grundordnung zu beeintrichtigen oder zu
beseitigen.

Mitgliederzahlen/ Teilnehmerzahlen

Die im Bericht genannten Mitglieder- und Teilneh-
merzahlen beruhen auf Erkenntnissen des Landesam-
tes fuir Verfassungsschutz Sachsen und enthalten z. T.
gesicherte Schitzungen.

Politisch motivierte Kriminalitiit

Der politisch motivierten Kriminalitit werden Strafta-

ten zugeordnet, wenn in Wiirdigung der Umstinde der

Tat und/oder der Einstellung des Titers Anhalts-

punkte dafiir vorliegen, dass sie

e den demokratischen Willensbildungsprozess beein-
flussen sollen, der Erreichung oder Verhinderung
politischer Ziele dienen oder sich gegen die Reali-
sierung politischer Entscheidungen richten,

e sich gegen die freiheitliche demokratische Grund-
ordnung bzw. eines ihrer Wesensmerkmale, den Be-
stand und die Sicherheit des Bundes oder eines
Landes richten oder eine ungesetzliche Beein-
trichtigung der Amtsfithrung von Mitgliedern der
Verfassungsorgane des Bundes oder eines Landes
zum Ziel haben,

e durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerich-
tete Vorbereitungshandlungen auswirtige Belange
der Bundesrepublik Deutschland gefihrden,

e gegen eine Person gerichtet sind und die Tathand-
lung mit ihrer politischen Einstellung, Nationalitit,
Volkszugehorigkeit, Rasse, Hautfarbe, Religion,
Weltanschauung, Herkunft oder ihrem duf3eren Er-
scheinungsbild, ihrer Behinderung, ihrer sexuellen
Orientierung oder ihrem gesellschaftlichen Status
im Kausalzusammenhang steht, bzw. sich in diesem
Zusammenhang gegen eine Institution/Sache oder
ein Objekt richtet.

Dariiber hinaus werden Tatbestinde erfasst, weil sie
Staatsschutzdelikte sind, selbst wenn im Einzelfall
eine politische Motivation nicht festgestellt werden
kann. Darunter zihlen beispielsweise:
o [Friedensverrat und Hochverrat (§§ 80-83 Strafge-
setzbuch [StGB]),
o Gefihrdung des demokratischen Rechtsstaates
(88 84-91 StGB),
Landesverrat (§§ 94-100a StGB),
Bildung terroristischer Vereinigungen (§ 129a
StGB)2.

Politisch motivierte Gewaltkriminalitit

Politisch motivierte Gewaltkriminalitdt ist die Teil-
menge der politisch motivierten Kriminalitit, die eine
besondere Gewaltbereitschaft der Straftiter erkennen
ldsst. Sie umfasst folgende Deliktsbereiche:

o Torungsdelikte,

Kérperverletzungen,

Brand- und Sprengstoffdelikte,
Landfriedensbruch,

Gefihrliche Eingriffe in den Schiffs-, Luft-, Bahn-,
und Strallenverkehr,

Freiheitsberaubung,

Raub,

Erpressung,

Widerstandsdelikte,

Sexualdelikte.

Terrorismus

Terroristische Delikte werden ebenfalls als politisch
motivierte Kriminalitdt erfasst. Die Definition des Be-
griffes , Terrorismus® ergibt sich aus der gesetzlichen
Fassung des Straftatbestandes ,,Bildung terroristischer
Vereinigungen® (§ 129a StGB). Als Terrorismus werden
schwerwiegende politisch motivierte Gewaltdelikte
(so genannte Katalogtaten des § 129a StGB) angese-
hen, die im Rahmen eines nachhaltig gefiihreen Kamp-
fes planmifig begangen werden, in der Regel durch ar-
beitsteilig organisierte und verdeckt operierende
Gruppen. Terroristische Straftaten durch ausldndische
Gruppierungen mit eigenstindiger Teilorganisation in
der Bundesrepublik Deutschland, z. B. islamische Ex-
tremisten (Islamisten), sind von der Definition um-
fasst. Nach der Vorschrift des § 129b StGB sind dari-
ber hinaus entsprechende Aktivititen in oder fiir terro-
ristische Vereinigungen in Mitgliedsstaaten der Euro-
pdischen Union, sowie unter bestimmten Bedingungen
auch im sonstigen Ausland, strafbar.

! Das SichsVSG ist abrufbar unter www.sachsen.de/verfassungsschutz.

2 Der Inhalt des Strafgesetzbuches kann im Internet abgerufen werden: www.bundesrecht.juris.de/bundesrecht/stgb/index.html.
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Themenfelder

Themenfelder der politisch motivierten Kriminalitdt
wurden bundeseinheitlich vereinbart. Ausgehend von
den Umstinden der Tat werden nach dem vorgesehe-
nen Definitionssystem die Taten zunichst einem The-
menfeld zugeordnet. Eine phinomenologische Zuord-
nung erfolgt danach auf Grund ggf. weiterer Informa-
tionen zur 'Tat bzw. zum Téter.

Phinomenbereiche

Politisch motivierte Kriminalitiit rechts

Politisch motivierter Kriminalitidt -rechts- werden
Straftaten zugeordnet, wenn in Wiirdigung der Um-
stinde der Tat und/oder der Einstellung des Titers
Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass sie nach verstin-
diger Betrachtung (z. B. nach Art der Themenfelder)
einer ,rechten“ Orientierung zuzurechnen sind, ohne
dass die Tat bereits die Aulerkraftsetzung oder Ab-
schaffung eines Elements der freiheitlichen demokra-
tischen Grundordnung (Extremismus) zum Ziel
haben muss.

Insbesondere sind Taten dazuzurechnen, wenn Bezlige
zu volkischem Nationalismus, Rassismus, Sozialdarwi-
nismus oder Nationalsozialismus ganz oder teilweise
ursdchlich fiir die Tatbegehung waren.

Politisch motivierte Kriminalitiit links

Politisch motivierter Kriminalitdt -links- werden Straf-
taten zugeordnet, wenn in Wirdigung der Umstinde
der Tat und/oder der Einstellung des Tédters Anhalts-
punkte dafiir vorliegen, dass sie nach verstindiger Be-
trachtung (z. B. nach Art der Themenfelder) einer ,lin-
ken“ Orientierung zuzurechnen sind, ohne dass die Tat
bereits die AuBerkraftsetzung oder Abschaffung eines
Elements der freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung (Extremismus) zum Ziel haben muss.
Insbesondere sind Taten dazuzurechnen, wenn Beziige
zu Autonomie, Anarchismus oder Kommunismus (ein-
schlieBlich Marxismus) ganz oder teilweise ursdchlich
fir die Tatbegehung waren.

Politisch motivierte Auslinderkriminalitiit

Politisch motivierter Auslinderkriminalitdt werden

Straftaten zugeordnet, wenn in Wiirdigung der Um-

stinde der Tat oder der Erkenntnisse tiber den Téter

Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass die durch eine

nichtdeutsche Herkunft geprigte Einstellung des Té-

ters entscheidend fiir die Tatbegehung war, insbeson-

dere wenn sie darauf gerichtet sind

o Verhiltnisse und Entwicklungen im In- und Aus-
land oder

e aus dem Ausland Verhiltnisse und Entwicklungen
in der Bundesrepublik Deutschland

zu beeinflussen.

Straftaten der politisch motivierten Ausldnderkrimina-

litdt kdnnen auch durch deutsche Staatsangehorige be-

gangen werden.

Straftaten mit extremistischem Hinter-
grund/Extremistische Kriminalitit

Extremistische Kriminalitit ist eine Teilmenge der po-

litisch motivierten Kriminalitdt. Der extremistischen

Kriminalitdt werden Straftaten zugeordnet, bei denen

tatsdchliche Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass sie

gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung
gerichtet sind, d. h. darauf zielen, einen der folgenden

Verfassungsgrundsitze zu beseitigen oder auller Gel-

tung zu setzen:

e das Recht des Volkes, die Staatsgewalt in Wahlen
und Abstimmungen und durch besondere Organe
der Gesetzgebung, der vollziechenden Gewalt und
der Rechtsprechung auszutiben und die Volksver-
tretung in allgemeiner, unmittelbarer, freier,
gleicher und geheimer Wahl zu wihlen,

e die Bindung der Gesetzgebung an die verfassungs-
miBige Ordnung und die Bindung der vollziehen-
den Gewalt und der Rechtsprechung an Gesetz und
Recht,

e das Recht auf Bildung und Austibung einer parla-
mentarischen Opposition,

e dic Ablosbarkeit der Regierung und ihre Verant-
wortlichkeit gegeniiber der Volksvertretung,
die Unabhingigkeit der Gerichte,
der Ausschluss jeglicher Gewalt- und Willkiirherr-
schaft und

e dic im Grundgesetz konkretisierten Menschen-
rechte.



Verfassungsschutz auf einen Blick’

Welche Aufgaben hat das Landesamt
fiir Verfassungsschutz (LfV) Sachsen?

Die Aufgaben des LfV Sachsen ergeben sich aus dem
»Gesetz tiber den Verfassungsschutz im Freistaat Sach-
sen (SichsVSG)*. Dem LAV Sachsen obliegt demnach
die Sammlung und Auswertung von Informationen zum
Schutz der freiheitlichen demokratischen Grundord-
nung sowie des Bestandes und der Sicherheit des Bun-
des und der Linder. Das LfV Sachsen beobachtet Be-
strebungen aus den nachfolgend genannten Bereichen.

e Extremistische Bestrebungen
Eine Bestrebung ist extremistisch, wenn tatsdchli-
che Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass durch poli-
tisch bestimmte Verhaltensweisen Elemente der
freiheitlichen demokratischen Grundordnung be-
eintrichtigt oder beseitigt werden sollen.
Bestrebungen dieser Art gehen insbesondere von
rechts-, links- oder auslinderextremistischen Grup-
pierungen aus. In § 3 Absatz 2 des Séchsischen Ver-
fassungsschutzgesetzes sind die obersten Verfas-
sungsgrundsitze benannt. Der Verfassungsschutz
dient somit dem Schutz des Kernbestandes der ver-
fassungsmiBigen Ordnung.
Zudem beobachtet das LfV Sachsen Bestrebungen
im Geltungsbereich des Grundgesetzes, die durch
Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vor-
bereitungshandlungen auswirtige Belange der
Bundesrepublik Deutschland gefihrden, sowie sol-
che Bestrebungen, die gegen den Gedanken der
Volkerverstindigung, insbesondere das friedliche
Zusammenleben der Volker, gerichtet sind.

e Spionageabwehr
Die Spionageabwehr hat die Aufgabe, sicherheits-

gefihrdende oder geheimdienstliche Titigkeiten
von Nachrichtendiensten fremder Staaten in der
Bundesrepublik Deutschland zu erkennen und auf-
zukldren.

Auch die Beobachtung fortwirkender Strukturen und

Titigkeiten der Aufklarungs- und Abwehrdienste der
ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik
(DDR) sowie die mogliche Reaktivierung nachrich-
tendienstlicher Verbindungen zu fremden Nachrich-
tendiensten durch deren ehemalige Mitarbeiter und
Helfer ist Bestandteil der Spionageabwehr.

Zudem ist die Aufklirung von Proliferation® Teil
der Spionageabwehr.

Neben diesen Aufgaben nimmt das LfV Sachsen so ge-

nannte Mitwirkungsaufgaben wahr. Es ist u. a. beteiligt an:

o Sicherheitsiiberpriifungen von Personen, die mit
einer sicherheitsempfindlichen Tdtigkeit betraut
werden sollen,

e der Durchfithrung von technischen Sicherheits-
maBnahmen zum Schutz von im 6ffentlichen Inter-
esse geheimhaltungsbediirftigen Tatsachen, Ge-
genstinden oder Erkenntnissen.

Ebenso wirkt das L.fV Sachsen auf Ersuchen mit bei:

e der Uberpriifung von Personen, die sich um die
Einstellung im offentlichen Dienst bewerben,
sowie bei der Uberpriifung von Beschiftigten des
offentlichen Dienstes, wenn der Verdacht besteht,
dass sie gegen die Pflicht zur Verfassungstreue ver-
stol3en,

e der sicherheitsmiBigen Uberpriifung von Einbiir-
gerungsbewerbern und

e Uberpriifungen, soweit diese gesetzlich vorgesehen
sind, z. B. nach dem Aufenthalts-, dem Atom-, dem
Sprengstoff- und dem Luftsicherheitsgesetz.

Wie ist das LfV Sachsen organisiert?

Das LfV Sachsen wurde am 3. November 1992 durch die
Sdchsische Staatsregierung im Geschiftsbereich des
Sdchsischen Staatsministeriums des Innern errichtet.
Zum 31. Dezember 2006 hatte das Landesamt fiir Ver-
fassungsschutz Sachsen 208 Stellen. Die Organisation
stellt sich wie folgt dar:

Prisident Stabsstelle

Abteilung 1 Abteilung 2
Zentrale Aufgaben, Rechts- und Links-
Geheim- und extremismus/

Sabotageschutz -terrorismus

Abteilung 3
Auslinderextremismus/
-terrorismus, Spionage-

abwehr, Besondere
Beobachtungsbereiche

Referat 40
Zentrale Fachdienste

3 Einen umfassenden Uberblick iiber Aufgaben und Befugnisse des LfV Sachsen gibt die Broschiire ,Verfassungsschutz im Blickpunkt®.
Diese ist kostenfrei beim LfV Sachsen erhiltlich bzw. abrufbar unter www.sachsen.de/verfassungsschutz.

4 Das SichsVSG ist abrufbar unter www.sachsen.de/verfassungsschutz.

5 Als Proliferation wird die illegale Herstellung und Weiterverbreitung von Massenvernichtungswaffen und Trigertechnologie sowie
Mitteln und Know-how zu deren Entwicklung und Herstellung bezeichnet.
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Wie sammelt der Verfassungsschutz
seine Informationen?

Der Verfassungsschutz sammelt seine Informationen
iberwiegend aus fiir jedermann zuginglichen Quellen.
Um verfassungswidrige Bestrebungen feststellen zu
konnen, wertet der Verfassungsschutz u. a. Parteipro-
gramme, Publikationen, Flugblitter und Internetseiten,
die Reden von Funktiondren und anderes offentliches
Material aus. AuBerdem bezieht er seine Informationen
aus offentlichen Veranstaltungen oder holt sie von ande-
ren Behorden ein, soweit das SichsVSG dies zulisst.

Bei im Verborgenen stattfindenden Aktivititen ist der

Verfassungsschutz gesetzlich ermichtigt, so genannte

nachrichtendienstliche Mittel bei der Informationsge-

winnung einzusetzen. Dabei ist er insbesondere an den

Grundsatz der VerhiltnismiBigkeit gebunden. Zu den

nachrichtendienstlichen Mitteln zihlen:

e der Einsatz von Vertrauensleuten (V-Leuten), In-
formanten und Gewihrspersonen, d. h. von Perso-
nen, die fir den Verfassungsschutz Informationen
aus verfassungsfeindlichen Organisationen beschaf-
fen oder logistische bzw. sonstige Hilfe leisten,
ohne ihre Zusammenarbeit mit dem Verfassungs-
schutz zu erkennen zu geben,

e die Observation, d. h. das verdeckte Beobachten
von Personen und Objekten,

e dic Nutzung von Tarnmitteln, mit denen verborgen
werden soll, dass der Verfassungsschutz beobach-
tet, wie z. B. Tarnkennzeichen,

e die Anwendung technischer Hilfsmittel wie Bild-
und Tonaufzeichnungen,

e die Uberwachung des Brief-, Post- und Fernmelde-
verkehrs sowie

e die Wohnraumiiberwachung.

Die Uberwachung des Brief-, Post- und Fernmeldever-
kehrs ist ein sehr bedeutender Eingriff in das Grund-
recht auf Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis (Art.
10 Grundgesetz [GG] und Art. 27 Sichsische Verfas-
sung [SidchsVerf]). Diese MaBnahme ist deshalb in
einem besonderen Gesetz geregelt, dem Gesetz zur
Beschrinkung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheim-
nisses (Artikel-10-Gesetz — G 10)°. Demnach diirfen
Telefongesprache nur mitgehort und aufgezeichnet,
Briefe nur gedffnet und gelesen werden, wenn tatsich-
liche Anhaltspunkte fiir den Verdacht bestehen, dass
bestimmte schwere Straftaten, wie z. B. Betétigung in
einer terroristischen Vereinigung, Hoch-/Landesverrat
oder geheimdienstliche Agententitigkeit, geplant oder
begangen werden bzw. wurden.

Der Prisident des LfV Sachsen muss einen entspre-
chenden Antrag beim Sichsischen Staatsministerium

des Innern stellen. Nur der Staatsminister des Innern
oder sein Stellvertreter kénnen einen solchen Eingriff
anordnen. Uber die vorgesehenen BeschrinkungsmaB-
nahmen wird die vom Sichsischen Landtag gewihlte
G 10-Kommission unterrichtet, die iiber Zulédssigkeit
und Notwendigkeit der MaBnahmen entscheidet.

Das SichsVSG ldsst in besonderen Fillen ebenfalls
einen Eingriff in das Grundrecht auf Unverletzlich-
keit der Wohnung (Art. 13 GG und Art. 30 SidchsVerf)
zu. Zum Schutz dieses Grundrechtes sind die Voraus-
setzungen fiir eine Wohnraumiiberwachung in einem
gesonderten Paragraphen (§ 5a) des SidchsVSG gere-
gelt worden. Danach diirfen technische Mittel zur In-
formationsgewinnung in Wohnrdumen nur dann ver-
deckt eingesetzt werden, wenn die Voraussetzungen
fiir einen Eingriff in das Brief-, Post- oder Fernmelde-
geheimnis nach dem G 10 vorliegen und dariiber hin-
aus der verdeckte Einsatz zur Abwehr einer dringen-
den Gefahr fir die freiheitliche demokratische
Grundordnung oder den Bestand oder die Sicherheit
des Bundes oder eines Landes oder fiir Leben, Ge-
sundheit oder Freiheit einer Person oder fiir bedeu-
tende fremde Sach- oder Vermogenswerte erforder-
lich ist und die Erforschung des Sachverhalts auf an-
dere Weise aussichtslos oder wesentlich erschwert
wire.

Zusitzlich wurden zur Gewibhrleistung der Grund-
rechte besondere Vorkehrungen zum Schutz des Kern-
bereichs privater Lebensgestaltung (Intimsphire) und
von Berufsgeheimnistragern (z. B. Geistliche, Strafver-
teidiger) getroffen. Ebenso wurden zum Schutz der aus
einer Wohnraumiiberwachung gewonnenen Daten be-
sonders restriktive Vorschriften zu deren Loéschung
und Ubermittlung in das SichsVSG eingefiigt.

Uber die Anordnung einer Wohnraumiiberwachung
entscheidet auf Antrag des LLfV eine besondere Kam-
mer des Landgerichtes. Zusitzlich ist die Parlamenta-
rische Kontrollkommission des Sidchsischen Landtages
(PKK) tiber angeordnete Wohnraumiiberwachungen zu
unterrichten.

Was geschieht mit den Informationen,
die das LfV Sachsen sammelt?

Die Informationen, die der Verfassungsschutz auf
Grund seines gesetzlichen Auftrages sammelt, werden
analysiert, d. h. sie werden gesichtet, gepriift und be-
wertet. Die gewonnenen Erkenntnisse sind Grundlage
fir die Berichterstattung des LfV Sachsen gegentiber:
e dem Sichsischen Staatsministerium des Innern,

e anderen Verfassungsschutzbehdrden (Bund und
Linder),

6 Das Gesetz zur Beschriinkung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses sowie das Gesetz zur Ausfithrung des Gesetzes zu Artikel 10
Grundgesetz im Freistaat Sachsen sind unter www.sachsen.de/verfassungsschutz abrufbar.



dem Militdrischen Abschirmdienst (MAD), der die
Aufgaben des Verfassungsschutzes auf dem Gebiet
der Bundeswehr wahrnimmt, und dem Bundes-
nachrichtendienst (BND), der Auslandsaufklirung
betreibt,
Strafverfolgungsbehorden
und Polizei),

Behorden, die die Informationen zur Abwehr von
Gefahren fiir die o6ffentliche Sicherheit und Ord-
nung benotigen (z. B. fiir Versammlungsverbote),
der Offentlichkei.

(Staatsanwaltschaften

Die Informationen des Verfassungsschutzes werden
vor allem benétigt

zur Einschitzung der Sicherheitslage,

zur Verhinderung bzw. Verfolgung von durch Extre-
misten, Terroristen und Spione begangenen Straf-
taten,

zur Vorbereitung von Vereins- oder Parteiverboten,
zur Information der Offentlichkeit iber verfassungs-
feindliche und sicherheitsgefihrdende Aktivitdten.

Welche Mafinahmen fiihrt das

LfV Sachsen im Rahmen seiner 6ffent-

lichen Berichterstattung durch?

Die Unterrichtung der Offentlichkeit iiber verfas-
sungsfeindliche Bestrebungen und Titigkeiten gehort
zu den gesetzlichen Aufgaben des Verfassungsschut-
zes. Sie stellt einen wichtigen Priventionsbeitrag dar
und soll die gesellschaftliche Auseinandersetzung mit
dem Extremismus fordern. Denn nur informierte Biir-
gerinnen und Birger konnen sich aktiv fiir Freiheit,
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit einsetzen.

Die breite Offentlichkeitsarbeit des LfV Sachsen um-
fasst deshalb vielfiltige Mainahmen, die fir die Be-
darfstriiger kostenfrei sind. Dazu zihlen:

die Durchfiithrung von Vortrags- und Diskussions-
veranstaltungen

In Vortrdgen und offentlichen Diskussionsrunden
informiert das L.fV Sachsen — auch in Zusammenar-
beit mit anderen Einrichtungen wie z. B. der Séch-
sischen Landeszentrale fiir politische Bildung —
tiber politischen Extremismus allgemein und spe-
ziell tiber dessen Erscheinungsformen im Freistaat
Sachsen sowie iiber die Aufgaben und Befugnisse
des Verfassungsschutzes.

Im Berichtsjahr wurden solche Veranstaltungen vor
allem an Schulen, Einrichtungen der politischen
Bildung, der Verwaltung, der Justiz und der
Bundeswehr durchgefiihrt.

e die Information kommunaler Verantwortungstriger

In Beratungsgesprichen informiert das LLfV Sach-
sen kommunale Entscheidungstriger iiber regio-
nale extremistische Bestrebungen und Aktivitdten,
damit Gegenstrategien entwickelt werden konnen.

die Prisentation der Wanderausstellung . Frei sein,
frei bleiben! In guter Verfassung — Demokratie
gegen Extremismus*

Die multimediale Ausstellung zum Rechts- und
Linksextremismus richtet sich vor allem an Jugend-
liche. Aber auch Lehrer und Erzieher sowie alle
interessierten Biirgerinnen und Biirger sind Ziel-
gruppen.

Wie schon in den Vorjahren wurde die Ausstellung
auch im Berichtsjahr an verschiedenen Stellen ge-
zeigt.

die Herausgabe von Broschiiren

Die priventive Aufklirung der Offentlichkeit iiber
den Extremismus erfolgt auch durch die Heraus-
gabe entsprechender Publikationen. Diese sind fiir
Interessenten kostenlos. Sie konnen als Broschiire
bestellt oder im Internet heruntergeladen werden.

Rechtsextromistische Musik -
Lockmittel und Szenckin

D

Freistaat @ Sachsen
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e die Internetprisentation

Das Web-Angebot des LfV Sachsen unter der
Adresse http://www.sachsen.de/verfassungsschutz/
beinhaltet Informationen iiber die Aufgaben und
Befugnisse des Verfassungsschutzes sowie Mittei-
lungen zu aktuellen Sachverhalten aus den Beo-
bachtungsfeldern. Querverweise ermdglichen die
Verbindung zu Homepages anderer Verfassungs-
schutzbehorden. AuBerdem konnen vom LfV Sach-
sen herausgegebene Broschiiren heruntergeladen
oder online bestellt werden. Zudem besteht
die Moglichkeit, per E-Mail verfassungsschutz@
Ifv.smi.sachsen.de Kontakt mit dem LfV Sachsen
aufzunehmen. Im Berichtsjahr wurden etwa 13.000
Zugriffe auf die Homepage des LfV Sachsen regis-
triert.

e dic Pressearbeit
Die Information der Offentlichkeit iiber extremis-
tische Bestrebungen erfolgt zudem Uber die Me-
dien. Im Berichtsjahr wurden tiber 250 Presseanfra-
gen beantwortet.

Wer kontrolliert das LfV Sachsen und
welche Rechte haben Betroffene?

Das Sichsische Staatsministerium des Innern (SMI)
kontrolliert als Fachaufsichtsbehorde die Recht- und
ZweckmiBigkeit der Aufgabenwahrnehmung durch das
LfV Sachsen. Als Dienstaufsichtsbehorde wacht es
zudem Uber den ordnungsgemiBen Dienstbetrieb.

Dariiber hinaus finden Kontrollen statt durch:

o die Parlamentarische Kontrollkommission (PKK)
des Sichsischen Landtages
Sie kontrolliert die Sdchsische Staatsregierung hin-
sichtlich der Aufsicht des SMI tiber das LfV Sach-
sen und hinsichtlich dessen Titigkeit.

o die G-10-Kommission des Sichsischen Landtages
Diese Kommission prift die Zulissigkeit und Not-
wendigkeit von MaBnahmen nach dem Artikel-10-
Gesetz — G 10, d. h. Mafinahmen der Post- und Te-

lekommunikationstiberwachung. Sie ist auch zu-
stindig fur Beschwerden.

e den Sichsischen Datenschutzbeauftragten
Er kontrolliert die Einhaltung der Vorschriften tiber
den Datenschutz. Er priift, ob das [LfV Sachsen per-
sonenbezogene Daten rechtmiBig erhebt, verarbei-
tet oder tibermittelt.
Jeder Biirger kann sich an den Datenschutzbeauf-
tragten wenden, wenn er der Ansicht ist, das LfV
Sachsen habe bei der Erhebung und Verarbeitung
seiner personenbezogenen Daten seine Rechte ver-
letzt.

e den Séchsischen Rechnungshof
Er kontrolliert die Verwendung der Haushaltsmit-
tel des LfV Sachsen.

e die Gerichte
Jeder Biirger hat das Recht, gegen MalBnahmen des
LfV Sachsen bei Gericht zu klagen, wenn er geltend
macht, in seinen Rechten verletzt zu sein. Auler-
dem priift ein Gericht die Zuldssigkeit von Wohn-
raumitberwachungsmafinahmen.

o die Offentlichkeit
Durch die Medienberichterstattung wird die Tatig-
keit des LfV Sachsen der Offentlichkeit zuginglich
gemacht und erfihrt damit auch deren Kontrolle.

Verfassungsschutz und Polizei

Verfassungsschutz und Polizei sind getrennt organi-
siert und mit unterschiedlichen Befugnissen ausge-
stattet (‘Trennungsgebot). Das Trennungsgebot ist in
der Sichsischen Verfassung wie auch im Sichsischen
Verfassungsschutzgesetz verankert. Es besagt insbe-
sondere, dass der Verfassungsschutz keiner Polizeibe-
horde angegliedert werden darf. Auch stehen ihm
Zwangsbefugnisse, wie sie der Polizei eingerdumt
sind, nicht zu. Er darf also weder Personen fest-
nehmen, durchsuchen, vorladen, vernehmen noch
Wohnungen durchsuchen oder Gegenstinde beschlag-
nahmen. Er darf auch keine Verbote oder Auflagen
aussprechen. Es gibt zudem keinen unbeschridnkten
Informationsaustausch.



Rechtsextremismus

Uberblick iiber verfassungsfeindliche
Zielsetzungen der rechtsextremistischen
Bestrebungen — Was ist Rechtsextre-
mismus und woran erkennt man ihn?

Rechtsextremisten lehnen wesentliche Grundele-
mente unserer Verfassungsordnung ab — auch wenn sie
in offentlichen AuBerungen vorgeben, auf dem Boden
des Grundgesetzes zu stehen. Sie streben eine politi-
sche Ordnung an, in der die ethnische oder rassische
Zugehorigkeit eines Menschen die grofite Bedeutung
hat. Ihr werden alle anderen Interessen und Werte,
auch Menschen- und Biirgerrechte, untergeordnet.

Verfassungsfeindliche Ziele erkennt man u. a.:

e am Willen, die Freiheitsrechte des Einzelnen abzu-

schaffen und eine volkische Gemeinschaft zu er-
richten
Fur Rechtsextremisten ist die Nation eine Ge-
meinschaft unter volkischen Gesichtspunkten:
»Nur wer deutsches Blut in seinen Adern flieBen
hat, kann fiir uns Deutscher sein“’.
Die eigene Nation wird dabei als absolutes Gut an-
gesehen, dem sich sowohl andere Nationen und
Volker als auch die — in der Verfassung garantierten
— Rechte des Einzelnen unterzuordnen haben. In
einer vom NPD-Bundesvorstand herausgegebenen
Handreichung wird dazu ausgefiihrt: ,Die NPD ist
eine idealistische deutsche Erneuerungsbewegung,
die der noch unter dem Schutt der Zeit liegenden
Volksgemeinschaft den Weg ebnen wird.“® Eine
weitere Passage zeigt, wie wenig die im Grundge-
setz verankerten Menschenrechte fiir die NPD Be-
deutung haben, ,(...) die Grundrechtsbestimmun-
gen triefen vor Menschenrechtstiimelei und stellen
Deutsche im eigenen Land de facto mit Auslindern
gleich, und das Grundgesetz hat einem gemein-
wohl-schidigenden Individualismus und Parteien-
regime den Weg geebnet.“?

e an aggressiver Fremdenfeindlichkeit, die sich auch
in Rassismus und Antisemitismus ausdriickt
Rechtsextremisten bewerten die eigene ,Rasse als
ein so wichtiges Gut, dass sich die Interessen ande-
rer Nationalititen, aber auch die Rechte des Ein-
zelnen dem unterzuordnen haben. Nach ihrer Vor-
stellung soll das deutsche Volk vor ,rassisch min-
derwertigen Auslindern“ und vor einer ,Volker-

vermischung® bewahrt werden. In einem Schu-
lungsheft der NPD wird diese Haltung begriindet:
Eines ,der wichtigsten biologischen Grundprinzi-
pien“ sei ,das der Erhaltung der Art. Simtliche Re-
gelungen, die man fiir das menschliche Leben
trifft, miissen das beriicksichtigen.“1?

Die fremdenfeindliche Haltung der NPD resultiert
also aus der Uberzeugung, dass eine Integration von
Auslindern der ,Art der Deutschen® schaden
wiirde und letztendlich die ,Rasse® des Deutschen
Volkes infolge ,,Durchmischung® mit ,fremdem
Blut® untergehen wiirde.

In einem Staat nach Vorstellung von Rechtsextre-
misten wirden jene Menschen ausgegrenzt, die
nicht dem rassischen Ideal der Rechtsextremisten
entsprechen. Dies widerspricht der in unserer Ver-
fassung garantierten Gleichheit aller Menschen vor
dem Gesetz. Zudem verkehrt diese Sichtweise das
Menschenbild des Grundgesetzes ins Gegenteil:
Die Wiirde des Menschen, die bedingungs- und
voraussetzungslos jedem Menschen eigen ist, wire
von der biologisch-genetischen Teilhabe an der
Volksgemeinschaft abhingig.

Rechtsextremismus ist auch geprigt von Antisemi-
tismus. Haufig verbreiten Rechtsextremisten ein
Geschichtsbild, dem obskure Verschworungstheo-
rien, wie die Behauptung einer ,,jiidischen Weltver-
schworung“, zugrunde liegen. Oft verbinden sich
auch antisemitische Positionen mit Antiamerika-
nismus. So duBerte beispielsweise der NPD-Funk-
tiondr und jetzige Landtagsabgeordnete Jirgen
GANSEL: ,,In Washington und New York — ob hier
etwa der Schwanz Isracl mit dem Hund USA we-
delt oder nicht, sei dahingestellt — sitzen daher die
Todfeinde der Volker. Sein und Nichtsein der
Deutschen, Europier und aller anderen Volker
hingt davon ab, ob sie den Willen und die Kraft
haben, sich zu entamerikanisieren und zu renatio-
nalisieren.“!!

an der fehlenden Distanz zum Nationalsozialismus
des Dritten Reiches

Sie reicht von Verharmlosung bis Verherrlichung
des Nationalsozialismus. So glorifizieren Rechtsex-
tremisten beispielsweise Nationalsozialisten aus
dieser Zeit, z. B. den ehemaligen Stellvertreter
Adolf Hitlers Rudolf Hef3. Dartiber hinaus lehnen
sie sich zum Teil auch eng an die Sprache und Pro-
grammatik dieser Zeit an.

Der Bundesvorsitzende der NPD Udo VOIGT be-
zeichnete kurz nach der sichsischen Landtagswahl

7 Aus einer Rede von Holger APFEL, stellvertretender Bundesvorsitzender der NATIONALDEMOKRATISCHEN PARTEI DEUTSCHLANDS (NPD)
und seit Oktober 2004 séichsischer Landtagsabgeordneter, bei einer Demonstration der NPD am 1. Mai 2001 in Dresden.

8 ARGUMENTE FUR KANDIDATEN & FUNKTIONSTRAGER, 2. Auflage, Juni 2006, S. 25.

9 ARGUMENTE FUR KANDIDATEN & FUNKTIONSTRAGER, 2. Auflage, Juni 2006, S. 30.

10 Schulungsheft WEG UND ZIEL, Januar-Mirz 2000, S. 7.
T Internetseite NATIONALES FORUM vom Mai 2005.
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2004 in einem Interview mit der ,,Jungen Freiheit®
Hitler als einen ,groBen deutschen Staatsmann®,
dem er lediglich vorwerfe, fiir die Niederlage des
Deutschen Reiches verantwortlich zu sein. Ein da-
maliger NPD-Landtagsabgeordneter hielt im Jahr
2005 ,den Fithrer nach wie vor fiir einen groen
Staatsmann®, er sei ,vielleicht einer der groBten,
den wir je gehabt haben.“!? Der gleiche Abgeord-
nete wiederholte in einem Interview wihrend des
NPD-Bundesparteitages im November 2006 diese
Ansicht: ,,Zum Fihrer stehe ich nach wie vor. Da
gibt es kein Vertun. Da hat sich nichts geédndert.
Wie sollte sich.“13

e am Verichtlichmachen von Verantwortungstrigern
und Institutionen des demokratischen Verfassungs-
staates
Rechtsextremisten bezeichnen den demokrati-
schen Rechtsstaat hiufig abwertend als ,,System*
oder ,Judenrepublik®. Zudem werden demokrati-
sche Parteien hiufig als ,,Parteienkartell”, ,,System-
parteien” bzw. ,Lizenzparteien diskriminiert. De-
mokratische Politiker werden in der NATIONAL-
ZEITUNG/DEUTSCHE WOCHENZEITUNG,
dem Organ der DEUTSCHEN VOLKSUNION, regelmi-
Big als ,Handlanger fremder Michte* verun-
glimpft, die eine ,Entdeutschung Deutschlands®
betreiben wiirden. Holger APFEL duferte in der
DEUTSCHEN STIMME vom Dezember 2003,
dass nur die Stimmabgabe fiir die Nationaldemo-
kraten die ,ldngst notwendige, schallende Ohrfeige
fiir das von Korruption, Parteienwillkiir, Dekadenz
und Kliingelwirtschaft geprigte Altparteienkartell®
bedeute.

e an revisionistischen Ansichten

Sie sind ein wichtiges Bindeglied zwischen den ver-
schiedenen rechtsextremistischen Stromungen.
Revisionismus ist eine Form rechtsextremistischer
Agitation mit dem Ziel, die Zeit des Nationalsozia-
lismus zu beschonigen. So wird versucht, den Vol-
kermord im Dritten Reich sowie Kriegsverbrechen
und die Kriegsschuld Deutschlands zu leugnen
bzw. zu relativieren und die Verbrechen der Natio-
nalsozialisten zu verharmlosen. Revisionistische
Ansichten werden u. a. in zahlreichen rechtsextre-
mistischen Publikationen verbreitet.

So wird z. B. in der Parteizeitung der NPD DEUT-
SCHE STIMME die Schuld Deutschlands am Aus-
bruch des Zweiten Weltkrieges geleugnet. Der An-

griff auf Polen habe ,auf jeden Fall der Abwehr einer
deutlich angezeigten militirischen Bedrohung
gegen das Reich“1* gedient. Der Zweite Weltkrieg
sei den Deutschen von den Amerikanern aufge-
zwungen worden.!> Die Bemiihungen Deutsch-
lands um eine Versohnung mit den ehemaligen
Kriegsgegnern werden als ,Selbstbezichtigungsri-
tuale der BRD-Reprisentanten diskreditiert. In
einem Aufruf zu einer Demonstration am 8. Mai
2005 in Berlin heiit es zum Beispiel: ,Uber eine
Million deutsche Kriegsgefangenen wurden von
den Westalliierten umgebracht. Die Rote Armee
verlbte furchtbare Greuel. (...) Die Besatzer (...)
mutierten zu ,Befreiern’, ihre Verbrechen zu ,Be-
freiungstaten’. Diese Absurditdt mulite hinter gi-
gantisch aufgebauschten tatsichlichen oder angeb-
lichen Greultaten der Nationalsozialisten versteckt
werden. (...) Es wird uns eingeredet, da3 wir am
Krieg und der Bekdmpfung des europdischen Ju-
dentums schuld seien (...).“1® Den millionenfa-
chen Massenmord an Juden relativiert die NPD,
indem sie von ,gewissen Fehlentwicklungen® im
,Dritten Reich“!7 spricht.

Im Einzelnen untergliedern sich rechtsextremistische

Bestrebungen in:

e rechtsextremistische Parteien,

e rechtsextremistische Szenen, insbesondere rechtsex-
tremistische Skinheads und Kameradschaften, sowie

e sonstige Gruppierungen.

Die rechtsextremistischen Parteien versuchen in ihrer
politischen Agitation — trotz 6ffentlicher Bekenntnisse
zum Grundgesetz — wesentliche Grundprinzipien des
freiheitlichen demokratischen Staates zu beeintrichti-
gen oder zu beseitigen. Der demokratische Rechtsstaat
sowie seine Reprisentanten und Einrichtungen wer-
den diffamiert, um das Vertrauen in die demokratische
Staatsform zu untergraben. In ihrer Propaganda sind
tibersteigerter, den Gedanken der Volkerverstindigung
missachtender Nationalismus und menschenverach-
tende Fremdenfeindlichkeit enthalten. Auslinder wer-
den als minderwertig, kriminell, faul, schmarotzend
und betriigerisch dargestellt.

Rechtsextremistische Parteien greifen fir die Verbrei-
tung ihrer verfassungsfeindlichen Propaganda oft sozi-
ale und wirtschaftliche Themen auf. In der Kritik an
den sozialen und wirtschaftlichen Verhiltnissen wer-
den dabei zum Teil sozialistische Thesen unter natio-
nalistischem Vorzeichen iibernommen.

12 Aus: Sendung ,Kontraste* der ARD vom 22. September 2003, Wiedergabe im Internet, Auszug vom 6. Oktober 2003.

13 Tnternetseite ,RP-Online® vom 13. November 2006.

14 DEUTSCHE STIMME, Artikel ,,Imperialistischer Raubzug oder nationaler Notwehrake?*, August 2003, S. 20.
15 Internetseite der ,Siiddeutschen Zeitung® vom 17. Februar 2005, Artikel ,NPD-Abgeordneter leugnet deutsche Schuld am Zweiten

Weltkrieg®.

16 Aufruf der NPD zu einer Demonstration am 8. Mai 2006. Schreibweise wie im Original.
17 DEUTSCHE STIMME, Artikel ,Die BRD feiert die Niederlage Deutschlands*, Juli 2004, S. 4.



Skinheads und durch diese Subkultur beeinflussten
anderen Jugendlichen auf Grund ihrer Gewaltbe-
reitschaft Gefahren aus, da sie hdufig an Straftaten
mit rechtsextremistischem, insbesondere fremden-
feindlichem Hintergrund, beteiligt sind.

Die rechtsextremistischen Szenen sind kein homoge-
nes Gebilde, sondern ein Sammelbecken unterschied-
licher Gruppierungen. Zu ihnen gehoren rechtsextre-
mistische Skinheads, Kameradschaften und rechtsex-
tremistisch motivierte Gewalttiter.

Die neonationalsozialistische Kameradschaftsszene
dominiert zunchmend rechtsextremistische Be-
strebungen auBerhalb des Parteienbereichs. Sie
unterscheidet sich von den Skinheadkameradschaf-
ten insbesondere durch ihre Bereitschaft zur politi-
schen Arbeit. Dabei orientieren sie sich an einem
totalitiren, nationalistischen und rassistischen
Fuhrerstaat mit einer Einheitspartei nach dem Vor-

Die rechtsextremistischen Skinheads grenzen sich
durch ihre politische Einstellung von anderen Jugend-
lichen ab. Thre Weltanschauung ist durch folgende
Merkmale gekennzeichnet:

e extreme Fremdenfeindlichkeit,

o schr stark ausgeprigter Rassismus und Antisemi-

tismus sowie
e Verherrlichung von Elementen des Nationalsozia-
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lismus, insbesondere seiner Fithrungspersonen und
Symbole. Verbreitet ist z. B. die ,,Schwarze Sonne*,
ein altes heidnisches Symbol, das von den Natio-
nalsozialisten als FuBbodenmosaik in der Wewels-
burg, der Ordensburg der SS, verwendet wurde.
Teilweise werden auch germanische Symbole ver-
wendet — z. B. das Abzeichen mit dem Hammer des
germanischen Gottes Thor — und Riten, wie z. B.
Sonnenwendfeiern, aufgegriffen.

Eine Einordnung als Skinhead lediglich nach den
friiheren typischen AuBerlichkeiten — kurz gescho-
rene Haare, Bomberjacke und Kampfstiefel mit
weiBen Schniirsenkeln — ist nicht maéglich, da Ele-
mente des skinheadtypischen Aussehens unter Ju-
gendlichen teilweise zur Mode geworden sind.
Gleichwohl ist zu beobachten, dass Angehorige die-
ser Szene auf eine unauffillige und sportliche Er-
scheinung umgestiegen sind.

Die Skinheadkameradschaften sind subkulturell
ausgerichtet sowie von Spontaneitdt und Aktio-
nismus geprigt. Sie besitzen kein gefestigtes neo-
nationalsozialistisches  Weltbild. Hauptsichlich
rechtsextremistisch disponierte Jugendliche aus
dem Skinhead-Milieu fiihlen sich zu solchen oft lo-
ckeren Strukturen und Kleingruppen — in der Regel
zwischen 10 und 20 Personen — hingezogen.

Thre Aktivititen konzentrieren sich hauptsichlich
auf die Teilnahme an Skinheadkonzerten oder De-
monstrationen. Obwohl die Gruppen zum Teil
kurzlebig sind, gehen von rechtsextremistischen

18 FREIER RUNDBRIEF CHEMNITZ Ausgabe 2/2006, S. 3.
19 FREIER RUNDBRIEF DRESDEN Ausgabe 4/2006, S. 12.

bild des Dritten Reiches. So hei3t es in einer fiir die
politische Schulung herausgegebenen Broschiire:
,Die von uns allen angestrebte Volksgemeinschaft
muss schon heute von uns vorgelebt werden.“18
Zudem werden hiufig so genannte ,,Zeitzeugenvor-
trdge® organisiert oder ,Bildungsfahrten® zu ehe-
mals nationalsozialistischen Stéitten unternommen.
Vordergriindiges Ziel der neonationalsozialistischen
Kameradschaften ist es, die Skinhead-Kamerad-
schaftsszene weiter im Sinne einer nationalsozialis-
tischen Ideologie zu politisieren. In einer Anzeige
heiit es: ,Im Einzelnen das Ganze stirken. Fir
selbstbestimmte und verantwortliche Handlungs-
weisen einer revolutiondren, nationalistischen Poli-
tik!“1?

Ihre Ideologie stimmt dabei in einer Reihe von
Punkten mit dem Programm der NATIONALSOZIA-
LISTISCHEN DEUTSCHEN ARBEITERPARTEI (NSDAP)
aus dem Jahr 1920 tiberein. Nationale Interessen
werden zum Nachteil anderer Nationen und des
Einzelnen uberbewertet. Die ,deutsche Rasse®
wird als Elite dargestellt, alles Andersartige als min-
derwertig eingestuft. Neben jenen neonationalsozi-
alistischen Bestrebungen, die sich insbesondere
Adolf Hitler zum Vorbild nehmen, gibt es auch sol-
che Neonationalsozialisten, die sich an antikapita-
listischen und sozialrevolutiondren Stromungen im
Nationalsozialismus orientieren. Sie streben eine
Zusammenarbeit und Vernetzung der einzelnen
Kameradschaften an. Demonstrationen spielen fiir
die Vermittlung ihrer politischen Interessen eine
zentrale Rolle.
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Uberblick in Zahlen?

In der Bundesrepublik Deutschland gab es im Berichtsjahr ca. 38.600%! Rechtsextremisten. Die Anzahl hat sich
im Vergleich zum Vorjahr (2005: ca. 39.000) damit kaum verdndert.

Auch die Anzahl der Rechtsextremisten im Freistaat Sachsen blieb im Berichtsjahr mit ca. 3.180 Personen gegen-
tber dem Vorjahr (2005: ca. 3.230) weitgehend konstant.
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Ca. 1.180 Personen gehoren rechtsextremistischen Par-
teien an. Der Mitgliederbestand in diesem Bereich ist
damit leicht riickldufig (2005: ca. 1.230). Dies ist auf
Mitgliederverluste bei der DEUTSCHEN VOLKSUNION
(DVU) zurtickzufithren. Demgegeniiber weist die NA-
TIONALDEMOKRATISCHE PARTEI DEUTSCHLANDS (NPD)
mit ca. 1.000 Mitgliedern keine Verinderung auf.

%0 Die Zahlenangaben sind zum Teil geschitze und gerundet.

Bei den Kameradschaften ist die Anhédngerschaft insge-
samt gewachsen. Urséchlich hierfiir ist insbesondere
die zunehmende Politisierung der Skinheadszene, aus
der sich neue Kameradschaften gebildet haben. Zudem
entstanden aus ehemals subkulturell?? geprigten Ka-
meradschaften solche mit neonationalsozialistischer
Ausrichtung. Dariiber hinaus sind Kameradschaften
nach wie vor fir Jugendliche attraktiv.

21 Angaben des Bundesamtes fiir Verfassungsschutz. Ohne Mehrfachmitgliedschaften.
22 Als subkulturell werden Rechtsextremisten bezeichnet, bei denen nicht die durch eine geschlossene rechtsextremistische Ideologie be-

einflusste politische Aktion im Vordergrund steht, sondern gemeinschaftliches Freizeitverhalten. Ohne dass hierbei rechtsextremistische
Gesinnung in den Hintergrund tritt, reicht dieses Freizeitverhalten vom Aufbau von Drohkulissen im 6ffentlichen Raum, die Ausfithrung
von Gewalthandlungen gegeniiber missliebigen Personen bis zur unauffilligen Durchfithrung von — meist kérperbetonten — Sportwett-
kimpfen. Typischerweise trifft dies fiir den Bereich der Skinheads und der gewaltbereiten Rechtsextremisten zu.



Anzahl der Rechtsextremisten
Freistaat Sachsen: ca. 3.180%3 Personen (2005: ca. 3.230)
Bundesrepublik Deutschland: ca. 38.600 Personen (2005: ca. 39.000)

Rechts- I
extremistische

Parteien

Freistaat Sachsen:
ca. 1.180
(2005: ca. 1.230)
bundesweit: ca. 21.500
(2005: ca. 21.500)

Neonational-
sozialistische
Bestrebungen

Freistaat Sachsen:
ca. 550
(2005: ca. 270)
bundesweit: ca. 4.200
(2005: ca. 4.100)

Rechtsextremistische
Skinheads, gewalt-
bereite Rechts-
extremisten und
Kameradschafts-
angehorige
Freistaat Sachsen:
ca. 1.500
(2005: ca. 1.660)
bundesweit: ca. 10.400
(2005: ca. 10.400)

Sonstige
rechtsextremistische
Organisationen

Freistaat Sachsen:
ca. 45
(2005: ca. 70)
bundesweit: ca. 3.800
(2005: ca. 4.000)

Freistaat Sachsen: ca. 1.000
(2005: ca. 1.000)
bundesweit: ca. 7.000
(2005: ca. 6.000)

Freistaat Sachsen: ca. 250
(2005: ca. 80)
bundesweit:
keine Angaben

davon:
NATIONALDEMOKRATISCHE FREIE KRAFTEZ? Rechtsextremistische Angehorige sonstiger
PARTEI DEUTSCHLANDS auf3erhalb erkennbarer Skinheads und sonstige rechtsextremistischer
(NPD) Organisationsstrukturen gewaltbereite Rechts- Organisationen
extremisten®’

Freistaat Sachsen: ca. 80020
(2005: ca. 960)
bundesweit:
keine Angaben

Freistaat Sachsen: ca. 25
(2005: ca. 50)
bundesweit: ca. 3.800
(2005: ca. 4.000)

DEUTSCHE VOLKSUNION
(DVU)

Freistaat Sachsen: ca. 150
(2005: ca. 200)
bundesweit: ca. 8.500
(2005: ca. 9.000)

Neonationalsozialistische
Kameradschafts-
angehorige
Freistaat Sachsen: ca. 30027
(2005: ca. 190)
bundesweit:
keine Angaben

Mitglieder anderer
rechtsextremistischer
Kameradschaften
Freistaat Sachsen: ca. 70028
(2005: ca. 700)
bundesweit:
keine Angaben

JUNGE LANDSMANNSCHAFT
OSTPREUBEN?? — Landes-
verband Sachsen/
Niederschlesien (JLO)
Freistaat Sachsen: ca. 20
(2005: ca. 20)

DIt REPUBLIKANER (REP)3?
Freistaat Sachsen: ca. 30
(2005: ca. 30)
bundesweit: ca. 6.000
(2005: ca. 6.500)

NATIONALES BUNDNIS
DRESDEN e. V. (NB) einschl.
NATIONALES JUGEND-
BUNDNIS DRESDEN (NJB)
Freistaat Sachsen:
tiber 12031
(2005: iiber 100)

23 Von der rechnerischen Gesamtsumme wurden Doppelmitgliedschaften von knapp unter 100 Personen abgezogen.

24 Es handelt sich um ehemalige Mitglieder aufgeloster Kameradschaften, um Mitglieder von (in-)aktiven oder verbotenen Strukturen und

um unorganisierte gewaltbereite Rechtsextremisten, die als so genannte FREIE KRAFTE im Raum Siichsische Schweiz auftreten.

25 Die meisten subkulturell geprigten und sonstigen gewaltbereiten Rechtsextremisten (hauptsichlich Skinheads) sind nicht in Gruppen
organisiert. In die Statistik sind als gewaltbereit nicht nur tatsichlich als Tdter/Tatverdéchtige festgestellte Personen einbezogen, son-

dern auch solche Rechtsextremisten, bei denen lediglich Anhaltspunkte fiir Gewaltbereitschaft gegeben sind.

26 Darunter befinden sich iiber 120 Personen, die anlassbezogen als so genannte FREIE KRAFTE, FREIER WIDERSTAND oder FREIE NATIONA-

LISTEN in verschiedenen Regionen Sachsens auftreten.

27 Vgl. voranstehende FuBnote.
28 Vgl. voranstehende FuBnote.

29 Jetzt: JUNGE LANDSMANNSCHAFT OSTDEUTSCHLAND €. V. Vgl. Beitrag zur JLO.
30 Zu der Partei DIE REPUBLIKANER bestehen tatsichliche Anhaltspunkte fiir rechtsextremistische Bestrebungen.

31 Die regionale Gruppierung enthilt Mitglieder der NPD, REP, DVU und JLO sowie Angehorige der rechtsextremistischen Kamerad-
schaftsszene. Da hier Doppelmitgliedschaften vorliegen, bleibt die Mitgliederzahl des NB in der Gesamtsumme der Rechtsextremisten

unberiicksichtigt.
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Die im parteiunabhingigen Bereich des Rechtsextre-
mismus festzustellende Politisierung lief die Anhén-
gerschaft neonationalsozialistischer Bestrebungen auf
ca. 550 Personen ansteigen (2005: ca. 270). Dieser Be-
reich setzt sich aus der neonationalsozialistischen Ka-
meradschaftsszene und aus den so genannten FREIEN
KRAFTEN®? zusammen.

Den FRElEN KRAFTEN schlieBen sich anlassbezogen
ca. 120 Mitglieder der rechtsextremistischen Skinhead-
szene, etwa ebenso viele jeweils aus subkulturell geprig-
ten Kameradschaften sowie aus der kameradschaftlich
organisierten neonationalsozialistischen Szene an.

Bis etwa 2004 bildete der Neonationalsozialismus in
Sachsen im Vergleich zu den alten Bundesliandern eine
eher marginale GroBe. Seitdem ist ein Angleichungs-
prozess zu beobachten, der sich auch im Berichtsjahr
unvermindert fortsetzte.

Zu den rechtsextremistischen Skinheads, sonstigen ge-
waltbereiten Rechtsextremisten und Kameradschafts-
angehorigen?? zihlten im Berichtsjahr auf Grund dieser
Entwicklung nur noch ca. 1.500 Personen (2005:
ca. 1.660).

Entwicklungstendenzen
im Rechtsextremismus

Rechtsextremistische Parteien

Trotz des Austritts von drei Abgeordneten aus der
NPD und dem Ausschluss eines weiteren Abgeordne-
ten aus der NPD-Fraktion im Séchsischen Landtag und
der damit einhergehenden Reduzierung ihrer Parla-
mentssitze von 12 auf 8 setzte die NPD ihren Konsoli-
dierungsprozess im Hinblick auf die Parteiarbeit fort.
Deutlicher Ausdruck dafiir ist die im Berichtsjahr reali-
sierte, sachsenweit flichendeckende Prisenz mit
Kreisverbdnden, die das Riickgrat des Landesverban-
des darstellen.

Neben dem Ausbau ihrer Strukturen im Freistaat Sach-
sen stand fur einen Teil der sichsischen NPD-Funktio-
nire der Wahlkampf in Mecklenburg-Vorpommern im
Vordergrund ihrer Aktivitdten.

In der inhaltlichen und programmatischen Positionie-
rung ist deutlich die Tendenz erkennbar, sich vor dem
Hintergrund einschneidender gesellschaftlicher und
okonomischer Herausforderungen noch stirker als in
der Vergangenheit sozialen Themen zuzuwenden.
Hierbei setzte die NPD vor allem im Wahlkampf den
komplexen gesellschaftlichen Herausforderungen po-
pulistische Losungsansitze entgegen.

Die NPD versteht sich weiter als Teil des ,,nationalen
Widerstandes®“. Am ,,Deutschland-Pakt mit der DEUT-
SCHEN VOLKSUNION (DVU), der vor allem Wahlabspra-
chen umfasst, und dem Kooperationsangebot gegenii-
ber der rechtsextremistischen Kameradschaftsszene
wird die NPD festhalten. Fiir Letzteres gibt es aus
ihrer Sicht keine Alternative, da die Angehorigen der
parteiunabhingigen rechtsextremistischen Kamerad-
schaftsszene als Meinungsmultiplikatoren und Wahl-
kampfhelfer von Nutzen sind.

Die NPD-Jugendorganisation JUNGE NATIONALDEMO-
KRATEN (JN) verfiigt im Freistaat Sachsen neben dem
Landesverband tiber neun ,Stiitzpunkte®, vier mehr
als im Jahr 2005. Der weitere Ausbau der Strukturen ist
zu erwarten, jedoch derzeit nicht in flichendeckendem
Umfang.

Bei der DVU ist ein weiterer Riickgang der Mitglieder-
zahlen zu verzeichnen. Von einem organisierten und le-
bendigen Parteileben kann auch kiinftig nicht die Rede
sein. Die Aktivititen im Landesverband beschrinken
sich auf die Durchfithrung von regionalen ,,Gesprichs-
kreisen®.

Der Landesverband der REPUBLIKANER (REP), bei dem
tatsdchliche Anhaltspunkte fir rechtsextremistische
Bestrebungen bestehen, spielt keine prigende Rolle
mehr im Freistaat Sachsen. Durch den Austritt fithren-
der Funktionire hat er weiter an Bedeutung verloren.
Der Austritt war zum Teil mit Vorwiirfen verbunden,
dass im Landesverband rechtsextremistische Parolen
dominierten.

Rechtsextremistische Szenen und
ihre Erscheinungsformen

In der Kameradschaftsszene setzte sich die bereits in
den Vorjahren sichtbare Entwicklung fort, feste Struk-
turen aufzugeben und lose Organisationsformen zu
wihlen.

Zugleich verringerte sich das Potenzial der Angehori-
gen der subkulturell geprigten rechtsextremistischen
Szene zugunsten der neonationalsozialistischen Kame-
radschaften und der ebenfalls neonationalsozialisti-
schen FREIEN KRAFTE.

Die Kameradschaftsszene wird auch kiinftig — zum Teil
offentlichkeitswirksame — Freizeitaktivitdten durch-
fiihren, um dariiber sowohl Nachwuchs zu rekrutieren
als auch das Zusammengehorigkeitsgefiihl zu festigen.
Dariiber hinaus zeichnet sich ein offensiveres Demons-
trationsverhalten ab, bei dem unter Umgehung der
versammlungsrechtlichen Vorgaben kurzfristig verein-

32 Es handelt sich um ehemalige Mitglieder aufgeloster Kameradschaften, um Mitglieder von (in-)aktiven oder verbotenen Strukturen und

um unorganisierte gewaltbereite Rechtsextremisten, die als so genannte FREIE KRAFTE im Raum Sichsische Schweiz auftreten.

33 Ohne neonationalsozialistische Kameradschaftsszene.



barte ,spontane® Versammlungen durchgefithrt wer-
den. Bei diesen Veranstaltungen werden regelmiBig
Alltagsprobleme aufgegriffen und die typischen rechts-
extremistischen , [L.osungsansitze“ angeboten.
Zwischen politisch-aktionistischer Kameradschafts-
szene und der JN existieren in regional unterschied-
licher Ausprigung deutliche weltanschauliche Schnitt-
mengen. Deutlicher Ausdruck hierfiir ist der Anschluss
der FREIEN AKTIVISTEN HOYERSWERDA (FAH) an den lo-
kalen JN-Stiitzpunkt sowie die Ubernahme von her-
ausgehobenen Funktionen im JN-Landesverband
durch ehemals fithrende Mitglieder der verbotenen
SKINHEADS SACHSISCHE SCHWEIZ.

Die sdchsische rechtsextremistische Vertriebsszene ist
im Bundesvergleich am stirksten ausgepragt.

Im Berichtsjahr war ein Riickgang der geplanten
rechtsextremistischen Konzerte festzustellen. Eine
dauerhaft riickliufige Tendenz ldsst sich hieraus noch
nicht ableiten.

Rechtsextremistische Szenen

Rechtsextremistische Skinheads

Ein groBer Teil der heutigen Skinheads ist rechtsextre-
mistisch eingestellt>*. Rechtsextremistische Skinhe-
ads haben meist keine gefestigte rechtsextremistische
Ideologie. Dennoch bildete sich eine diffuse rechtsex-
tremistische Weltanschauung heraus, die sich in tiber-
steigercem Nationalismus, Rassismus, Antisemitismus,
Fremdenfeindlichkeit und der Verherrlichung des Na-
tionalsozialismus zeigt. Die rassistische Einstellung
der Rechtsextremisten im Sinne einer angeblichen
Uberlegenheit der ,WeiBen Rasse“ wird auch durch die
von ihnen verwendete Parole ,\White Power“3> verdeut-
licht.

Rechtsextremistische Musik

,Die Szene definiert sich nur iber Musik, nicht Uber
politische Inhalte oder eine gefestigte Ideologie.

Nimm der Szene die Musik, und sie ist tot.“ Diese Aus-
sage im einschlidgigen HATECORE-FORUM im Inter-
net anlésslich des Pressefestes der DEUTSCHEN
STIMME zeigt, welchen Stellenwert die rechtsextre-
mistische Szene ihrer Musik selbst zumisst.

Die Musik dient als zentrales Kommunikationsmittel
und bildet die gemeinsame Basis der subkulturell ge-
prigten rechtsextremistischen Szene. Uber den Be-
such von Skinhead-Konzerten werden das Gemein-
schaftsgeftihl in der Szene gestirkt und Kontakte zwi-
schen den verschiedenen regionalen Szenen gekniipft
und aufrechterhalten.

Das Musikinteresse der Rechtsextremisten hat sich im
Laufe der Jahre weiterentwickelt und ist breiter ge-
worden. Neben der traditionell von rechtsextremisti-
schen Skinheads bevorzugten ,R.A.C.“-Musik3® wer-
den in der Szene seit einiger Zeit verstirkt ,Hard-
core“37 (hier auch als ,Hatecore® bezeichnet) sowie
verschiedene Arten der ,Metal“-Musik (insbesondere
»Black Metal“38), aber auch Balladen gehort. Durch die
unterschiedlichen Musikstilrichtungen und die musi-
kalische Qualitit einiger Szenebands wird die rechts-
extremistische Musik auch fiir bisher unpolitische Ju-
gendliche und Anhinger anderer Sub- und Jugendkul-
turen interessant.

Die Besucher der rechtsextremistischen Konzerte sind
daher nicht mehr ausschlieBlich der Skinhead-Szene
zuzuordnen. Unter ihnen befinden sich zunehmend
auch Rechtsextremisten mit Beziigen zu Subkulturen
(z. B. der ,Hooligan“-, ,Hardcore®-, ;Metal“- und ,,Ro-
cker“-Szene), sowie Jugendliche, die sich generell als
Rechtsextremisten (z. B. als ,NS“ oder ,WP“3?) be-
zeichnen.

Viele Aktivisten sehen die Offnung der Szene positiv.
Der Singer der rechtsextremistischen Band KRAFT-
SCHLAG duBerte in einem Interview im HATECORE-
FORUM auf die Frage nach seinen Musikvorlieben:
Ich hore so ziemlich alles. (...) Ich denke mal es ist ein
groBer Schritt vorwirts, die Allianz der Rechten Szene
mit dem politischen BM-Untergrund* und der Heid-
nischen Gothic Szene. Auch wenn viele mit dem Aus-
sehen der Leute Probleme haben, iberwiegen doch

34 Den kleineren Teil der Szene bilden die ,traditionellen® Skinheads, die sich auf den so genannten ,,Spirit of 69“ — den Anfang der Skin-
head-Bewegung — berufen sowie die unpolitischen ,Oi!“-Skins. Der Begriff ,,Oi!* ist keine Abkiirzung und nicht tibersetzbar. Es handelt
sich um eine Wortschopfung, die fiir Freude und Aktion steht. Auierdem gibt es auch teilweise linksextremistische RED- sowie die so ge-
nannten S.H.A.R.P-Skins (Skinheads Against Racial Prejudice; deutsche Ubersetzung: Skinheads gegen rassistische Vorurteile).

35 Deutsch: ,Weibe Kraft“.

36 RA.C.: ,Rock against Communism® (deutsche Ubersetzung: Rock gegen Kommunismus). Hierunter wird Rockmusik mit rechtsextre-

mistischen Texten verstanden.

37 Hardcore“: US-amerikanische Weiterentwicklung der ,Punk®“-Musik. Hirter, schneller und variantenreicher als der klassische Drei Ak-

korde Punk®. In der rechtsextremistischen Musikszene wird wegen der hier verwendeten Texte mitunter auch vom ,Hatecore*(Hate =

Hass) gesprochen.

38 _Black Metal“: Die Musik setzt sich inhaltlich mit okkulten Themen wie z. B. der Satansverehrung auseinander. Interessant fiir Rechts-

extremisten sind die zum Teil heidnische Ausrichtung des ,,Black Metal“ und die positive Haltung zur Gewalt.

39 Nationalsozialisten bzw. Anhiinger der rassistischen ,White Power* Bewegung.

40 BM ist die Abkiirzung fiir ,Black Metal®.
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meistens die gleichen Ansichten. (...) reine Skinbands
gibt es nicht mehr viele (...) eine reine Glatzenszene
auch nicht. Dafir hat sich das ganze zu sehr politisiert.
Und das ist auch gut so.“!

Skinhead-Musikgruppen/
rechtsextremistische Bands

Im Berichtsjahr waren 20 (2005: 20) namentlich be-
kannte und als rechtsextremistisch eingestufte sichsi-
sche Musikgruppen aktiv. Diese Bands traten bei
rechtsextremistischen Konzerten auf oder veroffent-
lichten Tontriger.

Die Mehrzahl dieser Bands gehort der Skinhead-Sub-
kultur an, einige konnen auf Grund ihres Musikstils
und ihres Auftretens der ,Hardcore“-Szene zugerech-
net werden. Unter den sdchsischen Musikformationen
befinden sich auch so genannte ,Wiking“*2- bzw.
,Black-Metal“- sowie ,Grindcore“*3-Bands, welche
aber bisher eher Ausnahmefille darstellen.

ASATRU (Bautzen)

BLITZKRIEG (Chemnitz)
BoOLLWERK (Hoyerswerda)
DOBELNER JUNGS (Dobeln)
EISENHERZ (Pirna)

EYE oF ODIN (Borna)

GUILTILY THE PAIN (Lobau)
KONFRONTATION (Mittleres Erzgebirge)
MACHTKAMPF (Muldentalkreis)
MosHPIT (Sachsen/Thiiringen)
ODEssA (Leipzig)

PROJEKT X (Ehrenfriedersdorf)
RacIAL PuriTy (Dresden)
SACHSONIA (Dresden)
SELBSTSTELLER (Riesa)
T.H.O.R. (Schneeberg)

WEIBE HORDE (Muldentalkreis)
WHITE DESTINY (Wurzen)
WHITE RESISTANCE (Erzgebirge)
W.0.T.AN. (Ostsachsen)

In den Liedtexten der rechtsextremistischen Bands
werden héufig Rassismus, Antisemitismus und Gewalt
propagiert, die Wehrmacht, das nationalsozialistische
Regime und seine fithrenden Vertreter verherrlicht
und der Kampf der Nationalisten gegen das thnen ver-
hasste demokratische System beschrieben. Dariiber
hinaus wird das alltéigliche Leben der Skinheads the-
matisiert. Aber auch Germanen- und Wikingerkult
sowie die nordische Mythologie sind Inhalt der Texte.

41 Schreibweise wie im Original.

Nicht immer wird der Rechtsextremismus fiir Auf3en-
stehende auf den ersten Blick deutlich. Neben zum
Teil schwieriger akustischer Verstindlichkeit variieren
die Aussagen in den Liedern von allgemeiner Kritik
(z. B. an der politischen oder sozialen Situation in
Deutschland) tiber versteckte Andeutungen und Wort-
spiele bis hin zu unverhohlen gedufertem Hass und
Gewaltaufrufen.

Rechtsextremistische Konzerte

Nach dem deutlichen Anstieg im Jahr 2005 bewegte
sich die Anzahl der geplanten rechtsextremistischen
Konzerte in Sachsen auch im Berichtsjahr auf einem
hohen Niveau, wenngleich gegeniiber 2005 ein Riick-
gang zu verzeichnen war.

Im Berichtsjahr wurden 47 geplante rechtsextremisti-
sche Konzerte bekannt. Davon wurden 40 durchge-

Rechtsextremistische Konzerte**

‘ M Konzerte insgesamt W durchgefiihrt O aufgelost/verhindert
801
68
60 $
47
40
40+ 2 31
25
20 14 ko
10 12 10 5
K ]
0 T T T T 1
2002 2003 2004 2005 2006

42 Auch Viking-Metal, Mischung von Black-Metal mit nordischer Folklore, in den Texten werden Leben und Mythen der Wikinger behandelt.
43 Extreme Art der Metal-Musik mit Wurzeln im Hardcore, stakkatoartige Rhythmik und ungewohnliche Liedstrukturen.
# Im Sichsischen Verfassungsschutzbericht 2005 wurde die Anzahl der im Jahr 2005 geplanten Konzerte mit 66 und die Anzahl der durch-

gefithrten mit 56 angegeben. Auf Grund nachtriglich beim L{V eingegangener Informationen musste die Anzahl auf 68 bzw. 58 gedndert

werden.



fithrt, sechs nach Beginn von der Polizei aufgelost und
ein Konzert im Vorfeld verhindert. Es ist davon auszu-
gehen, dass der Ruckgang der Konzertzahlen vor allem
auf ein ,Einpendeln des Marktes zuriickzufihren ist.

300+
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Insgesamt kamen im Berichtsjahr zu rechtsextremisti-
schen Konzerten im Freistaat Sachsen ca. 6.200 Besu-
cher. Die durchschnittliche Anzahl der Teilnehmer pro
Konzert lag bei etwa 130 Personen. Sie ist im Vergleich
zu den Vorjahren leicht gesunken. Allerdings fanden
2006 im Gegensatz zu 2004 und 2005 keine offiziellen
Konzertveranstaltungen der NPD und ihrer Jugendor-
ganisation JN statt. Derartige Konzerte waren in der
Vergangenheit auch wegen ihres offiziellen Charakters
meist Uberdurchschnittlich besucht.

Bei den meisten Veranstaltungen handelte es sich um
kleinere Konzerte mit 50 bis 200 Besuchern. Bis auf
wenige Ausnahmen wurden die Konzerte konspirativ
vorbereitet und durchgefithrt und hatten daher kaum
AuBenwirkung.

Der Trend zur Nutzung so genannter Szene-Objekte®
hat sich im Berichtsjahr weiter verstirkt. Beispielhaft
kénnen hier Objekte in Dohna/OT Borthen (Landkreis
Séchsische Schweiz), Delitzsch sowie in Mylau (Vogt-
landkreis) genannt werden. Dort fanden regelmiBig
Konzertveranstaltungen statt. Wurden in derartigen
Riumlichkeiten im Jahr 2005 bereits 65 % aller rechts-
extremistischen Konzerte veranstaltet, so waren es im
Berichtsjahr tiber 80 %. Neben den logistischen Vorzii-
gen — technische Ausriistung und einfache Versor-
gungsmoglichkeiten sind zumeist vorhanden — spielen
vor allem die Besitzverhiltnisse eine entscheidende
Rolle. Da es sich in der Regel um Privatgelinde han-
delt, sind dem Handeln der Behorden besondere recht-
liche Grenzen gesetzt; Auflosungen der Veranstaltun-
gen sind kaum moglich. Die durchgefiihrten Konzerte
wertet die rechtsextremistische Szene als anspornen-
den Erfolg.

Rechtsextremistische Vertriebe
und Fanzines

Vertriebe

Rechtsextremistische Vertriebe offerieren ein umfas-
sendes Angebot an Szenemusik, aber auch an Textilien,
Schmuck und Alltagsgegenstidnden.

Der Freistaat Sachsen ist das Bundesland mit den am
stirksten ausgeprdgten rechtsextremistischen Ver-
triebsstrukturen. Diese konzentrieren sich auf die Re-
gionen Chemnitz und die Sichsische Schweiz. Neben
Kleinvertrieben sind auch Unternehmen von iiberre-
gionaler Bedeutung im Freistaat ansissig. Diese verfi-
gen Uber mehrere tausend Kunden im In- und Ausland,
ihr Jahresumsatz liegt deutlich tiber 100.000,- €. Insbe-
sondere bei den Betreibern der groBeren Vertriebe
dirften neben der rechtsextremistischen Motivation
auch die Gewinnabsichten im Vordergrund stehen.

In den letzten Jahren ist eine Dezentralisierung der
Vertriebsstrukturen zu beobachten: grof3e, etablierte
Vertriebsunternehmen verlieren zu Gunsten kleinerer,
regional gebundener Strukturen sowie reinen Internet-
anbietern an Bedeutung. Die Dezentralisierung der
Vertriebsszene hat sich auch im Berichtsjahr fortge-
setzt.

Neben den gewerblich angemeldeten Szeneldden, Ver-
sandunternchmen und Labels existieren hiufig wei-
tere, konspirativ agierende Kleinststrukturen. Diese
handeln tberwiegend mit Tontrdgern in kleinerer
Stiickzahl und sind meist bei Szeneveranstaltungen
wie Skinheadkonzerten prisent. Sie bieten nicht sel-
ten auch strafrechtlich relevante Ware an.

Es konnte aber auch festgestellt werden, dass einzelne
Unternehmen ihre Angebotspalette so verinderten,
dass sie fiir Rechtsextremisten nicht mehr interessant
sind.

Mehrere sidchsische Vertriebe bringen unter eigenem
Label Tontrdger heraus. AuBerdem bieten einige Ver-
triebe inzwischen sogar Waren — vorwiegend "Textilien
und Schuhe - fiir Kleinkinder an.

Einige Besitzer von Vertrieben haben sich inzwischen
zusitzlich ein unpolitisches zweites Standbein geschaf-
fen. Es wird davon ausgegangen, dass dies der wirt-
schaftlichen Absicherung des Szenevertriebes dient.

Rechtsextremisten aus Sachsen nutzen auch auslindi-
sche Vertriebe sowie die Grenznihe zur Tschechischen

4 Unter diesem Begriff werden Objekte zusammengefasst, die dauerhaft oder regelmiBig von Rechtsextremisten genutzt werden. Es kann
sich dabei um gemietete Objekte oder um Privateigentum von Rechtsextremisten handeln.
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Republik und nach Polen, um dort — nicht selten straf-
rechtlich relevante — Tontrdger und Gegenstinde mit
rechtsextremistischem Bezug zu erwerben.

Fanzines

Fanzines sind die traditionellen Publikationen der
Skinheadszene. Sie stellen trotz wachsender Konkur-
renz durch das Internet noch immer ein wichtiges
Kommunikationsmittel dar, jedoch mit abnehmender
Tendenz.

Die Fanzines haben sich seit Anfang der 1990er Jahre
von amateurhaften Schreibmaschinenausgaben und
selbst gezeichneten Karikaturen hin zu computerge-
stalteten Magazinen mit professionellem Layout ent-
wickelt. Sie erscheinen meist unregelmifig. Thre Her-
ausgeber sind iiberwiegend Personen mit jahrelanger
Szeneerfahrung.

Die Publikationen werden bei Szeneveranstaltungen
sowie tiber Versandunternechmen und in Szeneliden
angeboten. Hiufig konnen sie auch direkt beim Her-
ausgeber bestellt werden.

Die Artikel bzw. Karikaturen in Fanzines haben hiufig
rechtsextremistischen, nicht selten rassistischen und
antisemitischen Charakter. Hiufig wird iiber Veranstal-
tungen der Skinheadszene sowie der NPD berichtet,
es werden neue Publikationen und Tontrdger vorge-
stellt; Szenevertriebe werben fiir ihre Angebote. Re-
gelmiBig finden sich auch Beitrige Giber deutsche und
auslindische Skinheadbands. Mitunter werden auch
Artikel aus anderen rechtsextremistischen Publikatio-
nen ibernommen.

Der Freistaat Sachsen galt in den vergangenen Jahren
bundesweit stets als ein Schwerpunkt bei der Heraus-
gabe von Fanzines. Hier erschienen langjihrig eta-
blierte Publikationen wie FOIER FREI! und DER
PANZERBAR. Inzwischen befindet sich das sichsische
Fanzine-Spektrum im Umbruch. Neuere Fanzines er-
scheinen nur iiber einen begrenzten Zeitraum mit we-
nigen Ausgaben, etwa die zwischenzeitlich wieder ein-
gestellten Publikationen WHITE VICTORY und
RUFE INS REICH. Alle Fanzines, die in den 1990er
Jahren verbreitet wurden, werden nicht weitergefiihrt.
Auch Publikationen der Kameradschaftsszene mit fan-
zinetypischem Aufbau wie das RIESAER ZUND-
BLADD L erscheinen nicht mehr.

Griinde fiir den Niedergang der traditionellen Publika-
tionen nennen die Herausgeber der Fanzines hiufig
selbst in ihren Ausgaben. Sie bemingeln die stark zu-
riickgegangene Bereitschaft von Szeneangehorigen, bei
der Erstellung der Publikationen mitzuarbeiten.
AuBerdem wiirden Interview-Partner die Gbermittel-
ten Fragen nicht beantworten. Den wahrscheinlichen

46 FOIER FREI!, Nr. 20, S. 3. Schreibweise wie im Original.

Hauptgrund 4duflert jedoch der Herausgeber des
FOIER FREI! in der letzten Ausgabe: ,Vielleicht
stimmt es ja (...), daB} in Zukunft ohnehin viele Zines
durch Weltnetzseiten ersetzt werden. Zwar schade,
doch der Trend scheint genau dahin zu gehen.

«46

Im Berichtsjahr kamen zwei neue Ausgaben des
STAHLHELM heraus. Diese Publikation verlagerte
ihren Inhaltsschwerpunkt im Verlauf ihres Erscheinens
von einer politisch-ideologischen Prigung zu einem
Heft mit fanzinedhnlichem Charakter. Zudem erschien
im Berichtsjahr erstmals das Fanzine DER ERZGE-
BIRGLER.

Kameradschaften

Anders als Parteien, deren Arbeit ausschlieflich auf die
Umsetzung gemeinsamer politischer Vorstellungen
ausgerichtet ist, prigen Kameradschaften primir das
gesamte Freizeitverhalten der Mitglieder. Die rechts-
extremistische Weltanschauung steht jedoch nicht bei
allen Aktionen im Vordergrund, sie bildet eher das Bin-
deglied zwischen den Anhingern. Die Kameradschaf-
ten bieten den Jugendlichen einen Zusammenhalt als
Clique und stehen fiir viele junge Menschen oft auch
als Familienersatz. Hier haben sie einen Ansprechpart-
ner, der ihnen gerade in schwierigen Situationen hilft



und ihnen das Gefiihl vermittelt, ernst genommen zu
werden. Daher gelingt es den Kameradschaften viel
eher als den Parteien, Jugendliche und Jungerwach-
sene anzuziehen und auch an sich zu binden.

Am Beispiel der Kameradschaften in der Sichsischen
Schweiz zeigt sich allerdings, dass diese Szene nicht
ausschlieBlich als ein Jugendphinomen angesehen
werden kann. In dieser Region dominiert deutlich die
Altersklasse der Jungerwachsenen im Alter von 20 bis
30 Jahren. AuBlerdem umfasst sie auch Erwachsene
tiber 30 Jahre. Das Durchschnittsalter der hiesigen
rechtsextremistischen Kameradschaftsszene lag im Be-
richtsjahr bei 24 Jahren. Dies signalisiert, dass sich in
der Sichsischen Schweiz offenbar tber Jahre hinweg
ein konstantes Potenzial, ein harter Kern herausgebil-
det hat. Dies wird insbesondere bei der Zugehorig-
keitsdauer deutlich: Gber 43 % gehoren der Szene be-
reits linger als 5 Jahre an.
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In der Kameradschaftsszene lieBen sich im Berichts-

zeitraum folgende grundlegende strategische Entwick-

lungen ausmachen:

e Fortsetzung der ,Politisierung® bestehender Kame-
radschaften hin zu einer neonationalsozialistischen
Prigung,

e regional begrenzte fortschreitende Desorganisation
von Kameradschaften hin zu strukturlosen Biind-
nissen,

o Verstirkung der Jugendarbeit der Kameradschafts-
szene und ihre Prisentation in der Offentlichkeit
sowie

e Durchfihrung von kleinen, zuvor verabredeten
yspontanen® Demonstrationen in mehreren kleine-
ren Orten und Stiddten in direkter Folge.

Fortsetzung der ,,Politisierung*

Die sich bereits in den Vorjahren abzeichnende Politi-
sierung der Szene hat sich im Berichtsjahr deutlich ver-
stiarkt. Dies fithrte im Freistaat Sachsen zu einer weite-
ren Festigung neonationalsozialistischer Bestrebungen.
In den Jahren 2001 und 2002 existierte mit dem NA-
TIONALEN JUGENDBLOCK ZITTAU (N]JB) nur eine nen-
nenswerte neonationalsozialistische Kameradschaft
(mit ca. 25 bzw. 40 Mitgliedern). 2003 waren bereits
ca. 110 Personen, 2004 170 und im Jahr 2005 etwa 190
Personen neonationalsozialistischen Kameradschaften
zuzurechnen. Im Jahr 2006 wuchs dieses Potenzial um
weitere Kameradschaften mit insgesamt etwa 100 Per-
sonen an, die im Jahr 2005 noch den Skinheadkame-
radschaften zugerechnet wurden. U. a. durch die Teil-
nahmen an Schulungsveranstaltungen und neonatio-
nalsozialistisch ausgerichteten Aktivitdten entstanden
daraus Kameradschaften mit neonationalsozialistischer
Pragung.

Die fortgeschrittene Politisierung der Szene zeigte sich
besonders deutlich am Personenpotenzial der Skinhe-
adszene und der sonstigen gewaltbereiten (unorgani-
sierten) Rechtsextremisten. Dieses nahm im Berichts-
jahr um etwa 150 Personen auf 1.500 (2005: 1.660) ab.
Aus den vormals unorganisierten Rechtsextremisten
bildeten sich subkulturell geprigte Kameradschaften.
Mehrere Kameradschaften, die im Jahr 2005 noch nicht
als neonationalsozialistisch eingestuft werden konn-
ten, vollzogen eine Entwicklung durch spezifische Ak-
tivitdten und werden nunmehr dem neonationalsozia-
listischen Lager zugerechnet. In einer dariiber hinaus-
gehenden Entwicklung l6sten sich ehemals neonatio-
nalsozialistische Kameradschaften auf und organisier-
ten sich im so genannten FREIEN WIDERSTAND.

Fortschreitende ,,]Desorganisation®

Wie im Jahr 2005 gingen auch im Berichtsjahr die Er-
hohung des Aktionsniveaus der sdchsischen Kamerad-
schaftsszene nicht mit einem Ausbau der Strukturen
einher. Teile der Szene waren vielmehr bemiiht, die
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Organisationsstrukturen weiter zu lockern, und agier-
ten zunehmend konspirativ. Deutlich war hier die Ab-
sicht erkennbar, die Zuordnung zu festen Kamerad-
schaften zu erschweren bzw. unmoglich zu machen.
Stattdessen entwickelten sich die FREIEN KRAFTE fort,
die regional unter Bezeichnungen wie FREIER WIDER-
STAND (Leipzig), FREIE KRAFTE (Chemnitz, Dresden)
oder FREIE NATIONALISTEN (Chemnitz), aber auch
unter landesweiter Bezugnahme als FREIE KRAFTE
SACHSEN in Erscheinung traten.

Dieses Gesamtpotenzial umfasste im Berichtsjahr etwa
600 Personen und setzte sich aus Mitgliedern aktiver,
inaktiver oder aufgeloster Kameradschaften, sowie aus
Mitgliedern rechtsextremistischer Parteien, aus Ange-
horigen verbotener Strukturen und aus dem Potenzial
rechtsextremistischer Skinheads zusammen. Darin
enthalten ist ein Potenzial von ca. 250 Personen aus
dem Landkreis Séchsische Schweiz, die aufgelosten
subkulturell geprigten oder neonationalsozialistischen
Kameradschaften angehorten oder die friher den ver-
botenen SKINHEADS SACHSISCHE SCHWEIZ angehorten.
Die Begriffe ,Nationaler oder ,Freier Widerstand®
sind eine Kampagnebezeichnung der rechtsextremisti-
schen Szene, unter der sich alle rechtsextremistischen
Krifte — Einzelpersonen, Kameradschaften, Parteien
oder andere Organisationen — gemeinsam formieren
und in 6ffentlichkeitswirksamen Aktionen als eine po-
litische Kraft auftreten sollen. Von diesem Selbstver-
standnis ausgehend strebt der ,Freie Widerstand* u. a.
die Uberwindung politischer Differenzen innerhalb
der rechtsextremistischen Szene sowie die Zusammen-
arbeit in zeitweiligen, meist anlass- und themenbezo-
genen Aktionsbiindnissen an. Zudem werden lockere
Strukturen favorisiert.

Kennzeichnend fiir die Bestrebungen, ehemals ge-
festigte Kameradschaftsverbinde aufzulésen und
deren Personenpotenzial in den ,Freien Widerstand®
einzubringen, sind die im Freistaat erscheinenden Pu-
blikationen FREIER RUNDBRIEF fiir die Regionen
Dresden und Chemnitz. In der ersten Chemnitzer
Ausgabe wird deutlich, dass innerhalb der FREIEN
KRAFTE eine Zusammenarbeit besteht: ,Heil
Deutschland, werte Volksgenossinnen und Volksge-
nossen. Ja ihr schaut richtig. Chemnitz hat jetzt sei-
nen eigenen Rundbrief! Da konnte ja jetzt jemand auf
die Idee kommen, moment den kenne ich doch aus
einer anderen Stadt, die machen das ja nur nach. Das
ist erstens richtig und zweitens mit freundlicher
Unterstiitzung der Redaktion des anderen Rundbrie-
fes erwiinscht.“4’ Beiden Publikationen gemeinsam
ist der in allen Ausgaben wiederkehrende Aufruf, freie
Strukturen zu bilden und sich aktiv an der Jugendar-
beit zu beteiligen.

I Kameradschaftsmitglieder —— Kameradschaften

1.250

2003 2004 2005 2006

Verstirkung der Jugendarbeit

Unter dem Motto: ,,Jugend fiihrt Jugend® scheinen die
bereits Ende des Jahres 2005 in Ansidtzen erkennbaren
Uberlegungen zur Jugendpolitik fortgesetzt zu wer-
den. Das Interesse Jugendlicher soll kanalisiert und
Interessenten sollen in eine politische Richtung ge-
lenkt werden. Deutlich zeigt sich das Bemiihen, die Ju-
gendarbeit zu strukturieren. So bildeten Aktivisten der
FREIEN KRAFTE Anfang 2006 einen ,Arbeitskreis Ju-
gend®, der als Ansprechpartner dienen und Veranstal-
tungen organisieren soll.¥® Neben vordergriindig un-
politischen Freizeitaktivitidten sollen durch Veranstal-
tungen mit Schulungscharakter die FREIEN KRAFTE
ideologisch im Sinne des Neonationalsozialismus aus-
gerichtet werden. In regelmiBigen Abstinden werden
»Nationale Jugendstammtische“ organisiert und so ge-
nannte ,Zeitzeugenvortrige* gehalten. Auch zur Teil-
nahme an offentlichkeitswirksamen Aktivitdten wird
aufgerufen.

Die Jugendarbeit wurde auch im Berichtsjahr einerseits
in Personalunion mit der Jugendorganisation der NPD,
der JN, andererseits aber auch selbststindig durchge-
fithrt. Die Symbiose zwischen parteigebundenen Orga-
nisationen und den FREIEN KRAFTEN tritt besonders
deutlich im Landkreis Sichsische Schweiz hervor.

So veranstalteten am 6. Mai 2006 die FREIEN KRAFTE ge-
meinsam mit der JN das ,1. Jugendthing Sichsische
Schweiz®. Es gab Verkaufsstinde fiir Bekleidung, Musik
und Kultur, verschiedene Informationsstinde wurden
prisentiert und verschiedene Arbeitsgruppen, z. B. fiir
Brauchtum, Mittelalter oder Familie, angeboten.

In einer Ankiindigung des im Dezember 2006 durchge-
fihrten ,,2. Jugendthing Sichsische Schweiz — Winter-
thing“ wurde geduflert: ,,Die aktuelle politische Lage
und damit einhergehende Erfolge, aber auch vielfiltige

#7 FREIER RUNDBRIEF CHEMNITZ, 1/2006, S. 1; Schreibweise wie im Original.

# FREIER RUNDBRIEF DRESDEN, 1/2006, S. 6.
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Neuerungen in der regionalen und Uberregionalen
Szene machen es notig, all den Jugendlichen, welche
noch nicht in die Arbeit des Widerstandes eingebun-
den sind, (...) einen Ruck zu geben, sich einzubringen
und aktiv zu werden. Das Jugendthing bietet dazu die
beste Moglichkeit, da in ihm alle Facetten der Bewe-
gung von der parlamentarischen Opposition — der NPD
ithrer Jugendorganisation und den angeschlossenen Ar-
beitsgruppen — bis hin zu parteifreien, aulerparlamen-
tarischen Gruppen (...) vorstellig werden. Es ist die
Mischung die den Unterschied zu anderen Regionen
macht.“%

Am 25. Juni 2006 veranstaltete die Kameradschafts-
szene in Eigenregie ein FuBballturnier. Organisiert
wurde es von einem ,Arbeitskreis Jugend® der FREIEN
NATIONALISTEN. Daran nahmen ca. 120 Jugendliche
aus dem Raum Dresden, Sichsische Schweiz, Osterz-
gebirge und der Lausitz teil. Die Beteiligung einer
Midchenmannschaft bestitigt, dass die Kamerad-
schaftsszene nicht mehr als reine Mdnnerdoméne an-
zusehen ist.

Durchfithrung ,,spontaner® Demonstrationen

Im Berichtsjahr setzte ein Teil der sichsischen Kame-
radschaftsszene neue strategische Uberlegungen zum
Demonstrationsgeschehen um. Es zeigte sich ein

grundsitzlicher Trend zur Durchfithrung kleinerer re-
gionaler Demonstrationen. So wurden am 1. Mai 2006
Demonstrationen in Bautzen, Niesky und Hoyers-
werda durchgefiihrt. Die Szene erhofft sich auf diesem
Wege Kontakte mit der Bevolkerung und durch das
Aufgreifen sozialer Themen mehr Akzeptanz.

Bei den Demonstrationen versammelten sich etwa 120
bis 150 Rechtsextremisten. Sie zeigten ein Transparent
und verteilten Flugblétter an Passanten. Die Veranstal-
tungen stellten sich nach auBen hin als ,Spontande-
monstrationen” dar und dauerten jeweils nur ca. 30 Mi-
nuten. Von den Szeneangehorigen wurden ohne gro3en
Mobilisierungsvorlauf und ohne vorangehende inten-
sive inhaltliche Debatte in dichter Folge kurzzeitige
Demonstrationen durchgefiihrt. Dies dokumentiert die
Fihigkeit der Szene, sich mobil, flexibel und konspirativ
zu verhalten, um Versammlungs- und Polizeibehorden
die Méglichkeit zu nehmen, angemessen zu reagieren.
Dariiber hinaus demonstrierte die rechtsextremistische
Kameradschaftsszene in Ostsachsen mit der Durchfiih-
rung der Veranstaltungen ihre Organisationsfihigkeit.
Hierbei wurde auch die hohe Akzeptanz der Organisato-
ren innerhalb der sdchsischen Szene deutlich.

Beispiele fiir Kameradschaften:
KAMERADSCHAFT OBERLAUSITZ

An der KAMERADSCHAFT OBERLAUSITZ lésst sich bei-
spielhaft eine Organisation beschreiben, die tiber alle
typischen Wesensmerkmale einer subkulturell geprig-
ten Kameradschaft mit neonationalsozialistischen
Zugen verfiigt und in Aktivitdten des FREIEN WIDER-
STANDS eingebunden ist.

Gegen 23 Mitglieder der ca. 40 Personen umfassenden
Kameradschaft leitete die Staatsanwaltschaft Gorlitz
Verfahren wegen des Verdachts der Volksverhetzung und
der Verwendung von Kennzeichen verfassungswidriger
Organisationen ein. Im Rahmen polizeilicher Durchsu-
chungsmafinahmen am 12. September 2006 wurden Pro-
pagandamaterial, Hakenkreuzfahnen, Sturmhauben, di-
verse "Tontrdger, Schreckschusspistolen sowie T-Shirts
und Jacken mit Runenzeichen sichergestellt.

Die Kameradschaft, die im Berichtsjahr als e. V. im Ver-
einsregister eingetragen war, ist innerhalb eines Ge-
flechts der rechtsextremistischen Kameradschafts-
szene in Ostsachsen eine Uberdurchschnittlich ak-
tionswillige und in der Offentlichkeit wahrnehmbare
Organisation.

Die Wesensverwandtschaft der Kameradschaft mit
dem Nationalsozialismus kommt mit der Verwendung
von Begriffen und Symbolen deutlich zum Ausdruck.
So benutzt die Kameradschaft als Vereinssymbol das-

4 Internetseite der NPD Sichsische Schweiz vom 28. November 2006. Orthografie wie im Original.
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selbe Zeiﬂchen wie die zweite SS-Panzerdivision ,,Das
Reich®. Offentlich tragen Mitglieder der Kamerad-
schaft eigene T-Shirts mit dem Logo der Organisation.

Die Kameradschaft fihrte in den vergangenen Jahren
szenetypische Veranstaltungen, u. a. Sonnenwend-
feiern und Sportwettkimpfe (Germanischer Zehn-
kampf) durch. Weiterhin nahmen Mitglieder der Ka-
meradschaft an verschiedenen Fuf3ballturnieren teil,
die von der rechtsextremistischen Szene organisiert
wurden. Mitglieder des Vereins sind als Teilnehmer an
einschlidgigen Veranstaltungen, wie z. B. rechtsextre-
mistischen  Skinhead-Konzerten/-Partys und  von
Rechtsextremisten durchgefithrten Demonstrationen
bekannt. Einige der Kameradschaftsmitglieder wurden
als Tatverddchtige rechtsextremistisch motivierter
Straftaten ermittelt.

Am 8. Mai 2006 fithrten Mitglieder der Kameradschaft
eine unangemeldete Kundgebung durch. Der Trauer-
marsch von 25 bis 30 schwarz gekleideten Personen
fithrte mehrere schwarze Fahnen und ein Banner mit
sich. Am Kriegerdenkmal und dem Denkmal am Rat-
haus in Seifhennersdorf (Landkreis Lobau-Zittau)
wurden Krinze mit der Aufschrift KAMERADSCHAFT
OBERLAUSITZ sowie ,Ehre wem Ehre gebiihrt und
»Ewig lebt der Toten Tatenruhm® niedergelegt und
Kerzen entziindet.

An Veranstaltungen der Kameradschaft beteiligen sich
verschiedene andere rechtsextremistische Kamerad-
schaften aus Weillwasser, Bautzen, Lobau, Oderwitz,
Gorlitz und Zittau. Verbindungen bestehen zum Na-
TIONALEN JUGENDBLOCK ZITTAU (N]JB).

Beispiele fiir Kameradschaften: STURM 34

Die Grindung der rechtsextremistischen Kamerad-
schaft STURM 340 erfolgte etwa Anfang Mirz 2006 aus
der rechtsextremistischen Szene Mittweida heraus.
Politisches Ziel der Kameradschaft war die Schaffung
einer so genannten ,National befreiten Zone“ in Mitt-
weida und der umliegenden Region. Die Umsetzung
sollte durch eine ,Siuberung” des Gebiets von ,Lin-
ken“/,Zecken®, ;Hip Hoppern®, Auslindern und son-
stigen Gegnern auch unter Einsatz von Gewalt erfol-
gen.

STURM 34 verfiigte zum Jahresende @iber mindestens
20 bis 30 Mitglieder, innerhalb derer sich wiederum
eine Fuhrungsgruppe herauskristallisierte. Das Rekru-
tierungspotenzial wird als sehr gro3 eingeschitzt. Im
Jahr 2006 prigten die Kameradschaft und ihre Mitglie-
der maBgeblich die rechtsextremistische Szene im
Raum Mittweida.

Die rassistische und auslidnderfeindliche Grundhaltung
der Mitglieder des STURM 34 kommt u. a. darin zum
Ausdruck, dass jeder, der anders denkt, ,Schlige® be-
kommen soll. Personen mit dunkler Hautfarbe werden
als ,fremd“ einstuft und abgelehnt.

Die Kameradschaft begann im Berichtsjahr mit der
Umsetzung der o. g. politischen Zielsetzung mit Ge-
walt. Vor diesem Hintergrund wurden in erheblichem
Umfang Straftaten begangen, oft gefihrliche Kérper-
verletzungen. Dabei wurden neben dem gezielten Vor-
gehen gegen mutmaBliche Gegner gleichermal3en
spontane Gewalttdtigkeiten registriert.

50 STURM 34 wurde am 26. April 2007 vom Sichsischen Staatsminister des Innern verboten.



Rechtsextremistische Parteien

NATIONALDEMOKRATISCHE
PARTEI DEUTSCHLANDS (NPD)

Griindung: 1964

Griindung in

Sachsen: September 1990

Sitz: Berlin

Teil-/Neben-

organisationen: JUNGE NATIONAL-
DEMOKRATEN (JN),
NATIONALDEMOKRA-
TISCHER HOCHSCHUL-
BUND (NHB),
KOMMUNALPOLITISCHE
VEREINIGUNG e. V. (KPV),
RING NATIONALER FRAUEN
(RNF)

Organisation im

Freistaat Sachsen:

Landesverband Sachsen
(Sitz: Dresden),

27 Kreisverbinde,
einzelne Ortsverbinde

Mitglieder 2005

bundesweit: ca. 6.000

Freistaat Sachsen:  ca. 1.000

Mitglieder 2006

bundesweit: ca. 7.000

Freistaat Sachsen:  ca. 1.000

Publikation: DEUTSCHE STIMME

Wirtschafts-

organisation: DEUTSCHE STIMME VER-
LAGSGESELLSCHAFT mbH,
Riesa

Prisenz im

Internet: mit mehreren Homepages
vertreten

Kennzeichen:

Die Nationalen

Die NATIONALDEMOKRATISCHE PARTEI DEUTSCHLANDS
(NPD) ist nach wie vor die dominierende politische
Kraft im rechtsextremistischen Parteienspektrum. Mit
ca. 1.000 Mitgliedern und nunmehr 27 Kreisverbianden
ist die Partei flichendeckend vertreten. Der politische

und organisatorische Schwerpunkt der Partei liegt im
Regierungsbezirk Dresden. Hier sind mit der NPD-
Fraktion im Sichsischen Landtag, dem Sitz der Lan-
desgeschiftsstelle in Dresden sowie dem DEUTSCHE
STIMME-VERLAG in Riesa drei wichtige Institutionen
der NPD verankert. Nach der Landtagswahl 2004 ent-
wickelte sich in Dresden ein politischer Schwerpunkt
der NPD. Im Umfeld der NPD-Landtagsfraktion kon-
zentrierten sich fihrende Funktionire der Bundespar-
tei, die das Erscheinungsbild maBgeblich prigen.

Im Mittelpunkt der Aktivitdten der NPD standen im

Berichtsjahr zwei Schwerpunkte:

e Stabilisierung und Ausbau des sichsischen Landes-
verbandes sowie

e ’Teilnahme an den Wahlen zu den Landesparlamen-
ten in Berlin und Mecklenburg-Vorpommern.

Der Ende 2005 aus politischen und personlichen Griin-
den erfolgte Austritt von drei Mitgliedern der NPD-
Landtagsfraktion aus Partei und Fraktion 16ste eine
Krise innerhalb des Landesverbandes aus, die sich je-
doch nicht dauerhaft auswirkte. Auf dem Landespar-
teitag am 4. Februar 2006 wihlten die Delegierten
Funktionire in den Landesvorstand nach. Die Mitglie-
der folgten dabei den Vorschldgen des Landesvorstan-
des. Mit dem Ergebnis dieses Landesparteitages kon-
solidierte sich die NPD in Sachsen wieder.

Im Berichtsjahr wurde ein Fraktionsmitglied aus der
NPD-Fraktion ausgeschlossen. Die Fraktion verfiigt
damit nur noch iber acht Mitglieder. Der im August
2006 bei einem Verkehrsunfall verstorbene stellvertre-
tende Fraktionsvorsitzende Uwe LEICHSENRING
sowie ein weiteres Fraktionsmitglied, das sein Mandat
niederlegte, wurden durch Nachriicker aus der Land-
tagswahlliste ersetzt. Mit dem Tod von Uwe LEICH-
SENRING verlor die NPD einen der wenigen séchsi-
schen Fithrungskrifte, die maBBgeblich am Aufbau der
NPD im Freistaat Sachsen beteiligt waren. In der Sich-
sischen Schweiz prigte er wesentlich die Entwicklung
der NPD.

Bei der Landtagswahl am 17. September 2006 zog die
NPD mit einem Ergebnis von 7,3 % mit sechs Manda-
ten in den Landtag von Mecklenburg-Vorpommern ein
(2002: 0,8%).

Am gleichen Tag fanden in Berlin die Wahlen zum
Abgeordnetenhaus und den Bezirksverordnetenver-
sammlungen statt. Mit einem Ergebnis von 2,6 % ver-
passte die NPD zwar den Einzug in das Landesparla-
ment, zog jedoch in vier Bezirksparlamente ein. In
Treptow-Kopenick, Lichtenberg und Marzahn-Hel-
lersdorf erreichte die NPD mit je drei Abgeordneten
Fraktionsstirke. In Neukélln erzielte die Partei zwei
Mandate.
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Die NPD feierte das Wahlergebnis als ,strategischen
Erfolg®, der den Druck von der bislang einzigen NPD-
Fraktion in einem Landtag nehme. Die Zusammenar-
beit mit der DEUTSCHEN VOLKSUNION (DVU) und
freien Kameradschaften habe sich erneut bewihrt und
sei der Schliissel fiir weitere Erfolge.>! Man sah eine
yhationale Achse Dresden - Berlin - Schwerin“ entste-
hen, mit der ,von Mitteldeutschland aus eine nationale
Welle iiber das Land schwappen® werde.5? Ziel der
NPD ist der Einzug in den Deutschen Bundestag im
Jahr 2009.

Historie und Strukturen

Die 1964 gegriindete NPD ist aus der ehemaligen
DEUTSCHEN REICHSPARTEI hervorgegangen. Die NPD-
Jugendorganisation  JUNGE ~ NATIONALDEMOKRATEN
(JN)>3 wurde 1969 gegriindet.

Nachdem Mitglieder der NPD aus den alten Bundes-
lindern 1989 erste Kontakte in die ehemalige DDR ge-
kniipft hatten, griindeten Aktivisten am 24. Mérz 1990
in Leipzig die erste Struktur der sichsischen NPD
unter der Bezeichnung MITTELDEUTSCHE NATIONAL-
DEMOKRATEN (MND). Am 2. September 1990 griinde-

ten die Mitglieder der MND den sichsischen Landes-
verband der NPD und wihlten den ehemaligen Funk-
tiondr Jiirgen SCHON aus Leipzig zum ersten Landes-
vorsitzenden. In Erfurt (Thiringen) fand am 7. Ok-
tober 1990 ein Vereinigungsparteitag statt, auf dem
sich die auf dem Gebiet der ehemaligen DDR neu ge-
griindeten NPD-Strukturen mit den Landesverbinden
der alten Bundeslinder zu einer Gesamtpartei zu-
sammenschlossen.

Mit der Griindung des Kreisverbandes Delitzsch An-
fang November 2006 ist die NPD flichendeckend im
Freistaat Sachsen mit 27 Kreisverbidnden vertreten.

Der auf ca. 1.000 Mitglieder geschitzte Landesver-
band wird von Dresden aus gefiithrt. Neben der Lan-
desgeschiftsstelle ist die acht Mitglieder umfassende
Fraktion der NPD im Sichsischen Landtag der wich-
tigste Einflussfaktor der NPD im Freistaat Sachsen.
Die DEUTSCHE STIMME VERLAGSGESELLSCHAFT mbH —
eines der grofiten rechtsextremistischen Versandunter-
nehmen bundesweit — hat ihren Sitz in Riesa. Sie wird
von Funktiondren der NPD gefiihrt. Seit dem Umzug
des Verlages von Sinning (Bayern) nach Riesa im Jahr
2000 hat sich eine fur die Partei bedeutende logistische
und propagandistisch wirkende Einrichtung in Sachsen
etabliert. Mit dem Verlag tibersiedelten auch fihrende

Legende:

@ Deutsche stimme veriag
O Kreisverbénde (27)

A NStitzpunkte (9)

5! Internetseite des NPD-Bundesvorstandes vom 21. September 2006.
52 Internetseite des NPD-Bundesvorstandes vom 21. September 2006.

53 Nihere Angaben siche Abschnitt zur JN.



Funktionidre der Bundespartei nach Sachsen, die die
Politik des sichsischen Landesverbandes mittlerweile
malgeblich prigen. Neben dem Parteiorgan DEUT-
SCHE STIMME werden tGber den Verlag und mittler-
weile auch iiber das Internet Tontriger, Videos, Publi-
kationen und Skinheadartikel vertrieben.

Politische Zielsetzung

Wie bereits im Jahr 2005 verstirkte die sichsische
NPD ihre Aktivititen im vorpolitischen Raum und griff
—vordergriindig unter Verzicht auf extremistische Posi-
tionen — Alltagsprobleme gezielt auf. Dabei themati-
sierte die Partei zielgerichtet politische und wirt-
schaftliche Probleme und bot vermeintlich einfache
Losungen an, die die deutlich akzentuierte Auslinder-
feindlichkeit der Partei erkennen lassen. Mit Parolen
wie ,Arbeit zuerst fur Deutsche® zielte die Partei auf
sozial benachteiligte Menschen und stellte sich als
LOystemalternative dar. Die Partei verschleierte be-
wusst ihren rechtsextremistischen Hintergrund und
versuchte durch Basisarbeit, ,Volkstiimlichkeit® und
schnelles Aufgreifen allgemeiner Néte und Sorgen an
Sympathie in der Bevolkerung zu gewinnen.

Eine Argumentationshilfe des Bundesvorstandes fiir
Funktionire sowie politische Aussagen von Funktiond-
ren zeigen jedoch deutlich, was sich hinter dieser ,,s0-
zialen“ Maske verbirgt: Eine Organisation, die bestrebt
ist, eine menschenverachtende Gesellschaftsordnung
zu errichten, die erkennbar auf Politik- und Gesell-
schaftsvorstellungen aus der Zeit der nationalsozialisti-
schen Gewaltherrschaft zurtickgreift. In enger Koope-
ration mit der DVU und der neonationalsozialistischen
Kameradschafts- bzw. Skinheadszene zielen aggressive
Agitationen auf die Beseitigung des demokratischen
Rechtsstaates. Die NPD ist eine Partei, die immer stér-
ker die Wesensziige einer neonationalsozialistischen
Organisation annimmt. Dafiir spricht auch die Tatsa-
che, dass bedenkenlos Neonationalsozialisten in die
Partei aufgenommen und sogar in den Bundesvorstand
gewihlt werden.

Das politische Selbstverstindnis der NPD driickt sich
in der positiven Bezugnahme auf die Zeit der national-
sozialistischen Diktatur zwischen 1933 und 1945 aus.
Dies zeigt sich nicht nur deutlich in der Bewertung
fithrender Repridsentanten des NS-Systems, sondern
auch in der engen Anlehnung an deren Sprache und
Ideologie.

Nach dem Vorbild des Dritten Reiches strebt die NPD
die Wiederherstellung des Deutschen Reiches als
,Schutz- und Trutzbiindnis des Deutschen Volkes“>*

an. Anstelle der freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung will die NPD eine nach ,immerwirkenden
Naturgesetzen bestimmte ,neue Ordnung® in Form
einer ,Volksgemeinschaft® errichten. Grundlage des
Weltbildes der NPD ist die Uberzeugung, dass ein
Kollektiv — die so genannte ,Volksgemeinschaft® —
primér Vorrang gegentiber dem Individuum hat. Den
Interessen der Volksgemeinschaft hat sich alles unter-
zuordnen, auch die personliche Freiheit des Einzel-
nen.

Bestandteil dieses Kollektives kann nur derjenige sein,
in dessen Adern ,,deutsches Blut“ flie3t. Der Uiberstei-
gerte Nationalismus der NPD erklért sich aus der Vor-
stellung, dass ,artfremde® Menschen in Deutschland
eine ,,Bedrohung® fiir die ,Volkssubstanz® seien bzw.
die ,Erhaltung der Art“ gefihrden wiirden. Daraus
entspringen die zutiefst ausldnderfeindlichen Positio-
nen der NPD. Die staatliche Ordnung greift die NPD
im Zusammenhang mit ihrer fremdenfeindlichen Hal-
tung in diffamierender und herabsetzender Art und
Weise an. Die Partei konstruiert ein fir Rechtsextre-
misten typisches Bedrohungs- und Verschworungssze-
nario, nachdem die Auslidnderpolitik der Bundesregie-
rung ein Vernichtungsfeldzug ,interessierter Kreise®
sei und den Untergang des deutschen Volkes zum Ziel
habe.

Abschaffung des demokratischen Rechts-

staates — die Verfassung sei nicht legitim

In provozierender Art duflern sich Funktionire der
NPD und der N iber die Beseitigung des demokrati-
schen Rechtsstaates.

Die JUNGEN NATIONALDEMOKRATEN verkiinden in
einem Beschluss des Bundesvorstandes offen, dass
sie auf eine ,Umwilzung® hinarbeiten: ;Wenn uns biir-
gerliche und reaktionire Kreise vorwerfen, da3 wir auf
eine ,Umwilzung* hinarbeiten, dann sagen wir diesen
Leuten: ,Jawohl, wir versuchen nachzuholen, was

Ihr in Eurer verbrecherischen Dummbheit versiumt
habe!“53.

Der Vorsitzende des sichsischen NPD-Landesverban-
des verkiindete in seiner Neujahrsansprache als Ziel
der NPD die ,Wiedergeburt® eines neuen Reiches:
JWENN ALLE UNTREU WERDEN, SO BLEIBEN
WIR DOCH TREU! Dieses Treuebekenntnis zu Volk,
Reich und Partei moge sich in die Herzen und Hirne
aller Kameraden einhimmern. (...) Standhaft ertrugen
wir alle gemeinsam den Aufstand des Abschaums in
dieser Zeit. (...) Erst die riicksichtslose und restlose
Beseitigung des korrupten, liberal-kapitalistischen
Systems kann den Weg freimachen fiir einen nationa-

5% Meldung iiber den ,,Prisidiumsbeschluf zur V-Mann-Hysterie - Jetzt erst recht! auf der Homepage der NPD vom 17. Juli 2002.
55 Beschluss des Bundesvorstandes der JN vom 25.-26. Juni 2003, Internetauszug vom 25. Juli 2005.

(72}
=)
=
2
=
)
E
5
8
-=
]
==

25



26

len und sozialen Neuanfang in Frieden und Freiheit fir
unser Volk. (...) Streiten wir weiter fiir die Wiederge-
burt des Reiches als Friedensgarant in Europa.“>°

Die NPD hilt den demokratischen Rechtsstaat und
die Verfassung fiir nicht legitim. Sie leitet diese Auffas-
sung aus dem ,Vorldufigkeitscharakter des Grundgeset-
zes“, resultierend aus dessen Artikel 146, ab. Der
NPD-Bundesvorsitzende dullerte dazu: ,,Priambel und
Artikel 146 des Grundgesetzes formulierten iiber fiinf-
zig Jahre den Verfassungsauftrag, die Einheit Deutsch-
lands herzustellen und damit gleichzeitig das Proviso-
rium des Grundgesetzes zu beenden und dem deut-
schen Volk eine Verfassung zu geben, die es in freier
Selbstbestimmung beschliet. Entgegen diesem Ver-
fassungsauftrag besteht die Giiltigkeit des provisori-
schen Grundgesetzes auch fast 15 Jahre nach dem Tag
der Vereinigung von BRD und DDR fort. Insofern exis-
tiert mittlerweile gar keine legitime Verfassung
mehr.“%7,

Die Partei behauptet dartiber hinaus, das Handeln der
deutschen Regierung wiirde im Interesse fremder
Michte erfolgen. Auch nach der Wiedervereinigung sei
Deutschland nicht frei, sondern mehr denn je abhén-
gig von der Supermacht USA. Der NPD-Bundesvorsit-
zende fithrte dazu aus: ,Die realpolitische Form des
politischen Systems der BRD ist zudem von einer
kaum zu ibertreffenden Vasallenmentalitit geprigt,
vor allem gegeniiber der EU und den USA und auch
wiederholt gegentiber bestimmten jidischen Interes-
senvertretern. 38

Die Argumentation, die Bundesrepublik Deutschland
sei kein souverdner Staat, ist typisch fiir Rechtsextre-
misten: Die Geschichte lehre ihrer Ansicht nach, dass
fremde Michte stindig bestrebt seien, Deutschland
wirtschaftlich und politisch schwach zu halten. Deut-
sche Politiker werden dabei als ,Erfullungsgehilfen®
dieser Michte diffamiert. Verschworungstheoretische
sErklirungsansitze®, z. B. der Hinweis auf das Wirken
dunkler Michte und die Thematisierung Deutsch-
lands als Spielball auslindischer Interessen, sind
immer wiederkehrende Konstanten im Weltbild von
Rechtsextremisten. Dabei verwenden Rechtsextremis-
ten oft den Begriff ,Ostkiiste* als Synonym fiir die
unterstellte Macht amerikanischer jidischer Bankiers.

Der Antiamerikanismus der NPD geht nicht selten
eine Symbiose mit ausgeprigten antisemitischen und

geschichtsrevisionistischen Thesen ein: ,Selbstver-
stindlich nehmen wir uns das Recht heraus, die Gro§3-
miuligkeit und ewigen Finanzforderungen des Zentral-
rats der Juden in Deutschland zu kritisieren. (...) Wir
lassen uns von der Holocaust-Industrie, ein Wort des
Juden Norman Finkelstein, 60 Jahre nach Kriegsende
moralisch nicht erpressen, politisch nicht bevormun-
den und finanziell nicht auspressen (...) Der von jidi-
scher Seite seit 60 Jahren betriebene Schuldkult und
die ewige judische Opfertimelei mufB sich kein Deut-
scher gefallenlassen. Es muf3 endlich SchluB} sein mit
der psychologischen Kriegsfithrung jiidischer Macht-
gruppen gegen unser Volk.“>

Wiederherstellung des Deutschen Reiches

Im Europawahlprogramm 2004 beschreibt die Partei es
als ihre Hauptaufgabe, die ,volle Handlungsfihigkeit
des Deutschen Reiches wieder herzustellen. Die
NPD hilt die Bundesrepublik Deutschland nicht fiir
einen souverianen Staat, sie sei militirisch besetzt. Vol-
kerrechtlich bestehe das Deutsche Reich auch nach
der Verhaftung der Regierung Dénitz am 23. Mai 1945
weiter®, es sei jedoch nicht mehr handlungsfihig.®!

In einem Thesenpapier der JN wird dieses neue Reich
als ein Staat mit einer ,unbedingten und starken Zen-
tralgewalt® beschrieben, dessen Verwaltungsgrenzen
der ,Reichsgaue oder Liander mit den ,Stammesgren-
zen“ deckungsgleich sein miissen. ,Alles was jedoch
den Bestand des Reiches und der deutschen Volksge-
meinschaft betrifft, bleibt in den festen Hinden der
Zentralgewalt.“02 Das Vorbild dieser ,Reichsidee® ist
im ,,Dritten Reich® zu finden: Im Parteiprogramm der
NATIONALSOZIALISTISCHEN DEUTSCHEN ARBEITERPAR-
TEI (NSDAP) von 1920 wurde die Schaffung einer star-
ken Zentralgewalt des Reiches sowie die unbedingte
»Autoritit des politischen Zentralparlaments tiber das

gesamte Reich und seine Organisationen“®3 gefordert.

Errichtung einer neuen Ordnung,
der ,Volksgemeinschaft®
in Anlehnung an die Nationalsozialisten

Die freiheitliche demokratische Grundordnung will die
Partei in diesem neuen Reich abschaffen. An deren
Stelle soll eine ,neue Ordnung“ errichtet werden,
deren Kern die Volksgemeinschaft ist. ,Die NPD ist

56 Auszug aus der Homepage des NPD-Landesverbandes Sachsen vom 26. Januar 2006.
57 Interview mit dem NPD-Bundesvorsitzenden, in: ,,Junge Freiheit*, Nr. 40/04, 24. September 2004, S. 3.

8 DEUTSCHE STIMME, Mirz 2005, S. 9.

59 ARGUMENTE FUR KANDIDATEN & FUNKTIONSTRAGER, 2. Auflage Juni 2006, Seite 10. Schreibweise wie im Original.
0 Dénitz war bis zu seiner Festnahme durch alliierte Streitkrifte der von Hitler eingesetzte Nachfolger als formelles Staatsoberhaupt.

61 Europawahlprogramm der NPD von 2004, Seite 9.
62 Thesenpapiere der JN, Juli 1998, S. 10.
63 Artikel 25 im Programm der NSDAP vom 13. April 1920.



eine idealistische deutsche Erneuerungsbewegung, die
der noch unter dem Schutt der Zeit liegenden Volks-
gemeinschaft den Weg ebnen wird.“04

Mit dem Begriff ,Volksgemeinschaft® kntpft die NPD
eng an einen wesentlichen Bestandteil der Ideologie
der Nationalsozialisten an. Darunter wird ein streng
hierarchisch gegliedertes Gemeinwesen verstanden, in
dem Staat und ein ethnisch homogenes Volk zu einer
Einheit verschmelzen sollen. In der Volksgemeinschaft
seien alle Klassen- und Standesschranken aufgehoben.
Der Einzelne ordne seine Interessen dem Wohl der
Volksgemeinschaft unter.

Der Begriff der Volksgemeinschaft wurde bereits Ende
des 19. Jahrhunderts als gesellschaftliches Ideal den
damaligen sozialen Gegensitzen entgegengestellt. Die
Nationalsozialisten nutzten den Begriff zur Legitima-
tion eines rassistischen Regimes, in dem Menschen,
die nicht ,arischer Rasse® waren sowie politisch anders
Denkende, Behinderte, ,,Asoziale® oder Homosexuelle
verfolgt und getotet wurden. Mit propagandistischen
Massenveranstaltungen wurde eine scheinbar klassen-
lose Volksgemeinschaft inszeniert. Parolen wie ,Ge-
meinnutz geht vor Eigennutz® sollten die Menschen
zusammenschweifen.

Diese Volksgemeinschaft der Nationalsozialisten will
die NPD wieder auferstehen lassen: ,Wir sind keine
Partei, die etwas nur deshalb ablehnt, weil es dieses
auch schon von 1933 bis 1945 gegeben hat. Ein Bei-
spiel: Die Forderung ,Gemeinnutz geht vor Eigennutz’
ist doch nicht falsch (...)“>, Die NPD bezieht sich
damit auf eine Forderung, die im Parteiprogramm der
NSDAP zu finden war.

Die NPD beschreibt die Volksgemeinschaft als eine
annihernd ,ethnisch homogene® Gruppe von Men-
schen, die auf Grund ,gemeinsamer Sprache, Ge-
schichte, Kultur, Schicksal, etc.“® entsteht. Teil dieser
Volksgemeinschaft kann nur derjenige sein, in dessen
Adern ,deutsches Blut® flie3t: ,Ein Afrikaner, Asiate
oder Orientale wird nie Deutscher werden konnen,
weil die Verleihung bedruckten Papiers (des BRD-Pas-
ses) ja nicht die biologischen Erbanlagen verindert, die
fur die Ausprigung korperlicher, geistiger und seeli-
scher Merkmale von Einzelmenschen und Volkern ver-
antwortlich sind. Léngst ist es erwiesen, daf} das Erbli-
che bei Einzelnen wie bei Volkern und Rassen (...)
gleichermalen fiir die Ausbildung korperlicher wie

nicht-korperlicher Merkmale verantwortlich ist. Ange-
horige anderer Rassen bleiben deshalb korperlich, gei-
stig und seelisch immer Fremdkorper, gleich, wie lange
sie in Deutschland leben, und mutieren durch die Ver-
leithung bedruckten Papiers nicht zu germanischstim-
migen Deutschen.“¢7

Diese AuBerung zeigt deutlich, dass die ,Volksgemein-
schaft® der NPD in der Tradition der Nationalsozialis-
ten steht. Diese verstanden darunter eine ,Blut- und
Schicksalsgemeinschaft, in der die Interessen des Ein-
zelnen bedingungslos der Gemeinschaft der Volksge-
nossen untergeordnet wurden. Dazu die NPD: ,Jeder
Volksangehorige hat das Recht und die Pflicht an der
Gestaltung und dem Leben dieser Gemeinschaft mit-
zuwirken.“®® _An allen Stellen, an denen Einzelinter-
essen mit Gemeinschaftsinteressen kollidieren, haben
diese zu Gunsten des Erhaltes der Gemeinschaft zu-
riickzutreten®.%? ,Der anarchistischen Utopie der ab-
soluten Freiheit des Individuums setzen wir die be-
wusste, an die Gemeinschaft des Volkes gebundene
Freiheit gegeniiber.“7"

Der Mensch darf also nur soweit seine Freiheit bean-
spruchen, wie er damit der Volksgemeinschaft nitzt.
Auch hier wieder eine Parallele zum Programm der
NSDAP: ,Die Titigkeit des einzelnen darf nicht gegen
die Interessen der Allgemeinheit verstofen, sondern
muf} im Rahmen des Gesamten zum Nutzen aller er-
folgen.“7!

Menschenrechte im Grundgesetz haben fiir
die NPD wenig Bedeutung

Entgegen der Werteorientierung des Grundgesetzes, in
dem der einzelne Mensch mit seiner voraussetzungslo-
sen, unantastbaren Menschenwiirde im Mittelpunkt
steht und alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind,
sicht die NPD im Kollektiv die ,Grundlage fur die
Wiirde des Menschen'. Sie schrinkt damit die Freiheits-
rechte des Individuums zugunsten einer Gemeinschaft
ein und zweifelt am Gleichheitsgrundsatz. Wie wenig
die im Grundgesetz verankerten Menschenrechte fiir
die NPD Bedeutung haben, verdeutlicht folgende Aus-
sage: ,die Grundrechtsbestimmungen triefen vor Men-
schenrechtstiimelei und stellen Deutsche im eigenen
Land de facto mit Ausldndern gleich, und das Grundge-
setz hat einem gemeinwohl-schidigenden Individua-
lismus und Parteienregime den Weg geebnet.“72

64 ARGUMENTE FUR KANDIDATEN & FUNKTIONSTRAGER, 2. Auflage Juni 2006, S. 25.

65 ARGUMENTE FUR KANDIDATEN & FUNKTIONSTRAGER, 2. Auflage Juni 2006, S. 32.

% Beitrag ,National-revolutioniren Gesundheitspolitik* auf der Homepage der NPD vom 8. August 2003.

67 ARGUMENTE FUR KANDIDATEN & FUNKTIONSTRAGER, 2. Auflage Juni 2006, 2005, S. 12. Schreibweise wie im Original.
68 Schulungsheft WEG UND ZIEL, Januar - Mirz 2000, S. 12. Schreibweise wie im Original.

9 Wahlprogramm der NPD zur Bundestagswahl 2002, S. 77.

70 Schulungsheft WEG UND ZIEL, Januar - Mirz 2000, S. 12. Schreibweise wie im Original.
71 Programm der NSDAP vom 13. April 1920, Schreibweise wie im Original.
72 ARGUMENTE FUR KANDIDATEN & FUNKTIONSTRAGER, 2. Auflage Juni 2006, S. 30. Schreibweise wie im Original.
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Ausldnder raus, um die ,,Art* zu erhalten —
Haltung zu Behinderten

In der Erkldrung zu Wesen und Wollen der ,,Dresdner
Schule® heifit es: ,Die Ideologen des Multikultura-
lismus fordern mit allen ihr zur Verfiigung stehenden
Mitteln die massive Landnahme durch kultur- und ras-
sefremde Menschen (...) Politik, die zu multiethni-
schen Zustinden fiihre, ist verbrecherisch, weil sie den
Weg in den Ethnosuizid ebnet und den Deutschen ihr
Heimatrecht im angestammten Lebensraum ab-
spricht.“73 Bei einem Blick in das Schulungsheft der
NPD wird deutlich, womit diese Haltung begriindet
wird: Eines ,der wichtigsten biologischen Grundprin-
zipien“ sei ,das der Erhaltung der Art. Simtliche Rege-
lungen, die man fiir das menschliche Leben trifft, mis-
sen das beriicksichtigen.“7#

Die fremdenfeindliche Haltung der NPD resultiert
also aus der Uberzeugung, dass eine Integration von
Auslindern der ,Art der Deutschen schaden wiirde
und letztendlich die ,Rasse“ des Deutschen Volkes
durch ,Durchmischung® mit ,fremden Blut“ unterge-
hen wiirde. Die aus diesem Denken resultierende tiefe
Menschenverachtung — die bis zur Verunglimpfung
einer ganzen Nation reicht — offenbart sich in Ausfiih-
rungen der NPD zum Schicksal von ,Mischlingen, die
deutsch-nichteuropdischen Beziehungen® entstam-
men: ,Sie werden sich ,Heimatlinder* suchen, in
denen es keine einheitliche Volkssubstanz gibt, in
denen die Durchrassung unumkehrbar ist (Anm.: in der
ersten Auflage sprach die NPD noch von Liéndern, ,in
denen Bastarde zum Alltag gehoren®) und die damit
verbundene ethno-kulturelle Entwurzelung und Bin-
dungslosigkeit allgegenwirtig ist. Zielland solcher
Mischlinge werden naheliegenderweise die USA sein,
wo es nie eine Volksgemeinschaft und Kulturnation,
sondern nur eine durchrasste Staats- und Einzelwillen-
nation von haltlosen Sozialatomen gab, wo der ethno-
kulturell kastrierte Einheitsmensch ohne Identitit
und Heimat wie Unkraut gedeiht.“7>

Die Parallelen zwischen dem menschenverachtenden
Gedankengut der Nationalsozialisten und dem der NPD
bzw. JN machte ein Referent wihrend eines Pfingstla-
gers der [N im Jahr 2005 deutlich: ,Wir, Kameraden, wol-
len an einem neuen Menschentyp arbeiten. Und aus
diesem Menschentyp soll Kraft und Schonheit stromen
— ein neues Lebensgefiihl, eine neue Lebensfreude.
Missgestaltete Kriippel und Menschen, die nur Abscheu

erregend wirken und die Tieren dhneln, entsprechen
nicht dieser neuen Lebensfreude.“7°

Im gleichen Atemzug hob er die angeblichen Vorziige
des damaligen 'Terrorregimes hervor:  Nie war
Deutschland produktiver und schépferischer als in den
Jahren des Dritten Reiches. Eine der wichtigsten Er-
rungenschaften der nationalsozialistischen Kulturpoli-
tik war also die Beziehung zwischen Volk und Kunst.“77

Heroisierung fithrender Reprisentanten
des NS-Regimes

Die Wesensverwandtschaft der NPD mit den Natio-
nalsozialisten zeigt sich dariber hinaus in der Hero-
isierung fithrender Repriasentanten dieses Systems und
in einer wohlwollenden Betrachtung dieser Zeit.

Der Bundesvorsitzende der NPD Udo VOIGT be-
zeichnete kurz nach der sichsischen Landtagswahl
2004 in einem Interview mit der ,Jungen Freiheit®
Hitler als einen ,groBen deutschen Staatsmann“, dem
er lediglich vorwerfe, fiir die Niederlage des Deutschen
Reiches verantwortlich zu sein. Die Nationalsozialis-
ten, die in Nirnberg vor dem Kriegsverbrechertribunal
standen, bezeichnete VOIGT als ,,nationale Krifte*’s.
Ein zwischenzeitlich verstorbenes ehemaliges Mitglied
der NPD-Landtagsfraktion bezeichnete das Dritte
Reich als ,Wohlfiihldiktatur mit 95 Prozent Zustim-
mung® und duflerte zur systematischen Vernichtung
der Juden im Zweiten Weltkrieg, dies sei ein , Tot-
schlaginstrument gegen alles, was rechts ist*.”?

Ein anderer zum damaligen Zeitpunkt noch der NPD-
Fraktion angehorender Landtagsabgeordneter hielt im
Jahr 2005 ,den Fithrer nach wie vor fiir einen groBen
Staatsmann®. Er sei ,vielleicht einer der groBBten, den
wir je gehabt haben.“80 Anlisslich eines Interviews
wihrend des NPD-Bundesparteitages im November
2006 wiederholte er diese Ansicht: ,,Zum Fihrer stehe
ich nach wie vor. Da gibt es kein Vertun. Da hat sich
nichts geindert. Wie sollte sich.“8! Die NPD distan-
zierte sich auch nach seinem Ausschluss aus der NPD-
Fraktion nicht von dieser AuBerung.

Die NPD lehnt grundlegende Prinzipien der
parlamentarischen Demokratie ab

Ziel der NPD ist die Abschaffung des liberalen Mehr-
parteiensystems und der parlamentarischen Demokra-
tie. Die freiheitliche demokratische Grundordnung soll

73 Artikel ,,Zu Wesen und Wollen der ,Dresdner Schule™, Auszug von der Internetseite des Landesverbandes der NPD vom 4. Mai 2005.

74 Schulungsheft WEG UND ZIEL, Januar-Mirz 2000, S. 7.

75 ARGUMENTE FUR KANDIDATEN & FUNKTIONSTRAGER, 2. Auflage Juni 2006, S. 9.

76 Niederschrift aus der TV-Dokumentation ,Wolfe im Schafspelz Rechtsextremismus heute — Zwischen Agitation und Gewalt®.
77 Niederschrift aus der TV-Dokumentation ,Wolfe im Schafspelz Rechtsextremismus heute — Zwischen Agitation und Gewalt®.
78 Interview mit dem NPD-Bundesvorsitzenden, in: wJunge Freiheit®, Nr. 40/04, 24. September 2004, S. 3.

79 Artikel im ,Vogtlandanzeiger* vom 17. Mai 2006.

80 Aus: Sendung ,Kontraste® der ARD vom 22. September 2005. Wiedergabe im Internet, Auszug vom 6. Oktober 2005.

81 Auszug aus der Homepage von RP-Online vom 13. November 2006.



ersetzt werden durch ein System, in dem eine angeb-
liche ,,Einheit von Regierten und Regierenden® keine
Sonderinteressen und damit Sondergruppen zulisst.
Parteien und Verbinde werden als Triger von ,eigen-
stichtigen“ Sonderinteressen abgelehnt. ,Wir wollen
das liberale Parteienregime — ganz demokratisch! —
durch ein neues Gemeinwesen mit einem volksgewiéhl-
ten Prisidenten und Volksabstimmungen in allen
Lebensfragen der Nation ablosen. (...) Es entstiinde
eine wirkliche Volksherrschaft mit einer ,Identitit von
Regierten und Regierenden'.“82

Wahlen als wesentliches Element einer freiheitlichen
Demokratie werden fiir verzichtbar gehalten. Das
Wabhlrecht biete im Rahmen einer Gesamtgesellschaft
skeine wirkliche Entscheidungsmoglichkeit* und habe
Llediglich bestitigenden Inhalt“.3% Auch eine Opposi-
tion gegeniiber der Regierung soll nicht zugelassen
werden. Es dirfe nicht sein, ,,dal3 die mit der Fih-
rungsverantwortung beauftragte Elite, von den nicht
mit der Fithrung beauftragten, ausgesprochenen Geg-
nern in ihrer Arbeit, systembedingt behindert wird®.
An Stelle einer Opposition soll ein ,berufsstindisches
Kammersystem* eingefithrt werden, welches allerdings
nur ,beratende Funktion (Antragsrecht) besitzen
soll%*. Im Ergebnis bedeutet das: Effizienz des Regie-
rungshandelns und Durchsetzung des angeblichen
Volkswillens vor demokratischer, freiheitssichernder
Kontrolle und Gewaltenteilung.

Diese Uberlegungen dokumentieren, dass die NPD/JN
ein totalitdres Staatsmodell befiirwortet, das von we-
sentlichen Elementen nationalsozialistischer Ideologie
beeinflusst ist. So fihrte Hitler in seinem Buch ,Mein
Kampf*“ u. a. aus, dass die beste Staatsverfassung und
Staatsform diejenige sei, die ,mit natiirlichster Sicher-
heit die besten Kopfe der Volksgemeinschaft zu fiih-
render Bedeutung und zu leitendem EinfluB“ bringe.
Der volkische Staat gliedere seine Vertretungskorper in
spolitische und berufliche stindische Kammern®,
deren einzelne Mitglieder beratende, aber niemals be-
schlieBende Stimmen hitten.

Aktivititen

wVolksfrontpolitik* und Schulterschluss
mit Neonationalsozialisten

Im Berichtsjahr hat die NPD ihre herausgehobene Po-
sition in der rechtsextremistischen Szene der Bundes-
republik Deutschland weiter gefestigt. Dabei stand
weiterhin das strategische Ziel der NPD einer so ge-

nannten Volksfront von rechts im Vordergrund. So
traten erneut Exponenten der neonationalsozialisti-
schen Szene wie der Hamburger Rechtsanwalt Jirgen
RIEGER in die NPD ein. Dieser wurde sogar in den
Bundesvorstand der Partei gewiéhlt. Frithere Spannun-
gen zwischen den verschiedenen rechtsextremisti-
schen Gruppierungen und Stromungen scheinen in
den Hintergrund zu riicken. Mit den Wahlergebnissen
der NPD steigt ihre Akzeptanz innerhalb der rechtsex-
tremistischen Szene.

Bereits vor der sichsischen Landtagswahl im Septem-
ber 2004 hatten fithrende Neonationalsozialisten zur
Unterstiitzung der NPD aufgerufen und waren spiter
in die NPD eingetreten. Im Berichtsjahr wurde deut-
lich, dass es Neonationalsozialisten und Vertretern der
so genannten FREIEN NATIONALISTEN gelingt, ihren
Einfluss innerhalb der Partei auszudehnen. Wihrend
gerade die FREIEN NATIONALISTEN in der Vergangen-
heit die NPD wegen ihrer Beteiligung an Wahlen ab-
lehnten und der Partei deswegen ,,Systemnéihe unter-
stellten, werden nunmehr zunehmend gemeinsam Vor-
teile daraus gezogen. Nach Auffassung des im Bundes-
vorstand der Partei vertretenen Neonationalsozialisten
Thomas WULFF habe die NPD als Gegenleistung fiir
die Unterstiitzung durch die FREIEN NATIONALISTEN
sogar den ,,Anspruch der Meinungsfithrerschaft® aufge-
geben und sei ,eben nur noch der ,parlamentarische
Arm’ der Bewegung®.8>

Auch in Sachsen sind bereits regional — zum Teil
gefestigte — Verbindungen zwischen FREIEN NATIONA-
LISTEN und der NPD bzw. JN festzustellen. Insbeson-
dere die Jugendorganisation der NPD weckt das Inter-
esse vormals parteiunabhingiger Rechtsextremisten,
da sie sich besonders akzentuiert ,national-revolutio-
ndr* duBert. Angehorige der rechtsextremistischen
Kameradschaftsszene schlossen sich deshalb bereits
der JN an.

Im Mittelpunkt der Aktivititen der NPD stand im Be-
richtsjahr die Teilnahme an der Landtagswahl in Meck-
lenburg-Vorpommern und der Wahl des Abgeordneten-
hauses und der Bezirksverordnetenversammlungen in
Berlin. Auch hierbei spielte der Schulterschluss mit
FREIEN NATIONALISTEN eine entscheidende Rolle.
Zumindest acht der 15 Kandidaten der NPD-Landes-
liste zur Landtagswahl in Mecklenburg-Vorpommern
waren dem Lager der Neonationalsozialisten zuzurech-
nen. Gemeinsam wurde ein aufwindiger Wahlkampf
durchgefiihrt, bet dem die NPD auf ihre Erfahrungen
aus dem Landtagswahlkampf 2004 in Sachsen zu-
riickgriff und vor allem soziale Themen in den Mittel-
punkt stellte. Eigenen Angaben zufolge wurden u. a.

82 ARGUMENTE FUR KANDIDATEN & FUNKTIONSTRAGER, 2. Auflage Juni 2006, S. 32.

83 Grundlagenprogramm der JN — Thesen zur Volksherrschaft, Herausgabe 2006, S. 23.

84 Grundlagenprogramm der JN — Thesen zur Volksherrschaft, Herausgabe 2006, S. 22, Schreibweise wie im Original.
8 Internetmeldung der Siiddeutschen Zeitung vom 14. September 2006.

(72}
=)
=
2
=
)
E
5
8
-=
]
==

29



30

iiber 70.000 Plakate, 25.000 ,Schulhof-CDs“8 und
1,4 Millionen Wahlkampfpublikationen verteilt sowie
mehrere hundert Informationsstinde durchgefihre.
Wahlkampfleiter war der stellvertretende NPD-
Bundesvorsitzende Holger APFEL aus Sachsen.

Mit 7,3 % der Zweitstimmen erhielt die NPD insge-
samt sechs Landtagsmandate. NPD und DVU sind
damit am Ende des Berichtszeitraumes in vier Landes-
parlamenten vertreten.’’

Durch den Schulterschluss mit Neonationalsozialisten
begibt sich die NPD zunehmend in einen Spagat. Wih-
rend der Biindnispartner DVU eine Kooperation mit
dieser Szene offiziell ablehnt, hat gerade die Landtags-
wahl in Mecklenburg-Vorpommern die gegenseitigen
Abhingigkeiten verdeutlicht.

Sonderparteitag des sichsischen Landes-
verbandes und die Veranstaltung der JLO
zum 13. Februar

Am 8. Januar 2006 fand in Niederau (Landkreis Mei-
Ben) die Jahresauftaktveranstaltung der sichsischen
NPD statt. An der Veranstaltung nahmen ca. 200 Per-
sonen teil. Anwesend waren neben den Mitgliedern
der NPD-Fraktion im Sichsischen Landtag der Partei-
vorsitzende Udo VOIGT und ein Mitglied der DVU-
Fraktion im Landtag von Brandenburg.

In seiner Neujahrsansprache erklirte der sichsische
NPD-Landesvorsitzende Winfried PETZOLD, dass
sich der vor einem Jahr geschlossene ,,Deutschland-
Pakt“ zwischen DVU und NPD bewihrt habe. Den
Austritt von drei Abgeordneten aus der NPD-Fraktion
und der Partei bezeichnete er als Verrat“ und ,,Angriff
des Staates®. Er rief die Anwesenden zur Geschlossen-
heit und zum Treuebekenntnis zu ,Volk, Reich und
Partei® auf.58

Am 4. Februar 2006 fand der Sonderparteitag des séch-
sischen NPD-Landesverbandes statt. Dieser war not-
wendig geworden, nachdem im Dezember 2005 drei
Landtagsabgeordnete der NPD-Fraktion sowie der Par-
tei den Riicken gekehrt und schwere Vorwiirfe gegen
die NPD erhoben hatten. Diese Austritte 16sten eine
Krise in der NPD aus. Uber einige Kreisverbinde, die
durch weitere Austritte von Funktiondren personell
und organisatorisch geschwicht waren, verhingte die
Parteifiihrung den organisatorischen Notstand. Offent-
lich versuchte die NPD-Fihrung, von den Vorwiirfen
der Ausgetretenen, insbesondere hinsichtlich ihrer
Personal- und Finanzpolitik, abzulenken. Das Verhal-

ten der Ausgetretenen wurde in der fiir Rechtsextre-
misten typischen Weise verschworungstheoretisch
interpretiert. Die NPD-Funktionidre setzten in der
Zeit bis zum Sonderparteitag alles daran, die betroffe-
nen Kreisverbdnde wieder zu stabilisieren. Der
Bundesvorsitzende Udo VOIGT hielt sich selbst in
Sachsen auf und besuchte die NPD-Kreisverbinde.
Der Parteitag, an dem ca. 100 Personen teilnahmen,
fand in Bergen (Vogtlandkreis) statt. Neben den Dele-
gierten der sdchsischen Kreisverbidnde waren Funktio-
nire des Landesverbandes sowie der Bundesvorsit-
zende Udo VOIGT anwesend.

Bei der Nachwahl zur Besetzung vakant gewordener
Amter im Landesvorstand wurde den Vorschligen der
Parteiftihrung entsprochen. Die Aufstellung der Kandi-
daten zeigte deutlich, dass die Parteifithrung bemiiht
war, den ,Ost-West-Konflikt“ zu entschirfen. Aus-
schlieBlich ostdeutsche NPD-Mitglieder wurden in
den Landesvorstand nachgewihlt.

Die Partei wurde zur Geschlossenheit aufgerufen.
Nach eigenen Angaben wollte der NPD-Landesvor-
stand im Rahmen einer Imagekampagne: ,Mitglied
werden — hinein in die NPD* bis zum Ende des Jahres
2006 in Sachsen tiber 300 neue Parteimitglieder gewin-
nen. Dieses Ziel wurde nicht erreicht®. Unabhingig
davon ist man bestrebt, mit kommunalpolitischer
Schulungsarbeit die Voraussetzungen fiir einen fla-
chendeckenden Antritt bei den Kommunalwahlen
2009 zu schaffen.

Demonstration am 11. Februar 2006 in Dresden

Anlidsslich des Jahrestages der Bombardierung Dres-
dens im Jahr 1945, beteiligten sich zahlreiche NPD-
Mitglieder und Funktiondre an der Demonstration der
JUNGEN LLANDSMANNSCHAFT OSTPREUBENS (JILO) am
11. Februar 2006 in Dresden. Am Rande der Demon-
stration sprachen u. a. der NPD-Bundesvorsitzende
Udo VOIGT und der stellvertretende NPD-Vorsit-
zende Holger APFEL.

86 Dabei handelt es sich nicht um die mit einem Beschlagnahmebeschluss belegte ,,Schulhof-CD* aus dem Bereich der rechtsextremisti-

schen Skinheadszene.

87 NPD: Sachsen und Mecklenburg-Vorpommern; DVU: Bremen und Brandenburg.
88 Meldung auf der Internetseite des NPD-Landesverbandes Sachsen vom 1. Februar 2006.

89 Vgl. Angabe der Mitgliederzahl am Anfang des Beitrages zur NPD.



Pressefest der NPD und
des Verlages der Deutschen Stimme

Nachdem im Vorjahr wegen der vorgezogenen Bundes-
tagswahl und des Fehlens eines geeigneten Veranstal-
tungsortes das Pressefest ausgefallen war, organisierte
diec NPD zusammen mit dem Verlag der DEUT-
SCHEN STIMME am 5. August 2006 in Dresden das
funfte Pressefest. Die Veranstaltung wurde von mehr
als 7.000 Rechtsextremisten besucht, die iberwiegend
der rechtsextremistischen Skinheadszene zuzurech-
nen waren. Wie bereits in den Vorjahren schwankte —
bedingt durch die Programmgestaltung — die Teil-
nehmerzahl im Verlauf der Veranstaltung stark. Zum
Skinhead-Konzert am Abend wurden ca. 5.000 Perso-
nen festgestellt.

Als Redner traten u. a. der NPD-Bundesvorsitzende
Udo VOIGT, der sichsische NPD-Fraktionsvorsit-
zende im Landtag Holger APFEL und der stellvertre-
tende Bundesvorsitzende der DVU auf. Der Neonatio-
nalsozialist Jirgen RIEGER ,warnte® laut einem Pres-
sebericht vor einer ,rassischen Durchmischung® des
deutschen Volkes. Als Vertreter ausldndischer rechtsex-

Beginn: 12.00 Uhr
(EinlaB ab 10.00 Uhr)

Ende: 23.00 Uhr

Plakat zum ,,Pressefest” am 5. August 2006

tremistischer Organisationen sprachen der Vorsitzende
der ,La Falange® aus Spanien, der Generalsekretér der
neonationalsozialistischen , Patriotischen Allianz“ aus
Griechenland sowie ein Publizist aus Frankreich.

An Verkaufsstinden wurden in groBem Umfang Szene-
artikel verkauft. So konnten z. B. T-Shirts mit Aufdru-
cken wie ,Ruhm und Ehre der Waffen-SS* sowie CDs
z. B. mit Reden von Hitler und Goebbels erworben
werden.

Fir musikalische Umrahmung sorgten mehrere Lie-
dermacher wie Jorg HAHNEL und Frank RENNICKE
sowie die rechtsextremistischen Skinhead-Bands AGI-
TATOR, CARPE DIEM sowie GIGI & DIE STADTMUSIKAN-
TEN. Aus England reiste das Duo STIGGER & SISKO an.
Teilnehmerberichten zufolge gelang es dem Veranstal-
ter insbesondere wihrend der Bandauftritte am Abend
nicht, das Publikum zu disziplinieren. So hitten wih-
rend des ,,Gigi-Konzertes (...) ganz schon viele ihre
Armchen gehoben“?, was als skandieren des Hitlergru-
Bes verstanden werden muss. Ein anderer Teilnehmer
schrieb von ,Sieg Heil“-Parolen und Spriichen wie
,Eine U-Bahn bis nach Auschwitz“. Er schitzte ein,
dass es der Lautstirke nach einige Hundert gewesen
sein mussten.’!

Der Ablauf der Veranstaltung sorgte fiir ein negatives
Echo innerhalb der rechtsextremistischen Szene. Die
Organisation sowie die Preise standen im Mittelpunkt
der Kritik. Es entstand der Eindruck, dass kommer-
zielle Interessen bei dem Veranstalter vorrangig ge-
wesen seien. In einem Internetforum wurde ange-
merkt, dass FRONT-RECORDS?? ,den Umsatz ihres Le-
bens gemacht“%® habe. Ein anderer schrieb von einer
»ganz unverschimt ausgenutzte(n) Kommerzveran-

staltung*.%

Die szeneinterne Kritik, die in verschiedenen Diskus-
sionsforen geduBert wurde, bereitete der NPD erkenn-
bar Schwierigkeiten, die Veranstaltung als Erfolg dar-
zustellen. Dennoch betonte die NPD in einem Veran-
staltungsbericht, im ,geistigen Zentrum der Veranstal-
tung® habe ,auch diesmal der sichtbare Wille, Gber
Partei- und Organisationsgrenzen hinweg in deutschen
Landen eine starke Opposition zu schaffen®, gestan-
den. Sie gibt eine Teilnehmerzahl von rund ,8.000
volkstreue(n) Deutsche(n)“ an.??

Wie bei den vergangenen Pressefesten bemiihte sich
die NPD durch die Ausgestaltung des Programms, ein
breites Spektrum der rechtsextremistischen Szene an-
zusprechen. Der Auftritt der Skinheadmusikgruppen
diirfte der Grund sein, dass trotz der schlechten Witte-

9 Auszug aus dem von Rechtsextremisten genutzten WIKINGERVERSAND-FORUM im Internet vom 7. August 2006.
91 Auszug aus dem von Rechtsextremisten genutzten SKADI-FORUM im Internet vom 7. August 2006.

92 Rechtsextremistischer Vertrieb aus Wurzen (Muldentalkreis), der auf dem Pressefest einen groBen Stand hatte.

93 Auszug aus dem von Rechtsextremisten genutzten SKADI-FORUM im Internet vom 7. August 2006.

94 Auszug aus dem von Rechtsextremisten genutzten HATECORE-FORUM im Internet vom 7. August 2006.

9 Meldung auf der Internetseite der NPD vom 6. August 2006.
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rungsbedingungen wieder eine beachtliche Teilneh-
merzahl erreicht wurde. Dafiir spricht auch der unter
den Anwesenden sehr hohe Anteil an rechtsextremisti-
schen Skinheads.

Griindung eines RINGS NATIONALER FRAUEN
(RNF) in der NPD

Am 16. September 2006 erfolgte in Sotterhausen
(Sachsen-Anhalt) die Griindung der bundesweiten
Frauen-Organisation der NPD. An der Veranstaltung
sollen neben NPD-Mitgliedern auch ,,parteilose Natio-
nalistinnen® teilgenommen haben.

Im Vorstand der RNF ist u. a. das Mitglied der NPD-
Fraktion im Sichsischen Landtag Gitta SCHUSSLER
aus Niederfrohna (Landkreis Chemnitzer Land) als
Bundessprecherin vertreten.

Ziel des RNF sei es, ,vorrangig in der Offentlichkeit
auf die Anliegen weiblicher Nationalistinnen aufmerk-
sam zu machen“. Man verstehe sich als ,Sprachrohr der
nationalen Frauen“. Der RNF sei ein Dachverband,
sder gerne sdmtliche nationalen Frauen zusammen-
bringen mochte“. Nach auBen hin wolle man An-
sprechpartner fir politisch interessierte Frauen sein
und ,,die moglicherweise existierende Hemmschwelle,
in die Partei einzutreten, abbauen.“%¢ SCHUSSLER
duBerte gegentiber Medien, man wolle keine Mutter-
Kind-Gruppe sein, sondern mehr NPD-Frauen in kom-
munale Parlamente bringen.

Bundesparteitag

Am 11. und 12. November 2006 wihlten die Delegier-
ten auf dem Bundesparteitag in Berlin einen neuen
Bundesvorstand. Der Bundesvorsitzende Udo VOIGT,
der in seiner BegriilBungsrede von der ,Reichshaupt-
stadt® sprach, wurde mit 95,2 % der Stimmen wieder-
gewihlt. Auch seine Stellvertreter Holger APFEL und
Peter MARX wurden im Amt bestdtigt. Wihrend der
neu in die Partei eingetretene Hamburger Neonatio-
nalsozialist Jirgen RIEGER fiir diese Funktion erfolg-
los kandidierte und erst spiter als Beisitzer in den
Bundesvorstand nominiert wurde, konnte sich als drit-
ter Stellvertreter der bayerische NPD Landesvorsit-
zende Sascha ROBMULLER durchsetzen.

Drei Mitglieder des sdchsischen Landesverbandes
wurden in den Bundesvorstand gewihlt. Bei ihnen han-
delt es sich ausschlieBlich um Funktionire aus den
alten Bundeslindern, die im Zusammenhang mit dem
Umzug des Verlages der DEUTSCHEN STIMME
nach Sachsen gekommen waren. Ein weiterer sichsi-
scher Funktiondr kandidierte erfolglos. Er wurde den-
noch als Mitglied in den Bundesvorstand berufen.

9 Meldung auf der Internetseite der NPD vom 19. September 2006.
97 Vgl. Internetseite der DEUTSCHEN STIMME-VERLAGSGESELLSCHAFT.

NPD-Bundesparteitag am 11./12. November 2006

Die Delegierten beschlossen zudem, dass zusitzlich zu
den gewihlten 19 Bundesvorstandsmitgliedern alle 16
Landesvorsitzende dem Bundesvorstand mit beraten-
der Stimme angehoren.

Die NPD hilt den Parteitag fiir ein Signal. Als Ziel
wurde der Einzug in den ,Reichstag® zur Bundestags-
wahl 2009 verkiindet. Dariiber hinaus will sich die
NPD verstirkt auf die Kommunalwahlen in den Krei-
sen konzentrieren, in denen geeignete Kandidaten und
aktive Kreisverbinde existieren.

Der Bundesvorsitzende der NPD bekannte sich in sei-
nem Rechenschaftsbericht zum ,,Deutschland-Pakt*
mit der DVU sowie zur Zusammenarbeit mit den
FrREIEN KRAFTEN in der ,deutschen Volksfront“. Das
Bindnis zwischen NPD und DVU, so der DVU-
Bundesvorsitzende Dr. FREY, sei ,zwingende Voraus-
setzung® dafiir, dass in Berlin bald wieder ,deutsche
Politik* gemacht werden konne.

Uberschattet wurde der Bundesparteitag der NPD von
Riickzahlungsforderungen der Bundestagsverwaltung
in Hohe von ca. 870.000,- €. Hintergrund hierfir sollen
Fehler in den Rechenschaftsberichten der Partei von
1997 und 1998 sein.

Pressemeldungen zufolge riumte Udo VOIGT auf dem
Bundesparteitag ein, dass die Lage ernst sei. ,,Die Par-
tei befindet sich in erheblicher finanzieller Not®, heil3t
es in einem Sonderrundschreiben vom November
2006. Der Parteivorsitzende bittet deshalb ,die ge-
samte Mitgliedschaft um ein Notopfer fir die Auf-
rechterhaltung unseres politischen Kampfes zur Er-
neuerung Deutschlands.

Medien

Wichtigstes Organ der NPD ist die monatlich erschei-
nende Parteizeitung DEUTSCHE STIMME. Die Ver-
antwortlichen werten ihr Blatt als ein ,fithrendes
Organ der nationalen Publizistik in Deutschland“%7.
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Die Zeitung ist ein klar positioniertes extremistisches
Meinungsblatt. Publizistisch-politisches Ziel ist of-
fenkundig die argumentative Stirkung der eigenen
Anhingerschaft und die Bereitstellung von ,Argu-
menten® fiir die Auseinandersetzung mit dem demo-
kratischen Rechtsstaat. Dominierend sind hierbei die
NPD-typischen Ideologiefragmente ,vélkischer Na-
tionalismus und Volksgemeinschaft“, ,Antiplura-
lismus“ und ,Antiindividualismus®, ein begrifflich ag-
gressiver Antiamerikanismus, die Gegnerschaft zur
Europiischen Union und die fiir Rechtsextremisten
typische pauschale Schuldzuweisung an demokrati-
sche Politiker.

Die Enthiillung, dass die Zeitung im Ausland (in Polen
und Litauen) gedruckt wird, fithrte nicht nur innerhalb
der rechtsextremistischen Szene zu erheblichen Dis-
kussionen, da die NPD u. a. in populistischer Weise die
wVerlagerung von deutschen Arbeitsplitzen in das Aus-
land“ massiv als Auswuchs des ,kapitalistischen Sys-
tems® anprangert.

Als Publikation des sichsischen NPD-Landesverban-
des erschien im Berichtsjahr in unregelmiBigen Ab-
stinden die SACHSEN STIMME.

In der erstmals im
Dezember 2005 er-
schienenen Publika-
tion des JN-Landes-

verbandes  Sachsen
HIER & JETZT wer- s odulitur L
den  vordergriindig s
rechtsextremistische <
Theorien  transpor- =
tiert. AuBerdem wer- identitég
den alternative Mo- et
delle der gesell- P
schaftlichen Organi- —:i'f;-:-:

- - At b st s |

sierung sowie — aus

rechtsextremistischer Sicht — politische Hintergriinde
und kulturelle Aspekte thematisiert. Zu den bisheri-
gen Autoren in HIER & JETZT gehoren mehrere be-
kannte Rechtsextremisten.

Eine weitere Publikation mit dem Namen KOMPASS
wird vom NPD-Kreisverband Lobau-Zittau herausgege-
ben. Sie erscheint seit Februar 2006 alle zwei Monate.

Auf der Homepage des NPD-Landesverbandes Sach-
sen wird auf Internetseiten sichsischer NPD-Kreisver-
biande verwiesen. Sofern diese Internetseiten mit In-
halten gefillt sind, werden iiberwiegend politische
Themen aufgegriffen oder Termine einschldgiger Ver-
anstaltungen angekiindigt.

JUNGE NATIONALDEMOKRATEN (JIN)

Die Jugendorganisation der NPD N

versteht sich als ,,nationalrevolutioni-

rer Jugendverband“ und ,als eine welt-

anschaulich geschlossene Jugendbe-
JN wegung neuen Typs mit revolutiondrer

Ausrichtung®. Genau wie die NPD
lehnt die JN die freiheitliche demokratische Grundord-
nung ab. So heif3t es in einem Beschluss des JN-Bundes-
vorstandes vom 28. Januar 2006: ,Voraussetzung fiir das
Beschreiten des revolutiondren Weges ist ein geschirftes
politisches BewuBtsein unserer Mitstreiter. Das bedeu-
tet die Erkenntnis, dal das System, bei einigen An-
nehmlichkeiten, prinzipiell schlecht ist. Die Konsequenz
daraus heilit nun logischerweise, dall man dieses System
nicht reformieren kann, sondern beseitigt und durch
etwas Neues ersetzt werden mul. Eine solche Vorge-
hensweise nennt man iiblicherweise Revolution.“?8
Nach Auffassung der JN kénne ,nur ein Nationaler Sozi-

alismus die Probleme Deutschlands bewiltigen“.””

Bereits seit 2005 zeichnet sich eine Profilschirfung der
JN ab. Mit Thesen wie ,Vorwirts zur Deutschen Revo-
lution!“ oder ,,Revolution statt Reform“1%” prisentiert
sich die JN zunehmend aggressiver. Sie will nicht nur
als sprachloses Anhingsel der NPD wahrgenommen
werden. Vielmehr bemiiht sie sich, Eigenstidndigkeit
gegentber der Mutterpartei zu dokumentieren. Im
Gegensatz zur NPD gehe es der JN ,nicht um Parla-
mentsitze und das Mitwiihlen in den Futtertrogen die-
ser Politbonzen, sondern um das Aufwerfen der Sys-
temfrage®. Weiter heilit es: ,Wir wollen dieses System
der Fremdherrschaft, der Gewinnmaximierung und
Ausbeutung iberwinden und nicht aus ithm Vorteil
schlagen. Auch wenn das Wahljahr 2006 fir unsere

B

9 Meldung auf der Internetseite der JN vom 28. Januar 2006. Schreibweise wie im Original.
99 Meldung auf der Internetseite der JN Sachsen vom 25. September 2006.
100 Meldung auf der Internetseite der JN vom 28. Januar 2006 zum Beschluss des Bundesvorstandes.
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Mutterpartei NPD ein Schicksalswahljahr sein wird,
dirfen wir diese Grundposition nationalrevolutionidren
Wollens nicht verleumden. Es geht um mehr als das
parlamentarische Abstimmungsrecht in einem Besat-

zungsstaat*,101

Gerade in der Ablehnung des Parlamentarismus und in
antikapitalistischen Positionen zeigen sich zunehmend
ideologische Gemeinsamkeiten zwischen JN und der
rechtsextremistischen Skinhead- und Kameradschafts-
szene. Auch im Hinblick darauf schlossen sich Angeho-
rige der rechtsextremistischen Kameradschaftsszene der
JN an. Ein ehemaliger Aktivist der FREIEN AKTIVISTEN
HOYERSWERDA (FAH), heute Stiitzpunktleiter der JN in
Hoyerswerda, begriindete den Beitritt damit, dass sich
die JN gewandelt habe. ,Jetzt sagen sie (Anm.: die JN),
dass etwas mit der parlamentarischen Demokratie nicht
stimmt. Sie sind gegen die Finanzoligarchie, gegen das
Kapital, haben sich sozialistisch aufgestellt. Mit dieser
Distanzierung zum liberal-kapitalistischen System ist
sie fir uns, die revolutiondren Nationalisten, attraktiv
geworden: Sie fordern genau wie wir einen Volksstaat,
der national und sozialistisch ist. Die JN ist vom Habitus
revolutionirer als die NPD.“102

Entwicklung und Aktivititen

Die JN verfiigte im Berichtsjahr im Freistaat Sachsen
iber etwa 90 Mitglieder, die in neun Stitzpunkten or-
ganisiert waren. Neben den Stiitzpunkten Sichsische
Schweiz und Freiberg existieren seit 2005 die Stiitz-
punkte Chemnitzer Land, Débeln-Meifien und Ober-
lausitz. Im Berichtsjahr kamen neue Stiitzpunkte im
Weileritzkreis, in Hoyerswerda, im Landkreis Aue-
Schwarzenberg sowie in Chemnitz dazu.

Der Ausbau der Strukturen geht einher mit einem auch
offentlich wahrnehmbaren Aktionismus. Vor allem in
Sachsen tritt die JN wieder zunehmend als Schnitt-
stelle zwischen der NPD und der rechtsextremisti-
schen Skinhead- und Kameradschaftsszene in Erschei-
nung. So ist in einigen Regionen im Freistaat Sachsen
eine deutliche stirkere Zusammenarbeit — bis hin zur
Verschmelzung — zwischen JN und der rechtsextremis-
tischen Skinhead- und Kameradschaftsszene festzu-
stellen. Bei der Neuwahl des Landesvorstandes der JN
im Rahmen eines Landeskongresses im September
2006 wurden zwei ehemalige Fithrungsmitglieder der
verbotenen SKINHEADS SACHSISCHE SCHWEIZ (SSS) in

101 Mitgliederrundschreiben der JN vom 30. Januar 2006.

den sichsischen Landesvorstand gewéhlt. AuBerdem
gehort ein fuhrender Aktivist der ehemaligen Kame-
radschaft FREIE AKTIVISTEN HOYERSWERDA (FAH) dem
neuen Landesvorstand der sichsischen JN an. Die
FAH hatten sich eigenen Angaben zufolge bereits im
Mirz 2006 dem neu gegriindeten JN-Stiitzpunkt in
Hoyerswerda angeschlossen.

Mit einem breit geficherten Angebot an Aktivitdten —
+Wanderungen, Kletternachmittage, Museumsbesu-
che, gemeinsame Ausfahrten aber auch Partys <103 _
versucht die JN, interessierte Jugendliche zu kddern.
Im Raum Séchsische Schweiz will die JN beispielsweise
mit der Kampagne ,Heimat erleben! Jugendlichen die
Geschichte und Kultur ihrer Heimat néher bringen. Im
Rahmen dieser Kampagne werden regelmifig Veranstal-
tungen, wie z. B. Vortrige, Hohenklettern mit einem
Bergsteiger und Wanderungen angeboten.

Am 6. Mai 2006 veranstaltete die JN das so genannte
»1. Jugendthing Sichsische Schweiz“1%4. Verkaufs-
stinde fiir Bekleidung, Musik und Kultur waren ebenso
vorhanden wie verschiedene Informationsstinde.
Neben einem Liedermacher traten der JN-Bundesvor-
sitzende sowie ein Funktionidr der JN Sichsische
Schweiz als Redner auf. Nach Eigenangaben sollen an
der Veranstaltung Gber 100 Personen teilgenommen
haben. Eine zweite Veranstaltung dieser Art organi-
sierte die JN am 2. Dezember 2006.

In der Offentlichkeit will die JN insbesondere mit De-
monstrationen, Mahnwachen und Flugblattverteilun-
gen Aufmerksamkeit erzielen. Daneben finden Schu-
lungsveranstaltungen fir Anhidnger statt, denn nach
Auffassung der JN sind ,neben dem Kampf auch das
Lernen die elementarsten Waffen im Widerstand
gegen dieses System.“105

Im Berichtsjahr organisierte die JN vier Demonstratio-
nen in Sachsen, an denen sich jeweils bis zu 250 Perso-
nen beteiligten. Hierbei zeigte sich sehr deutlich, wie
FREIE KRAFTE (Angehorige der Skinhead- und Kame-
radschaftsszene) ihre Aktivitdten unter dem Dach der
IN weiterfiihren.

15 Jahre nach den auslinderfeindlichen Pogromen in
Hoyerswerda organisierte die JN und eine so genannte
Aktionsgruppe ,Schoner wohnen in Hoyerswerda® einen
Aufmarsch. Im Internet rief die JN mit dem Slogan:
,Glaubt den Liignern und Heuchlern nicht!* zur Teil-
nahme an der Veranstaltung auf. Eine angebliche Unzu-
friedenheit der Bevolkerung mit den Lebensumstidnden
habe seinerzeit zu Unruhe und einem Volksaufstand ge-

102 Siichsische Zeitung, Ausgabe Hoyerswerda, vom 17. November 2006.
103 Meldung auf der Internetseite der JN Sichsische Schweiz vom 20. Januar 2006.
104 Der Begriff leitet sich vom altgermanischen Wort , Thing® ab. In seiner Ursprungsbedeutung handelt es sich dabei um Veranstaltungen,

die der politischen Beratung ebenso wie Gerichtsverhandlungen und kultischen Zwecken dienen. Die Aussprache lehnt sich nicht an

das Englische an.
105 Mitgliederrundschreiben der JN vom 30. Januar 2006.



fuhrt. Gezielt diffamierte die JN im Aufruf Angehorige
der Volksgruppe der Sinti und Roma, Vietnamesen und
Menschen dunkler Hautfarbe, indem sie diese verant-
wortlich fiir die damaligen Verhiltnisse machte. So hief3
es zum Beispiel: ,Frauen und Médchen ist es unméglich
geworden am offentlichen Leben teilzunehmen, ohne
von Schwarzen bedringt zu werden. 100

An dem Aufmarsch am 30. September 2006 nahmen
schlieBlich ca. 210 Rechtsextremisten aus Sachsen, Berlin
und Brandenburg teil. Sie marschierten unter dem Motto:
»Stoppt die selbsternannten Demokraten! Fiir das Selbst-
bestimmungsrecht unseres Volkes®, zeigten Transparente
mit Aufschriften wie ,,Nationaler Sozialismus oder Unter-
gang“ und fithrten schwarze Fahnen mit.

DEUTSCHE VOLKSUNION (DVU)

Griindung: 1987 als Partei DVU-
LisTE D
1991 Umbenennung in
DVU

Sitz: Miinchen

Teil-/Neben-

organisationen

(Aktionsgemein-

schaften): DEUTSCHE VOLKS-

UNIONe. V. (DVUe. V),
INITIATIVE FUR AUS-
LANDERBEGRENZUNG
(I.fA.),

EHRENBUND RUDEL,
AKTION ODER-NEIBE
(AKON)

Organisation im

Freistaat Sachsen: Landesverband Sachsen,

Kreisverbinde
Mitglieder 2005
bundesweit: ca. 9.000
Sachsen: ca. 200
Mitglieder 2006
bundesweit: ca. 8.500
Sachsen: ca. 150
Publikationen: NATIONAL-
ZEITUNG/
DEUTSCHE
WOCHEN-ZEITUNG
(NZ)

Priasenz im
Internet: mit einer eigenen

Homepage vertreten

Kennzeichen:

DEUTSCHE
VOIKSUNION

Der sichsische Landesverband der DVU ist schwach
organisiert. Die Partei ist hier regional kaum verankert.
Die Anzahl der Mitglieder ging weiter zuriick.

Das Parteileben beschrinkt sich weitgehend auf die

Durchfithrung ,Politischer Stammtische®, zu denen
tiber die NATIONAL-ZEITUNG (NZ) eingeladen

106 Tnternetseite des JN-Landesverbandes Sachsen vom 4. Oktober 2006.
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wird. Offentlichkeitswirksame Aktionen der sichsi-
schen DVU konnten im Berichtszeitraum nicht festge-
stellt werden.

Politische Zielsetzung

Die ideologischen und politischen Grundpositionen
der DVU werden weniger in ithrem Parteiprogramm,
sondern vielmehr in ihrer Zeitung NZ deutlich. Im Par-
teiprogramm bekennt sich die DVU zwar formal zur
freiheitlichen demokratischen Grundordnung. Im
Gegensatz hierzu verbreitet sie jedoch in der NZ
rechtsextremistisches Gedankengut. Kennzeichnend
dafiir sind u. a.:
e ecine rassistisch ausgeprigte Agitation, die sich insbe-
sondere gegen Auslinder und Asylbewerber richtet,
e die Verunglimpfung demokratischer Institutionen
der Bundesrepublik Deutschland und
e die Relativierung nationalsozialistischer Verbrechen
— verbunden mit antisemitischen Auferungen.

Die NZ greift regelmiBig Tagesthemen auf und kom-
mentiert diese auf der Grundlage langjihrig entwickel-
ter Feindbilder wie dem vom ,kriminellen Asylbewer-
ber* oder vom ,die Deutschen erpressenden Juden®.
Auslinder werden pauschal als Bedrohung fiir den Be-
stand unserer Gesellschaft und fiir den sozialen Frie-
den in Deutschland dargestellt. Dem Leser wird so
eine existenzielle Bedrohung Deutschlands durch eine
angeblich mit der Zuwanderung einhergehenden
,Uberfremdung® suggeriert.

Wiederholt nimmt die DVU die Osterweiterung der
Europiischen Union und Fliichtlingsstrome aus Afrika
zum Anlass, um charakteristische rechtsextremistische
Argumentationsmuster zu verbreiten. So titelt die NZ
immer wieder mit Schlagzeilen wie: ,Bettelbanden
iiberschwemmen Deutschland“!%7, Europa vor neuem
Tiirkensturm?“198 oder ,, Invasion aus Afrika“199. Dabei
wird versucht, Zuwanderer als Gefahr fir die innere Si-
cherheit darzustellen und pauschal zu kriminalisieren.
Im Hinblick auf den EU-Beitritt von Ruminien und
Bulgarien stellte die NZ fest, ,Was haben Ruminien
und Bulgarien in der EU verloren? Sind diese Linder

107 NZ Nr. 43 vom 20. Oktober 2006, S. 7.
108 NZ Nr. 43 vom 20. Oktober 2006, S. 13.
109 NZ Nr. 39 vom 22. September 2006, S. 2
110 NZ Nr. 23 vom 2. Juni 2006, S. 5.
11'NZ Nr. 16 vom 14. April 2006, S. 3.

112 NZ Nr. 14 vom 31. Mirz 2006, S. 3.

113 NZ Nr. 32 vom 4. August 2006, S. 1.

Mitglieder der EU, droht der Export von Korruption
und Kriminalitit im grenzenlosen Europa.“!10

Kennzeichnend fiir rechtsextremistische Sichtweisen
sind zudem die behauptete Einseitigkeit westlicher
Medienberichterstattung im Hinblick auf internatio-
nale Konfliktherde und die Unterstellung, von
Deutschland werde blinder Gehorsam gegeniiber Israel
gefordert. !

In der NZ werden fortwidhrend demokratische Institu-
tionen verunglimpft sowie Politiker und Reprisentanten
der Bundesrepublik Deutschland als korrupt und unfi-
hig dargestellt. Dabei wird den politischen Entschei-
dungstrigern vorgeworfen, mit ihrer Politik gegen die
Interessen des deutschen Volkes zu verstof3en, seine
Existenz zu bedrohen und die Deutschen im eigenen
Land zur Minderheit machen zu wollen. So heil3t es in
der NZ: ,Merkels Todstinden gegen Deutschland. So
wird unser Volk ruiniert“!1% oder ,Verarmen die Deut-
schen? Wie uns Merkel in den Ruin fiihrt.“113

Aber auch die Verbrechen des Nationalsozialismus wer-
den in der NZ immer wieder relativiert und verharm-
lost. So nehmen in der NZ Berichte einen breiten
Raum ein, in denen die Hohe der Opfer-Zahlen des na-
tionalsozialistischen Regimes angezweifelt oder ver-
sucht wird, Verbrechen dieses Regimes Untaten Ande-
rer gegeniiberzustellen.

Aktuelle Entwicklung und Aktivititen

Der Landesparteitag der sichsischen DVU fand im Ja-
nuar in Sachsen-Anhalt statt. Dort wurde der Landes-
vorstand neu gewihlt.

Anlisslich des Neujahrsempfangs der NPD-Fraktion
im Sichsischen Landtag am 7. Januar 2006 riefen der
Parteivorsitzende der NPD VOIGT und die DVU-Frak-
tionsvorsitzende im Landtag von Brandenburg HES-
SELBARTH erneut zur Geschlossenheit der nationa-
len Opposition auf. Der so genannte ,,Deutschland-
Pakt® beider Parteien aus dem Jahr 2004 werde weiter
fortgesetzt.14

114 In dieser Vereinbarung zwischen DVU und NPD, die zunichst bis Ende 2009 gelten soll, wurde eine Zusammenarbeit festgeschrieben.
So heifit es in der Praambel: ,Der Bruderkampf ist eingestellt; es wird nun ausschlieBlich gegen die wirklichen Gegner gefochten.” Die
DVU ist somit Teil der von der NPD initiierten ,Volksfront von Rechts®.

Schon zuvor waren zwischen beiden Parteien konkrete Wahlabsprachen getroffen worden. Diese sehen vor, dass die NPD zur néchsten
Bundestagswahl und die DVU zur nichsten Europawahl antreten, jeweils unter Beteiligung von Kandidaten der anderen Partei.



Der Schulterschluss zwischen DVU und NPD wurde
wie im Vorjahr 6ffentlich am 11. Februar 2006 in
Dresden beim jahrlichen Trauermarsch anldsslich des
61. Jahrestages der Bombardierung der Stadt demon-
striert. Unter den Rednern befanden sich Reprisen-
tanten beider Parteien.

Gedampft wurde die Erwartungshaltung an die ,Volks-
front durch das Landtagswahlergebnis der DVU im
Mirz 2006 in Sachsen-Anhalt. Sie erhielt 3,0 % der
Stimmen und konnte damit nicht in den dortigen
Landtag einziehen. Nach dem Einzug der NPD in den
Landtag von Mecklenburg-Vorpommern im September
2006 sah die DVU das ,Volksfront-Biindnis“ mit der
NPD jedoch wieder im Aufwind. Die Zusammenarbeit
auf der Grundlage des Deutschlandpaktes werde fort-
gesetzt.

Die Zusammenarbeit zwischen DVU und NPD blieb
auch weiterhin ohne nennenswerte Auswirkungen auf
den sichsischen DVU-Landesverband.

Sonstige rechtsextremistische
Bestrebungen

JUNGE LANDSMANNSCHAFT OSTPREUBEN e. V.
(JLO)
Landesverband Sachsen/Niederschlesien

Mitglieder 2005  Sachsen: ca. 20
Mitglieder 2006  Sachsen: ca. 20
Prisenz im

Internet: mit einer eigenen

Homepage vertreten

Die JLO ist eine Linder tibergreifende Organisation
mit weniger als 1.000 Mitgliedern. Der eingetragene
Verein wurde 1991 als Jugendorganisation der Lands-
mannschaft OstpreuBen!!® gegriindet. Sein Sitz befin-
det sich in Berlin-Charlottenburg.

Es bestehen Anhaltspunkte dafiir, dass es innerhalb der
JLO rechtsextremistische Stromungen gibt. Die
bundesweiten Mitgliederzahlen lassen jedoch keine
Rickschlisse auf die Anzahl der Rechtsextremisten in
der Organisation zu.

Im Landesverband Sachsen/Niederschlesien wurden
erstmalig im Jahr 1999 Anhaltspunkte fiir rechtsextre-
mistische Bestrebungen deutlich. Diese resultieren
unter anderem aus der engen und mit deutlichen Sym-
pathiebekundungen verbundenen Zusammenarbeit
mit rechtsextremistischen Parteien und Organisatio-
nen. Im Gegensatz zu anderen Landesverbinden wird
die Arbeit im hiesigen Landesverband von Rechtsex-
tremisten bestimmt. Eine aktive Gruppe des Landes-
verbandes existiert in Dresden.

Diese unkritische Kooperation mit Rechtsextremisten
veranlasste die Landsmannschaft Ostpreu3en im Jahr
2000, sich von ihrer Jugendorganisation zu trennen. Im
Berichtsjahr wurde bekannt, dass die nicht extremisti-
sche Landsmannschaft Ostpreulen eine Klage gegen
die JLLO wegen der Verwendung ihrer Namensbestand-
teile Landsmannschaft Ostpreuen eingereicht hat.
Mit Urteil vom 20. Juli 2006 entschied das Landgericht
Berlin, dass die JLLO unbefugt die Namensbestandteile
des Kligers gebraucht und dadurch dessen Interessen
verletzt. Gegen das Urteil legte die JLO Berufung ein.
Die JLO ist seit Mitte 2006 als JUNGE LLANDSMANN-
SCHAFT OSTDEUTSCHLAND e. V. (JLO) im Vereinsregis-
ter eingetragen. In einigen Ver6ffentlichungen hat die
JLO eine entsprechende Namensidnderung vorgenom-

115 Die Landsmannschaft Ostpreuen ist kein Beobachtungsobjekt des LfV Sachsen.
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men. Sie trat zumindest bis zum Ende des Berichtsjah-
res auch noch unter ihrem alten Namen in Erschei-
nung.

Politische Zielsetzung

Die Vereinssatzung der JLO ldsst fiir sich gesehen
keine rechtsextremistische Ausrichtung der Organisa-
tion erkennen. Nach den dort genannten Zielen und
Aufgaben gilt das Hauptaugenmerk einer friedlichen
Wiedervereinigung mit Ostpreu3en auf der Grundlage
der KSZE-Schlussakte von Helsinki.

Im tatsdchlichen politischen Verhalten des JLLO-Lan-
desverbandes Sachsen/Niederschlesien ist jedoch der
Schulterschluss mit rechtsextremistischen Organisa-
tionen und Parteien erkennbar.

So beteiligen sich seit mehreren Jahren Rechtsextre-
misten unterschiedlichster Couleur an der wichtigsten
Veranstaltung des JLLO-Landesverbandes, dem jihr-
lichen Trauermarsch anldsslich der Bombardierung
Dresdens am 13. Februar 1945. Der Trauermarsch ver-
eint damit alle maBgeblichen rechtsextremistischen
Organisationen in Sachsen zu einer Kundgebung. Seit
2005 nehmen auch Rechtsextremisten aus dem euro-
péischen Ausland daran teil.

Einige Mitglieder des JLO-Landesverbandes gehoren
dem im Jahr 2003 gegriindeten rechtsextremistischen
NATIONALEN BUNDNIS DRESDEN e.V. (NB) an. Zur
Stadtratswahl in Dresden im Jahr 2004 trat die JLO
nach Eigenangaben des NB mit drei Kandidaten fiir das
Biindnis an. Unter den drei gewihlten NB-Stadtriten
befindet sich jedoch kein JLO-Mitglied.

Auch im Berichtsjahr war bei Mitgliedern des JLO-
Landesverbandes eine enge Zusammenarbeit mit
rechtsextremistischen  Organisationen  erkennbar.
Nach Angaben in einer rechtsextremistischen Publika-
tion fanden in Dresden gemeinsame Jugendstammti-
sche mit Angehorigen der NATIONALDEMOKRATISCHEN
PARTEI DEUTSCHLANDS (NPD), des NATIONALEN
BUNDNISSES DRESDEN e. V. (NB) und des NATIONALEN
JUGENDBUNDNISSES DRESDEN (N]JB) statt!16,

Aktuelle Entwicklung und Aktivititen

Die JLLO hat mit der Organisation des jihrlichen Trau-
ermarsches anlisslich des 13. Februar seit 1999 ein fur
Rechtsextremisten wichtiges Thema besetzt. Sie wird
hierbei durch die NPD unterstitzt. Der Trauermarsch

116 FREIER RUNDBRIEF — DRESDEN, Ausgabe 4/2006.

zihlt nach wie vor zu den zentralen Veranstaltungen in
der rechtsextremistischen Szene mit bundesweiter Be-
deutung. Allerdings ist es nicht die JL.O als Organisa-
tion, welche Integrationskraft besitzt. Vielmehr 16st
das Thema der Veranstaltung die hohe Mobilisierung
innerhalb der rechtsextremistischen Szene aus.
Ansonsten hat der JLO-Landesverband Sachsen/
Niederschlesien innerhalb der rechtsextremistischen
Szene in Sachsen nur eine geringe Bedeutung. Schon
auf Grund seiner geringen Mitgliederzahl iibt er keinen
wesentlichen Einfluss aus.

Auch im Berichtsjahr war die wichtigste Veranstaltung
des JLO-Landesverbandes die Demonstration am
11. Februar 2006 in Dresden. Es beteiligten sich mit ca.
4.200 'Teilnehmern weniger Rechtsextremisten als im
Vorjahr (rund 5.000).

Demonstration am 11. Februar 2006 in Dresden

Die weitgehend friedlich verlaufende Veranstaltung
begann mit einer Auftaktkundgebung in unmittelbarer
Nihe des Sichsischen Landtages. Dort sprachen
neben einem JLO-Aktivisten der NPD-Bundesvorsit-
zende Udo VOIGT und der DVU-Landtagskandidat
Ingmar KNOP aus Sachsen-Anhalt. Aulerdem richte-
ten Rechtsextremisten aus Portugal, der Schweiz sowie
Osterreich GruBworte an die Teilnehmer.

Unter den Demonstrationsteilnehmern waren weitere
bekannte Rechtsextremisten. Im Demonstrationszug
wurden zudem zahlreiche Transparente rechtsextre-
mistischer Gruppierungen aus dem gesamten Bundes-
gebiet sowie aus dem Ausland mitgefiihrt.

Bei der Abschlusskundgebung am Sichsischen Landtag
sprach u. a. der stellvertretende NPD-Vorsitzende Hol-
ger APFEL.

Auf der Homepage des JLLO-Landesverbandes wird auf
regelmiBige Stammtischveranstaltungen fiur die Regio-
nen Dresden, Meien/Freiberg und die Sichsische
Schweiz sowie vereinzelt Vortragsveranstaltungen hin-
gewiesen.



Verlage und Vertriebsdienste im Rechtsextremismus (Auswahl'!7)

Verlage und Vertriebsdienste in Sachsen sind fett gedrucke.

Verlag / Vertriebsdienst Sitz abrufbar im Internet
ARNDTVERLAG Martcnsrgdc ja
(Schleswig-
Holstein)
DEUTSCHE STIMME - VERLAGSGESELLSCHAFT mbH Riesa ja
DRUCKSCHRIFTEN- UND ZEITUNGSVERLAG GmbH Miinchen o
(DSZ-VERLAG) )
Tubingen
GRABERT-VERLAG (Baden-Wiirt- ja
temberg)
NATION EUROPA-VERLAG GmbH Coburg (Bayern) ja

Rechtsextremistische Publikationen und solche,
in denen Rechtsextremisten publizieren (Auswahl'!®)

Im Freistaat Sachsen herausgegebene Publikationen sind fett gedruckt

Publikation Herausgeber / erscheint Auflage abrufbar
Verantwortlicher im Internet

BLICKPUNKT LAUSITZ | Rechtsextremisten unregelmiflig | unbekannt ja
GESELLSCHAFT FUR FREIE . cor g .

DAS FREIE FORUM PUBLIZISTIK e. V. (GFP) vierteljdhrlich 1.500 nein

DER ERZGEBIRGLER Skinheads unregelmiflig | unbekannt nein
NATIONALDEMOKRATISCHE ca. 21.000

DEUTSCHE STIMME PARTEI DEUTSCHLANDS monatlich (Eigen- ja
(NPD) angabe)

FREIER RUNDBRIEF Rechtsextremist dich bekannt .

- DRESDEN - echtsextremisten monatlic unbekann nein

FREIER RUNDBRIEF Rechtsextremist bekannt bekannt .

- LAUSITZER LAND - echtsextremisten unbekann unbekann nein

FREIER RUNDBRIEF Rechtsextremisten dreimonatlich nbekannt nein

- OSTERZGEBIRGE - cehtsextremiste (Eigenangabe) | "™ ¢4 ¢
JUNGE NATIONALDEMO-

HIER & JETZT KRATEN (JN) — Landes- | vierteljihrlich | unbekannt ja
verband Sachsen

17 Die Auswahl enthilt Verlage und Vertriebsdienste, die aus Sicht des LfV Sachsen iiberregional oder fiir Sachsen von Bedeutung sind.

118

Die Auswahl enthilt die aus Sicht des LfV Sachsen fiir die bundesweite und sichsische Szene bedeutendsten Publikationen.
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Publikation Herausgeber / erscheint Auflage abrufbar
Verantwortlicher im Internet
AG NATIONALER MEDIEN-
MITTELDEUTSCHE Ei‘ﬁggf&& Sﬁ;ﬁgﬁw - c(al;:-l.OOO .
JUGENDZEITUNG (MJZ) | . | unrescimalis 1en- fem
BUNDNIS MITTEL- angabe)
DEUTSCHLAND (NSAM)
HILFSORGANISATION FUR
NACHRICHTEN DER NATIONALE UND POLITISCHE . .
monatlich 600 nein
HNG GEFANGENE UND DEREN
ANGEHORIGE e. V.
NATION & EUROPA — NATION EUROPA VERLAG monatlich
DEUTSCHE GapH ! (gelegentlich 18.000 ja
MONATSHEFTE zweimonatlich)
NATIONALER BEOBACH-
TER FUR CHEMNITZ Rechtsextremisten unregelmiflig | unbekannt nein
UND UMGEBUNG
NATIONALER BEOBACH- Rechtsextremist nicht in bekannt ]
TER DELITZSCH cchtsextrenmsten Papierform | "Tocrann 1
NATIONALER BEOBACH- Rechtsextremist nicht in bekannt }
TER LEIPZIG ecntsextremisten Papierform unpexKkann Jja
NATIONAL-ZEITUNG/ DEUTSCHE VOLKSUNION
DEUTSCHE WOCHEN- (DVU) wochentlich 40.000 ja
ZEITUNG (NZ)
SACHSEN STIMME!" NPD-Landesverband unregelmiBig | unbekannt einzelne
Sachsen Ausgaben
) A nein, aber
STAHLHELM Ne.onatlonalsozmhsten, unregelmiflig | unbekannt | Homepage
Skinheads
vorhanden
UNABHANGIGE FREUNDESKREIS UNAB- lich 10.000 .
NACHRICHTEN HANGIGE NACHRICHTEN monathie ’ 2
ZEIT FUR PROTEST! DIE REPUBLIKANER (REP) monatlich ca. 10.000 ja

119 Tnhaltlich identisch mit der Publikation KLARTEXT der NPD-Fraktion im Sichsischen Landtag.




Linksextremismus

Uberblick iiber verfassungsfeindliche
Zielsetzungen der linksextremistischen
Bestrebungen

Autonome

Autonome stellen den bei Weitem groBten Anteil des
gesamten gewaltbereiten linksextremistischen Poten-
zials. Sie sind verantwortlich fiir die Mehrzahl der
linksextremistisch motivierten Gewalttaten. Die zeit-
weilig vorgenommene Differenzierung zwischen ,,Ge-
walt gegen Personen® und ,,Gewalt gegen Sachen” wird
zunchmend aufgegeben.

Autonome verfolgen weder ein einheitliches ideologi-
sches noch ein strategisches Konzept. Einig sind sich
Autonome jedoch in der Ablehnung des demokrati-
schen Staates und seiner Gesellschaft. Den Bezugs-
punkt ihrer oftmals spontanen Aktivitdten bilden dif-
fuse anarchistische und kommunistische Ideologie-
fragmente. Die Anwendung von Gewalt wird als not-
wendiges Element zur Durchsetzung ihrer politischen
Ziele und als erforderliches Mittel gegen die ,,struktu-
relle Gewalt® eines ,,Systems von Zwang, Ausbeutung
und Unterdriickung“ angesehen und gerechtfertigt.

Thre Aktionsformen und Angriffsziele orientieren sich
an den jeweiligen Konfliktfeldern, die von ,Antifa-
schismus® iber ,Antimilitarismus®, ,Antiimperia-
lismus®, ,,Antirassismus®, ,Neoliberalismus“ und ,,Glo-
balisierung® bis hin zu ,Antikapitalismus“ reichen.
Dabei nutzen sie aktuelle politische Themen fuir ihre
Zwecke.

[hre Aktivitdten richten sich dabei nicht nur gegen den
unmittelbaren politischen Gegner, sondern auch gegen
staatliche Einrichtungen und deren Vertreter sowie
gegen Symbole der Wirtschaftsordnung. Mit unter-
schiedlicher Intensitit versuchen sie, demokratische
Protestbewegungen fiir ihren Kampf gegen den Staat
zu mobilisieren. Rechtsextremistischen Versammlun-
gen begegnen sie mit einer hohen Aggressivitit und
Gewaltbereitschaft.

Autonome verzichten zumeist auf feste Strukturen und
Hierarchien. Dies wird nicht nur als Ausdruck des poli-
tischen Verstindnisses von einem ,herrschaftsfreien
Leben* angesehen. Vielmehr dient dies auch dem
Schutz vor staatlichen MaBnahmen, da so Konspiration
und Anonymitit weitgehend aufrechterhalten werden
konnen. Daher agieren meist kleine, lokal begrenzte
Personenzusammenschlisse.

120 Die Zahlenangaben sind zum Teil geschitzt und gerundet.

Orthodox-kommunistische
Bestrebungen

Zum ideologischen Konzept orthodox-kommunisti-
scher Bestrebungen gehoren vor allem Denkansitze
marxistisch-leninistischer Prigung wie die Thesen vom
Klassenkampf und der Diktatur des Proletariats. Ziel
dieser Zusammenschlisse ist eine sozialistisch-kom-
munistische Gesellschaftsordnung. Die freiheitliche
demokratische Grundordnung soll auf revolutionirem
Wege gewaltsam ,,iiberwunden® werden.

Orthodoxe Kommunisten beanspruchen fiir sich, die
einzig wahre und wissenschaftliche Weltanschauung zu
besitzen. Aus diesem Grund sind vom Marxismus-Le-
ninismus abweichende politische Vorstellungen nach
ihrem ideologischen Ansatz erwiesenermalen falsch.

In der gemeinsamen Vision, eine angeblich bestehende
ykonservative Hegemonie® zu brechen, sind orthodox-
kommunistische Parteien und Vereinigungen bemiht,
bestehende soziale Konflikte thematisch aufzugreifen,
ideologisch umzudeuten und im Sinne ihrer revolutio-
ndren Strategie zu instrumentalisieren.

AuBerdem versuchen sie, durch grundsitzliche Kritik
an den ,herrschenden Verhiltnissen® und Forderungen
nach einer ,Fundamentalopposition® ihren sozialisti-
schen und kommunistischen Zielen niher zu kommen
und die Richtigkeit ihrer ,wissenschaftlichen Analyse
zu belegen.

Die parlamentarische Demokratie wird von orthodox-
kommunistischen Bestrebungen abgelehnt. Eine Be-
teiligung an parlamentarischen Wahlen kommt nur
unter strategischen Gesichtspunkten in Betracht.

Uberblick in Zahlen!2

Bundesweit gehorten im Berichtsjahr ca. 30.700 Perso-
nen'?! linksextremistischen Bestrebungen an. Damit
hat sich das Potenzial gegeniiber dem Vorjahr (2005: ca.
30.600) kaum verindert.

Die Anzahl der Personen, die im Freistaat Sachsen
linksextremistischen Bestrebungen zugerechnet wer-
den, ist im Berichtsjahr leicht auf ca. 550 Personen!??
gestiegen (2005: ca. 540).

121 Angaben des Bundesamtes fiir Verfassungsschutz. Ohne Mehrfachmitgliedschaften.

122 Ohne Mehrfachmitgliedschaften.
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Der autonomen Szene werden ca. 280 Personen zuge-
rechnet (2005: ca. 270). Sie stellt den groBten Anteil
innerhalb linksextremistischer Beobachtungsobjekte
im Freistaat Sachsen dar.

Ca. 170 Personen (2005: ca. 170) gehdren marxistisch-
leninistischen Bestrebungen an.

Ca. 100 Personen (2005: ca. 100) werden ,sonstigen
linksextremistischen Bestrebungen® zugerechnet. Im

Berichtsjahr war ein Mitgliederzuwachs bei der ROTEN
HiLFE e. V. (RH) zu verzeichnen. Dieser ergab sich im
Wesentlichen aus der Wiedergriindung der Ortsgruppe
Leipzig. Bei der Gesamtsumme der ,,sonstigen linksex-
tremistischen Bestrebungen” wurden nunmehr die vor
allem bei der RH anzutreffenden Mehrfachmitglied-
schaften beriicksichtigt. Aus diesem Grund ist hier in
der Gesamtschau keine erkennbare Verinderung zu
verzeichnen.



Anzahl der Linksextremisten

Freistaat Sachsen: ca. 550 (2005: ca. 540)
Bundesrepublik Deutschland: ca. 30.700 (2005: ca. 30.600)

Linksextremistische
Autonome
Freistaat Sachsen: ca. 280
(2005: ca. 270)
bundesweit: ca. 5.500
(2005: ca. 5.000)

Marxistisch-Leninistische
Bestrebungen
Freistaat Sachsen: ca. 170
(2005: ca. 170)
bundesweit: ca. 25.000
(2005: ca. 25.400)

Sonstige linksextremistische
Bestrebungen
Freistaat Sachsen: ca. 100123
(2005: ca. 100)
bundesweit: keine Angaben

davon u. a.:

KOMMUNISTISCHE PARTEI
DEuTrscHLANDS (KPD-OsT)
Freistaat Sachsen: ca. 50
(2005: ca. 50)
bundesweit: ca. 200
(2005: ca. 200 )

RoT1E HILFE e. V.

Freistaat Sachsen: ca. 100124
(2005: ca. 60)
bundesweit: ca. 4.300
(2005: ca. 4.300)

DEUTSCHE KOMMUNISTISCHE
PartEI (DKP)
Freistaat Sachsen: ca. 40
(2005: ca. 40)
bundesweit: ca. 4.200
(2005: ca. < 4.500)

Trotzkistische Gruppen
(u. a. LINKSRUCK NETZWERK)
Freistaat Sachsen: ca. 20
(2005: ca. 20)
bundesweit: ca. 1.800
(2005: ca. 1.600)

KOMMUNISTISCHE PLATTFORM
DER LINKSPARTEL.PDS
(KPF DER PDS)
Freistaat Sachsen: ca. 60
(2005: ca. 60)
bundesweit: ca. 1.000
(2005: ca. 1.000)

MARXISTISCH-LENINISTISCHE
PARTEI DEUTSCHLANDS
(MLPD)

Partei mit maoistisch-
stalinistischer Ausrichtung
Freistaat Sachsen: ca. 20
(2005: ca. 20)

bundesweit: ca. 2.300

Sonstige marxistisch-
leninistische Bestrebungen
Freistaat Sachsen: Einzelne
(2005: Einzelne)
bundesweit: keine Angaben

(2005: ca. 2.300)

Entwicklungstendenzen
im Linksextremismus

Autonome Szene

Einen groBen Teil der linksextremistischen Bestrebun-
gen im Freistaat Sachsen bildet die autonome Szene.
Sie dominiert deutlich den hiesigen Linksextre-
mismus.

125 Ohne Mehrfachmitgliedschaften.

Der im Vorjahr zu beobachtende leichte zahlenmiBige
Anstieg dieses Personenpotenzials setzte sich im Be-
richtsjahr fort. Dieser Trend wirkte sich auch auf die
strukturelle Entwicklung aus. Zwar konzentrieren sich
sichsische Autonome unverindert in den beiden Zen-
tren Dresden und Leipzig. Jedoch zeigen offentlich-
keitswirksame Aktionen z. B. in Plauen und RoBwein,
dass autonome Spektren in anderen Regionen Sachsens
anlassbezogen reaktivierbar sind. Diese Entwicklung
steht in unmittelbarem Zusammenhang mit der regional
starken Auspragung rechtsextremistischer Strukturen.

124 Dabei handelt es sich zum groBen Teil um Mehrfachmitgliedschaften in verschiedenen linksextremistischen Bereichen.
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Im Berichtsjahr lieBen sich folgende Themenfelder
ausmachen, zu denen sich sidchsische Autonome haupt-
sdchlich artikulierten:

e  Revolutiondrer Antifaschismuskampf®. Dieser
richtet sich gegen vermeintliche und tatsichliche
Rechtsextremisten und deren Infrastruktur, aber
auch gegen bei Demonstrationen und Kundgebun-
gen von Rechtsextremisten anwesende Polizei-
krifte. Entsprechende Aktivititen fanden am
11. Februar und 5. August 2006 in Dresden sowie
am 1. Mai und 3. Oktober 2006 in Leipzig statt.

e Geschichtsrevisionismus®. Mit diesem Thema be-
fassen sich vor allem Dresdner Autonome anlésslich
des Gedenktages der Zerstorung der Stadt im
Zweiten Weltkrieg. Autonome unterstellen der
Bundesrepublik Deutschland eine Politik der Ver-
dringung sowie eine Auflosung des Unterschiedes
zwischen Opfern und Tétern.

Marxistisch-leninistische Bestrebungen

Wie bereits in den Vorjahren haben die linksextremisti-
schen Stromungen innerhalb der ,Linkspartei. PDS“125
auch im Berichtsjahr weiter an Bedeutung verloren.
Diese Abnahme zeigt sich auch in einer rickliufigen
Tendenz von Aktivititen der KOMMUNISTISCHEN
PLATTFORM DER LINKSPARTELPDS (KPF). In der Of-
fentlichkeit konnte sie nicht auf sich aufmerksam ma-
chen.

Die DeuTsCHE KOMMUNISTISCHE PARTEI (DKP) strebt
in ihrem neuen Parteiprogramm bei der Gestaltung der
Gesellschaft anstatt Reformen nunmehr einen ,revolu-
tiondren Weg“ an, der mit ,revolutiondrem Kampf*
verbunden wird. Offentlich versuchte die DKP im Frei-
staat Sachsen, durch Informationsstinde und Vertei-
lung ihrer Parteizeitung UNSERE ZEI'T (UZ) ihre po-
litischen Positionen zu vermitteln.

Sonstige linksextremistische
Bestrebungen

Die MARXISTISCH-LENINISTISCHE PARTEI DEUTSCH-
LANDS (MLPD) verftigt im Freistaat Sachsen zwar tiber
Strukturen, die jedoch keine nennenswerte Offent-
lichkeitswirksamkeit entfalten. Im Berichtsjahr trat sie
gemeinsam mit anderen antifaschistischen Kriften®
bei der Mobilisierung gegen das Pressefest des rechts-
extremistischen DEUTSCHE STIMME VERLAGES am
5. August 2006 in Dresden 6ffentlich in Erscheinung.

Die RoTE HILFE e. V. (RH) deklariert die strafrechtli-
che Verfolgung von Staatsschutzdelikten als ,staatliche

Repression®. Thre Hauptaufgabe sieht sie deshalb in
der Unterstiitzung von linksextremistischen Straftd-
tern. Sie gewihrt ,Rechtshilfe®, vermittelt Szeneange-
horigen Anwilte, leistet Beihilfe zu Prozesskosten und
Geldstrafen und betreut im Falle einer Inhaftierung die
so genannten ,politischen Gefangenen®. Dadurch wird
die Bindung der Inhaftierten an die linksextremisti-
sche Szene sichergestellt.

Die Gruppe GEGENSTANDPUNKT trat bis zum Jahr 1991
als MARXISTISCHE GRUPPE (MG) in der Offentlichkeit
auf. Danach veréffentlichten fithrende MG-Mitglieder
die Zeitschrift GEGENSTANDPUNKT. Unter dieser
Bezeichnung finden vereinzelt offentliche Diskus-
sionsveranstaltungen statt.

Autonome

Charakteristik

Autonome lehnen prinzipiell staatliche und gesell-
schaftliche Normen ab. Staatliche Institutionen dien-
ten neben der Erhaltung und Entfalcung der ,kapita-
listischen Gesellschaftsordnung® lediglich der Unter-
driickung ,herrschaftsfrei gestalteter Strukturen.
Hiufig propagieren sie die Abschaffung eben dieser
Institutionen.

Der aktive Kampf gegen den Staat und die praktische
Umsetzung in Form von Aktionen wie Angriffe auf
staatliche Ordnungskrifte bei offentlichen Veranstal-
tungen oder Anschlige auf Objekte staatlicher bzw.
wirtschaftlicher Représentanten bildet einen Schwer-
punkt in der autonomen Ideologie. Einprigsame Paro-
len wie ,Macht kaputt, was euch kaputt macht!“ unter-
streichen diese Zielsetzung. Der militante Widerstand
gegen das ,System* ist Grundkonsens eines ansonsten
breit geficherten Spektrums mit einem diffusen, ten-
denziell anarchistisch ausgerichteten Weltbild, vor
allem jedoch mit dem Bestreben, frei von allen staat-
lichen und gesellschaftlichen Zwingen ,selbstbe-
stimmt® zu leben. Neben schlagkriftigen Parolen und
gelegentlichen Demonstrationen ist die Anwendung
von Gewalt weitgehend unumstritten und wird als le-
gitimes Mittel ,,autonomer Politik“ betrachtet. Auto-
nome rechtfertigen Gewalt als erforderliches Mittel
gegen die ,strukturelle Gewalt® eines ,,Systems von
Zwang, Ausbeutung und Unterdriickung®. Die von
Autonomen propagierte Gewalt richtet sich nicht nur
gegen Institutionen, sondern auch gegen Personen wie
Rechtsextremisten oder — im Einzelfall — Reprisentan-
ten des demokratischen Staates. Dagegen lehnen sie
das Gewaltmonopol des Staates ab. Die ihnen ver-
meintlich ,tagtéglich in vielfiltiger Form begegnende

125 Die ,Linkspartei.PDS* ist in ihrer Gesamtheit kein Beobachtungsobjekt des Landesamtes fiir Verfassungsschutz Sachsen.



staatliche Gewalt® rechtfertigt es in ihren Augen, den
Staat Gberall und mit allen Mitteln aktiv zu bekdmp-
fen, um ihn zu ,zerschlagen®. In einem Aufruf eines
,Linksradikalen Biindnisses Gottingen® zu Protestak-
tionen gegen einen Aufmarsch von Rechtsextremisten
am 13. Mai 2006 in Gottingen heif3t es beispielsweise:
LEin radikaler Antifaschismus, der auf die Uberwin-
dung von Staat und Kapital zielt, darf das staatliche Ge-
waltmonopol nicht anerkennen (...).“126

Wenn Autonome von der Notwendigkeit reden, nicht
nur die Symptome zu bekidmpfen, sondern vielmehr
das ,Ubel an der Wurzel® zu packen und die ,gesell-
schaftlichen und G6konomischen Ursachen des Sys-
tems® zu beseitigen, bedeutet das nichts anderes, als
auf eine Abschaffung der bestehenden staatlichen Ord-
nung hinwirken zu wollen.

So erkldrte ein linksradikales Vorbereitungsbiindnis®
riickblickend auf die gewalttitigen Auseinanderset-
zungen am 3. Oktober 2006 in Leipzig im Internet:
+Wir mobilisieren gegen Naziaufmirsche, weil es unser
Ziel ist, nationalsozialistische Aktivititen zu unterbin-
den, indem wir nationalistische, rassistische und anti-
semitische Zusammenrottungen angreifen. (...) Doch
das macht immer nur einen Teil unserer politischen Ar-
beit aus: unsere Gegnerschaft mit dem Nationalismus
weist iiber das Nazi-Spektrum und damit den Rahmen
der eigenen Anti-Nazi-Arbeit hinaus. Sie schlieBt nicht
nur die unmittelbare Staatsgewalt, sondern den Staat
selbst mit ein.“127

Das Verhalten Autonomer belegt damit die Ablehnung
wesentlicher Bestandteile der freiheitlich demokrati-
schen Grundordnung.

Der weitgehende Verzicht auf feste Strukturen und
Hierarchien wird von Autonomen nicht nur als Aus-
druck des politischen Selbstverstindnisses von einem
sherrschaftsfreien Leben® angesehen, vielmehr dient
er auch dem Schutz vor staatlichen Maflnahmen, da so
Konspiration und Anonymitidt noch am ehesten mog-
lich sind. Der mit dem Verzicht auf Strukturen verbun-
dene Verlust an Effektivitit wird dabei in Kauf genom-
men.

Gleichwohl ergaben sich innerhalb des autonomen La-
gers bereits mehrfach Ansitze von unterschiedlichen
Organisierungsmodellen. Die ,organisierten Autono-
men“ versprechen sich von einem Zusammenschluss
eine grofere Wahrnehmbarkeit und Vermittelbarkeit
ihrer politischen Ziele und theoretischen Analysen in
der Offentlichkeit. Die seit mehreren Jahren zu beob-
achtenden internen Spaltungs- und Auflgsungstenden-

zen, die auf zum Teil gravierenden ideologischen Dif-
ferenzen und personellen Problemen basieren, lassen
derzeit einen bundesweiten Zusammenschluss der
autonomen Szene nach dem Vorbild der Anfang der
Jahrtausendwende aufgelosten ANTIFASCHISTISCHEN
AKTION/BUNDESWEITE ORGANISATION (AA/BO) und
BUNDESWEITES ANTIFA TREFFEN (B.A.'T.) nicht erken-
nen.

Zur Durchsetzung ihrer Ziele sind autonome Gruppie-
rungen allerdings durchaus in der Lage, sich unterein-
ander zu vernetzen oder voritbergehend in themenbe-
zogenen Biindnissen zusammen zu arbeiten. So gelingt
es der Szene immer wieder, sich durch Aktionen oder
durch ihr Engagement in der ,Neuen Sozialen Bewe-
gung® (Alternativ-, Frauen-, Okologiebewegung u. i.)
zu artikulieren bzw. durch eine geschickte Biindnispo-
litik auf Akzeptanz in der Bevilkerung zu stofen. Auto-
nome propagieren dabei aus taktischen Griinden Ziele,
die in der Regel auch bei demokratischen Kriften eine
breite Zustimmung finden. Durch solche ,Aktionsein-
heiten® wollen Autonome Ansprechpartner im demo-
kratischen Spektrum finden, um langfristig ihren ge-
sellschaftlichen und politischen Einfluss auszubauen.

Aktionsfelder

Hauptaktionsfeld sichsischer Autonomer blieb im Be-
richtsjahr der ,revolutionire Antifaschismuskampf 128,
Dieser wird vor allem bei Protesten gegen Veranstal-
tungen von Rechtsextremisten und deren Infrastruk-
tur, wie Szenetreffs und Geschiften, offentlich deut-
lich. Aber nicht nur vermeintliche und tatsichliche
Rechtsextremisten stellen Ziele der gewalttétigen Ak-
tionen Autonomer dar. Bei Protesten gegen Demons-
trationen und Kundgebungen von Rechtsextremisten
sind hiufig auch die anwesenden Ordnungskrifte An-
griffsziel, da sie nach Ansicht der Autonomen den Staat
verkorpern, der Rechtsextremisten die offentliche
Plattform zur Verbreitung ihrer Ideologie absichere.

In RoBwein kam es am 29. Juli 2006 zu einer Spontan-
demonstration von etwa 80 Personen, die mit versuch-
ten Sitzblockaden und Aktionen in Kleingruppentaktik
gegen einen Aufzug der rechtsextremistischen JUNGEN
NATIONALDEMOKRATEN (JN) vorgingen. Nur durch po-
lizeiliche MaBnahmen konnte die Konfrontation beider
politischer Lager vermieden werden. Bereits im Vor-
feld der Demonstration gab es Auseinandersetzungen
zwischen acht bis zehn Personen und dem Demonstra-
tionsanmelder. Dabei wurde dieser leicht verletzt und
zwel Fahrzeuge beschidigt.

126 Aufruf ,Nutze die Moglichkeiten! Den Naziaufmarsch in Gottingen verhindern!® des Biindnisses vom 30. April 2006.
127 Tnternetbeitrag eines ,,Linksradikalen Vorbereitungsbiindnisses® zum 3. Oktober 2006 in Leipzig (Beitrag vom 6. Oktober 2006).

128

Dieser Begriff wird von Autonomen als Abgrenzung zu reformistischen Ansitzen innerhalb der antifaschistischen Bewegung verwendet.

Den reformistischen Ansitzen unterstellen Autonome eine inkonsequente Bekidmpfung des Faschismus, da sie den Kampf gegen die be-
stehende politische Ordnung, als Ursache fiir Rechtsextremismus, nicht impliziert.
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Autonome beteiligten sich auch am 16. September
2006 an einer Demonstration unter dem Motto ,,Kein
FuBbreit den Faschisten — in Plauen und anderswo®
gegen einen zeitgleich stattfindenden Aufzug von
Rechtsextremisten. Die dabei unternommenen Stor-
versuche aus den Reihen der Gegendemonstranten
blieben auf Grund polizeilicher MaBnahmen erfolglos.
Nicht zuletzt die jihrlich in Leipzig um den 3. Oktober
stattfindenden Demonstrationen des Hamburger
Rechtsextremisten Christiatn WORCH provozierten
auch im Berichtsjahr das Handeln der Autonomen.
Unter den laut Polizeiangaben ca. 1.500 gewaltbereiten
Gegendemonstranten befanden sich zahlreiche Auto-
nome der regionalen und iiberregionalen Szene. Ent-
lang der gesamten Demonstrationsstrecke kam es
nicht nur zu Ubergriffen auf Teilnehmer des rechtsex-
tremistischen Aufzuges. Auch auf Polizeibeamte wur-
den Flaschen und Steine geworfen, im Umfeld der De-
monstration Barrikaden errichtet, Miillcontainer ange-
ziindet und mehrere Kfz beschidigt. Auf Grund der
von der Polizei unter den Stérern durchgefiihrten zahl-
reichen freiheitsentzichenden Mafinahmen versam-
melten sich am Abend ca. 100 Personen zu einer Spon-
tandemonstration ,,Gegen Repressalien und Polizeige-
walt“ vor der Polizeidirektion Leipzig.

Der ,Kampf um Freirdume“ und gegen ,staatliche Re-
pression” stellt einen weiteren traditionellen Bestand-
teil autonomer Aktionsfelder dar. In Dresden beteilig-
ten sich beispielsweise am 6. April 2006 etwa 50 Sze-
neanhinger mit einer Solidaritdtsdemonstration an den
bundesweiten Protesten gegen die Riumung des
»2Autonomen Zentrums ,Ex-Steffi’* in Karlsruhe
(Baden-Wirttemberg). Am Morgen des 6. April hatten
auf Grund eines Gerichtsbeschlusses Polizeikrifte das
Objekt, eine Anlaufstelle fiir Autonome von tiberregio-
naler Bedeutung, geriumt. Bereits im Vorfeld war die
zu erwartende MaBnahme innerhalb der Szene
bundesweit thematisiert worden.

Vor allem Dresdner Autonome befassen sich anlésslich
der Jahrestage der alliierten Luftangriffe auf die Stadt
am 13. Februar 1945 mit einem weiteren Thema, dem
,Geschichtsrevisionismus®. Dem deutschen Staat
unterstellen Autonome eine Politik der Verdringung
und Auflésung der Opfer-Téter-Unterscheidung. Die
deutsche Politik verstiinde es zunehmend, Schuld und
Leid als allgemeine menschliche Wesenszlige darzu-
stellen und nicht als fir Deutschland geltendes Resul-
tat aus dem Nationalsozialismus. In der Bevolkerung
fuhre das zu dem Glauben, die Schuld in einem Prozess
der Léuterung tiberwunden zu haben. Dieser Glaube
sei wichtiger Bestandteil der deutschen Identititsfin-
dung, die die fithrende Rolle Deutschlands innerhalb
der Européischen Union zum Ziel habe.
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Demonstration am 11. Februar 2006 in Dresden
Foto: Internetseite INDYMEDIA

Am 11. Februar 2006 demonstrierten 500 bis 600 Auto-
nome friedlich unter dem Motto ,Gegen jeden Ge-
schichtsrevisionismus“ gegen einen Aufzug der rechts-
extremistischen JUNGEN LANDSMANNSCHAFT OSTPREU-
BEN (JLLO) und einen angeblichen mit dem Gedenken
der Biirger an die Bombenopfer zum Ausdruck gebrach-
ten Geschichtsrevisionismus. Im Anschluss blockierten
mehrere hundert Demonstranten zusammen mit nicht
extremistischen Personen die Route des JLO-Aufzuges.

Grof3e sportliche Veranstaltungen oder entsprechende
Planungen dafiir, wie Bewerbungen um Austragungs-
stitten der Olympischen Spiele u. 4., zogen in der Ver-
gangenheit hiufig die Aufmerksamkeit auch autono-
mer Gruppen auf sich. Autonome argumentieren gegen
diese GroBveranstaltungen mit den Thesen der zuneh-
menden Uberwachung und Kritik an der Innenstadt-
politik, ein mit dem Sport verbundener Leistungswahn
und Kapitalismus, sowie nationalistische Aspekte der
sportlich konkurrierenden Lénder.

Im Zusammenhang mit der Fu3ball-Weltmeisterschaft
2006 erwartete offentlichkeitswirksame Aktionen
durch die autonome Szene blieben im Freistaat Sach-
sen allerdings aus.

Aktionsformen

Die Bandbreite der von Autonomen zur Vermittlung
ihrer Ideologie und ihre Anspriiche genutzten Aktions-
formen umfasst ein vielfiltiges Aktionsspektrum. An-
gefangen bei Diskussionsveranstaltungen in Jugendca-
fés und der Mitarbeit in Bindnissen, reicht es tiber die
Organisation von oOffentlichen Kampagnen und De-
monstrationen bis hin zu gewalttdtigen, klandestinen
(d. h. heimlichen) Aktionen. Recherche-Aktivititen
zihlen ebenfalls zu autonomen Aktionsformen. Hierbei
handelt es sich um eine gezielte Sammlung und Verof-
fentlichung von personenbezogenen Daten tatsich-



licher oder vermeintlicher Rechtsextremisten. Derar-
tige Aktivititen werden gegeniiber der Offentlichkeit
als Aufkldrungsarbeiten bezeichnet, ihr tatsdchlicher
Zweck durfte jedoch die Verunsicherung und ver-
steckte Bedrohung des politischen Gegners sein.

Bei der Wahl von militanten Aktionsformen und An-
griffszielen bemiihen sich Autonome grundsétzlich um
Vermittelbarkeit“ in der Offentlichkeit.

Proportional zum offensiveren Auftreten rechtsextre-
mistischer Strukturen stieg im Jahr 2004 kurzzeitig
auch das Handlungsniveau der autonomen Szene. Im
Jahr 2005 war wieder ein Riickgang zu beobachten. Im
Berichtsjahr stagnierte das Handlungsniveau auf dem
des Jahres 2005. Dabei war eine Zunahme von Spon-
tanaktionen zu beobachten. Diese erfordern eine gut
funktionierende Kommunikationsstruktur. Auch lieBen
sich bei Aktivititen im Zusammenhang mit Demons-
trationen verdnderte Aktionsformen der autonomen
Szene feststellen. Setzten Autonome bei ihren gewalt-
titigen Protesten gegen Demonstrationen des politi-
schen Gegners bis Ende 2004 auf das logistisch und
personell aufwindige ,dezentrale Konzept® (beste-
hend aus autonomer Infostruktur — mit Vorfeldaufkli-
rung und zentraler Informationssammelstelle — sowie
militanten Kleingruppen), bevorzugen sie nunmehr
modifizierte Aktionsformen. Situationsbedingt zu der
urspriinglichen Aktionsform des ,,dezentralen Konzep-
tes“ kommen nunmehr auch Konzepte zur Anwen-
dung, bei denen an Stelle der Kleingruppen groBere
Aktionsgruppen wirksam werden. Hauptziel dieser Ak-
tionsform soll, wie bereits beim ,dezentralen Kon-
zept®, das gewaltsame Vorgehen gegen den politischen
Gegner sein. Versuchten beim ,dezentralen Konzept®
von einer Infostruktur gesteuerte militante Kleingrup-
pen tiberfallartig und verdeckt an den politischen Geg-
ner zu gelangen, so soll nunmehr der Vorteil groBerer
Gruppen genutzt werden, um dessen Veranstaltungen
effektiver behindern und storen zu konnen. Zusitzlich
sollen unter Nutzung gruppendynamischer Effekte das
Durchbrechen von Polizeiketten und Absperrungen er-
leichtert, polizeiliche Zugriffe erschwert und durch
Ausschreitungen im Umfeld Polizeikrifte gebunden
werden. Diese Taktik autonomer Gegenaktivititen
wurde erstmals am 19. Mirz 2005 im Zusammenhang
mit einem Aufzug der rechtsextremistischen FREIEN
KRAFTE SACHSEN in Dresden beobachtet. Im Berichts-
jahr verliefen Aktivitdten gegen rechtsextremistische
Aufziige am 11. Februar in Dresden sowie am 1. Mai
und 3. Oktober in Leipzig nach diesem Konzept.

Eine weitere von Autonomen hiufig verwendete Ak-
tionsmoglichkeit stellt die Kampagnen-Form dar.
Dabei werden verschiedene Aktionsformen unter
einem Thema, wie z. B. ,Abschiebehaftanstalten” oder

das angebliche ,Weltmachtstreben Deutschlands® und
Trefforte der rechtsextremistischen Szene, zusammen-
gefasst. Um eine Biindnisfihigkeit mit demokratischen
Partnern erreichen zu kénnen, sind Autonome auch be-
reit, fiir den Zeitraum einer Kampagne auf die Propa-
gierung von Gewalt zu verzichten. Dennoch geht die
Bindnisbereitschaft nur so weit, wie sich ihre Ziele
innerhalb eines Biindnisses kompromisslos durchset-
zen lassen.

Im Freistaat Sachsen wurden im Berichtsjahr haupt-
sdchlich zwei Kampagnen 6ffentlichkeitswirksam aktiv.
Ziel der auf den Dresdner Raum beschrinkten Kam-
pagne ,Keine Geschifte mit Nazis — Der NPD den
Boden entziehen” ist es, die NPD am Aufbau einer In-
frastruktur zu hindern und durch die Beschneidung
ihrer wirtschaftlichen Rahmenbedingungen eine wei-
tere Verankerung in der Region zu verhindern bzw. zu-
riickzudrdngen. Dazu versucht die Kampagne - vor-
nehmlich mittels Publikationen und offentlichkeits-
wirksamer Aktionen — insbesondere wirtschaftlichen
Druck auf Personen oder Unternechmen zu erzeugen,
denen sie geschiftliche Kontakte mit der NPD unter-
stellt. Entsprechende Aktionen richten sich jedoch
nicht nur gegen die unmittelbar beschuldigten Perso-
nen, sondern beispielsweise auch gegen deren Arbeit-
geber. Am 11. Januar 2006 demonstrierten beispiels-
weise etwa zehn Personen vor einem Gewerbeobjekt,
in dem der Vermieter der Immobilie, die von der NPD
genutzt wurde, beschiftigt ist. Die Demonstranten
zeigten ein Transparent mit der Aufschrift ,keine ge-
schiifte mit nazis >>> der npd den boden entzichen®,
verteilten Flugblitter und duBerten sich per Megafon.
Auf dem Flugblatt wurden der Vermieter der Immobi-
lie und das ihn beschiftigende Unternehmen nament-
lich genannt. Zweck der Aktion war es offensichtlich,
wirtschaftlichen Druck auf beide auszuiiben. So hief3
es auf dem verteilten Flugblatt: ;Wer der NPD Immo-
bilien zur Verfiigung stellt, (...) sollte wissen, dass wir
versuchen das zu verhindern. Deshalb: Gehen sie doch
nicht mehr in der Firma einkaufen, in der (Anm.: Name
des Vermieters) arbeitet, bis er der NPD gekiindigt
hat. ....“129,

Einer Zeitungsmeldung zufolge erklirte ein Sprecher
der Kampagne ,,Keine Geschifte mit Nazis — Der NPD
den Boden entziehen®, dass Kunden des von der Aktion
betroffenen Unternehmens ,,Druck auf den Haus-Ei-
gentiimer* ausiiben sollten. Im Internet wurde die Ak-
tion als eine ,Nichtverkaufsveranstaltung® beschrie-
ben. Dem Vermieter der Immobilie sei ,unmissver-
stindlich klargemacht® worden, dass man seine Ge-
schiftspraktiken nicht dulde. Weitere Aktionen
wiirden folgen, bis er der NPD kiindige.

Die im Jahr 2004 mafgeblich von Autonomen initiierte
Kampagne ,,Schoner Leben ohne Naziliden® wurde im

129 Flugblatt ,Kein Deal mit Nazi-UnterstiitzerInnen® der Kampagne ,Keine Geschifte mit Nazis — Der NPD den Boden entziehen®.
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ABRISS KORREXT!

WEG WIT BACKHSTREETNOISE

unND PC RECCRDS!
S 19, 14.10.2006 in ( nitz
Demonstration der Kampagne ySchiner Leben Uhne radliden

Jahr 2006 fortgesetzt. Die Kampagne ist gegen die
Existenz und Akzeptanz so genannter ,Naziliden® als
"Teil eines rechtsextremistischen Netzwerkes gerichtet
und fordert deren SchlieBungen.

Nach der ersten Demonstration am 25. September
2004 wiederholten die Akteure der Kampagne am
14. Oktober 2006 in Chemnitz ihren gegen die rechts-
extremistischen Vertriebe BACKSTREETNOISE und PC-
RECORDS gerichteten Protest. Etwa 1.000 Personen de-
monstrierten an diesem Tag unter dem Motto ,Hello
again — Gegen rechte Vertriebsstrukturen und Ver-
sinde — keine Duldung von PC-Records und Co.*
gegen beide Firmen. Auseinandersetzungen beider po-
litischer Lager unterblieben nur auf Grund der hohen
Polizeiprisenz. Die iiberregionale Beteiligung von Per-
sonen, beispielsweise aus Thiiringen, Sachsen-Anhalt
und Berlin, zeigt, dass das Thema tiber sdchsische Lan-
desgrenzen hinaus Aktualitit besitzt.

Dennoch war im Berichtsjahr eine nachlassende Inten-
sitdt der 6ffentlichen Wahrnehmung der Kampagne zu
beobachten.

Vorbereitungsveranstaltungen in sichsischen Szeneob-
jekten und Mobilisierungen auf von sichsischen Auto-
nomen genutzten Internetseiten zeugen von einer im
ersten Halbjahr 2006 gestiegenen Teilnahmebereit-
schaft sichsischer Autonomer an auswirtigen Ereignis-
sen, wie zu den Demonstrationen am 25. Februar in
Schonebeck (Sachsen-Anhalt), am 22. April in Finster-
walde (Brandenburg) und am 27. Mai in Wernigerode
(Sachsen-Anhalt).

Strukturen im Freistaat Sachsen

Potenzial

Ein groBer Teil der linksextremistischen Bestrebungen
im Freistaat Sachsen geht von Autonomen aus. Im Jahr
2006 gehorten ca. 280 Personen der sichsischen auto-
nomen Szene an. Damit setzte sich der leichte Auf-
wirtstrend aus dem Jahr 2005 (ca. 270 Personen) auch
im Berichtsjahr fort. Das Mobilisierungspotenzial der
sdchsischen autonomen Szene blieb aber mit bis zu 500
Personen im Jahr 2006 konstant.
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Zwar konzentrieren sich sdchsische Autonome unver-
dndert in den beiden Zentren Dresden und Leipzig.
Jedoch zeigen 6ffentlichkeitswirksame Aktionen wie in
Plauen, Zittau und RoBwein (Landkreis Dobeln), dass
autonome Gruppierungen in anderen Regionen Sach-
sens anlassbezogen aktiv werden konnen. Diese Ent-
wicklung steht in unmittelbarem Zusammenhang mit
der regionalen Ausprigung rechtsextremistischer
Strukturen.

Autonome Gruppen im Freistaat Sachsen

Hiesige autonome Gruppen werden auf Grund ihrer
Ideologic dem differenzierten antideutschen Spek-
trum der bundesweiten autonomen Szene zugerech-
net. Vertreter der pro-paldstinensischen antiimperialis-
tischen Gruppen sind unter sichsischen Autonomen
dagegen bisher nicht feststellbar!30,

Dresden

Obwohl das Personenpotenzial in etwa gleich blieb,
entwickelte die Dresdner Szene im Vergleich zu den
Vorjahren deutlich weniger Aktivitdten. Der Riickgang
des Aktionsniveaus betraf sowohl eigene offentlich-
keitswirksame Veranstaltungen und Aktivitdten gegen
Veranstaltungen des politischen Gegners als auch
Straf- und Gewalttaten. Dresdner Autonome mobili-
sierten allerdings insbesondere im ersten Halbjahr re-

gelmiBig zu linksextremistischen Ereignissen aufer-
halb Dresdens.

Der ,,Antifaschismuskampf* blieb auch im Berichtsjahr
unverdndert das Hauptaktionsfeld. So blockierten
Autonome zusammen mit nicht extremistischen Perso-
nen am 11. Februar 2006 einen Aufzug der rechtsextre-
mistischen JLLO, der anlésslich des Jahrestages der alli-

130 Siche Erliuterungen im Sichsischen Verfassungsschutzbericht 2003; S. 57 f.



ierten Luftangriffe auf Dresden im Jahr 1945 stattfand.
Die Gegenaktivititen bieten den Dresdner Autono-
men regelmiBig Anlass, auch das Aktionsfeld ,Ge-
schichtsrevisionismus® zu besetzen. Thre diesbeziig-
lichen Aktivititen standen im Berichtsjahr unter dem
Motto ,deutsche Tiéter Innen sind keine Opfer!
Gegen jeden Geschichtsrevisionismus! Destroy the
spirit of Dresden!® Die tendenziell antideutsche Aus-
richtung der Dresdner Szene hatte offenbar zur Folge,
dass sich trotz umfassender Mobilisierung nur etwa
500 bis 600 Autonome an den Aktivititen am 11. Fe-
bruar 2006 beteiligten.

UL :
‘ EHICHTSHEUISII]NL. ;
FER-INNEN S g OPFER: GEGEN C JEDEN GES N

L‘Iestrug the SPiritof

Do

Demonstration am 11. Februar 2006 in Dresden
Foto: Internetseite INDYMEDIA

Demgegentiber ist die Thematik ,,Antirassismus fir
Dresdner Autonome gegenwirtig von eher untergeord-
neter Bedeutung.

Klandestine Aktionen sowie StraBenmilitanz sind wei-
tere Aktionsformen der Dresdner Szene. Letztere zeigte
sich in der Nacht zum 1. Januar 2006, als in der Dresd-
ner Neustadt bis zu 150 Personen unter Rufen ,\Wir sind
dal und ,Nazis raus“ gewalttitig gegen Personen und
Fahrzeuge, darunter auch Stralenbahnen, vorgingen
und weitere Sachbeschidigungen verursachten.

Eine klandestine Aktion stellte ein Angriff in der
Nacht zum 8. Oktober 2006 auf ein Ladengeschift dar,
in dem die bei Rechtsextremisten beliebte Kleidungs-
marke ,, Thor Steinar® verkauft wird. Dabei warfen min-
destens sicben vermummte Titer sechs Schaufenster-
scheiben mit Pflastersteinen ein. Bereits im August am
Geschift festgestellte Aufkleber mit Aufschriften wie
sNaziliden angreifen! (...)* oder ,Offizieller Unter-
stuitzer von Neonazis“ wiesen darauf hin, dass das Ge-
schift seit einiger Zeit im Visier Autonomer lag und der
Angriff nicht spontan erfolgte.

Das seit Jahren in der Dresdner Szene Ton angebende
ANTIFARECHERCHETEAM DRESDEN (ART DRESDEN)
tritt weiterhin Gberwiegend mit der Veroffentlichung

BI Internetseite VENCEREMOS vom 9. Mai 2006.

von Rechercheergebnissen und Berichten zu rechts-
extremistischen Ereignissen, Strukturen und Perso-
nen offentlich in Erscheinung. Seine Publikationen
lassen auf eine teils intensive und umfangreiche Re-
cherchetitigkeit schlieBen. Es dufert sich aber auch
allgemein zu Fragen autonomer Biindnispolitik und
autonomen Handelns.!?! Zusammen mit der ANTIFA
DRESDEN gehorte das ART DRESDEN zu den Unter-
stutzern einer ,Antifa-Demo® am 27. Mai 2006 in Wer-
nigerode (Sachsen-Anhalt). AuBerdem gehorte es zu
den Unterzeichnern eines Aufrufs zu einem Benefiz-
konzert am 22. April 2006 in Dresden. Dabei handelte
es sich um eine Solidaritdtsveranstaltung fiir zwei in
Berlin wohnende Personen, denen u. a. die Beteiligung
an einer Straftat im Zusammenhang mit linksextre-
mistischen Aktivitdten am 13. Februar 2005 in Dres-
den vorgeworfen wird.

Das Dresdner ,,Projekt® a.l.i.a.s. (antifascist literature
information archive stuff) und der hinter ihm stehende
Personenzusammenhang konnten sich in der Dresdner
autonomen Szene ectablieren. Nach eigener Darstel-
lung erhebt das a.l.i.a.s. den Anspruch, ,,zu verschiede-
nen Antifaschistlnnen betreffende Themen, Hinter-
grinde und Argumente, Analysen und Denkan-
stoBe“132) zu liefern. Auf der Internetseite der linksex-
tremistischen ANTIFASCHISTISCHEN LINKEN BERLIN!33
wurde a.l.i.a.s. als ,dresdner antifaprojekt® bezeichnet.
Bereits 2004 gehorte das a.l.i.a.s. zu den Unterstiitzern
eines linksextremistischen Aufzuges am 12. Juni 2004
in Pirna. Mit der im Herbst 2004 veroffentlichten Bro-
schiire ALIAS NEWS 01 mobilisierte es auBBerdem zu
einem Aufzug der von Autonomen initiierten Kam-
pagne ,Schoner leben ohne Naziliden®.

Zusammen mit dem ART DRESDEN und der Gruppie-
rung um das a.l.i.a.s. gehort der hinter der Internetseite
VENCEREMOS stehende Personenzusammenhang
zum Kern der Dresdner Szene. Dieser tritt anlassbezo-
gen auch unter der Bezeichnung ANTIFA DRESDEN in
Erscheinung. Oft werden szenerelevante Texte und
Aufrufe auf VENCEREMOS anonym oder unter wech-
selnden Kampagnenbezeichnungen verdffentlicht.
Dies betraf insbesondere die Mobilisierungen im Zu-
sammenhang mit dem Jahrestag der alliierten Luftan-
griffe auf Dresden am 13. Februar und zu Aktivitdten
der autonomen Szene gegen das Pressefest des Verla-
ges der rechtsextremistischen Publikation DEUT-
SCHE STIMME am 5. August 2006.

132 Broschiire ALIAS NEWS 01 vom Herbst 2004. Schreibweise wie im Original.
133 Internetseite der ANTIFASCHISTISCHEN LINKEN BERLIN vom 7. Mirz 2005.
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Das ,Alternative Zentrum Conni“ (AZ Conni) ist die
wichtigste Anlaufstelle fiir Anhdnger der autonomen
Szene in Dresden. RegelmiBig finden hier Plenen fir
interessierte Szeneangehorige unter der Bezeichnung
»Antifa TEEmen Café® sowie so genannte ,gruppen-
tibergreifende Vernetzungstreffen® stact. Auch Mobili-
sierungsveranstaltungen der autonomen Szene wer-
den in der Regel im AZ Conni abgehalten und Fahr-
karten zu auswirtigen Aktivititen angeboten. Im Ja-
nuar 2006 wurde das AZ Conni als Ort eines
Redaktionstreffens einer Dresdner Redaktion der in-
zwischen aufgelésten Leipziger Szenezeitschrift IN-
CIPITO genannt'**. Die Dresdner Ortsgruppe der
ROTEN HILFE nutzt das AZ Conni als Kontaktadresse
und fir Veranstaltungen.

Die Griindung der Dresdner Kampagne ,Keine Ge-
schifte mit Nazis — der NPD den Boden entziehen*!3
im Oktober 2005 ist laut einer Darstellung im Internet
auf die Initiative der ANTIFA DRESDEN zusammen mit
sweiteren Gruppen und Initiativen® zuriickzufithren.
Die Kampagne mobilisierte innerhalb der autonomen
Szene zur Verhinderung des Pressefestes des Verlags
der DEUTSCHEN STIMME am 5. August 2006 in
Dresden. Zusitzlich wurden anonym auf der Internet-
seite VENCEREMOS Storungen des Pressefestes und
der Anreise von Teilnehmern angekiindigt bzw. gefor-
dert. In der Folge gab es mehrere, offenbar gezielte ge-
walttdtige Angriffe auf Pkw und Busse von Besuchern
des Pressefestes. Dabei wurden zum Teil auch deren
Insassen verletzt.

Demonstration am 5. August 2006 in Dresden

Foto: picture alliance

An der Kampagne ,Keine Geschifte mit Nazis — der
NPD den Boden entzichen® ist nach eigenen Angaben
auch das REDAKTIONSKOLLEKTIV NIP SACHSEN — NAZIS
IN DEN PARLAMENTEN beteiligt. Die Gruppe erhebt den
Anspruch, auf ihrer Internetseite ,eine kritische Doku-
mentation iiber die Aktivititen von Nazis in sichsi-

134 Dresdner Veranstaltungskalender ,terminal“ vom Januar 2006.
135 Internetseite VENCEREMOS vom 1. November 2005.
136 Tnternetseite des NIP vom 27. Oktober 2006.

schen Parlamenten® zu présentieren. In einer von ihr
im September 2006 hierzu herausgegebenen Broschiire
ordnet sie sich im Impressum mit der Angabe ,c/o
a.lias.“ diesem Dresdner ,Antifaprojekt zu. Das
a.l.i.a.s. ist auf der Internetseite von NIP auch als Be-
stelladresse der Broschiire aufgefiihrt!3°. In der Bro-
schiire selbst wird auch fiir die Kampagne ,,Schoner
leben ohne Naziliden® geworben.

Leipzig

Wie in den Vorjahren richteten sich die Aktivitdten der
autonomen Szene Leipzig hauptsichlich gegen Auf-
ziige und sonstige Veranstaltungen ihrer politischen
Gegner.

Ausschreitungen am 1. Mai 2006 in Leipzig

Foto: Internetseite mob-action

So protestierten am 1. Mai 2006 mehrere Hundert
Autonome der regionalen und Uberregionalen Szene
zum Teil gewalttdtig gegen zwei Demonstrationen von
Neonationalsozialisten. Autonome waren vor allem an
den Blockaden, der Errichtung von Barrikaden und den
Ubergriffen auf Polizei und rechtsextremistische De-
monstrationsteilnehmer entlang der angemeldeten
Route beteiligt. Mobilisiert worden war sowohl auf re-
gionalen als auch auf Uberregionalen Internetseiten.
Die Aufforderung zu ,,dezentralen Aktionen* und Aus-
sagen wie beispielsweise ,,Naziaufmarsch smashen —



,durch gegnerische Blockaden bis hin zu massiven Ge-
walttitigkeiten'!“137 lieBen bereits im Vorfeld die auf
Gewalt zielenden Planungen der autonomen Szene er-
kennen.

Ahnlich verliefen in Leipzig auch die Proteste gegen
eine Demonstration von Rechtsextremisten am 3. Ok-
tober 2006. Etwa 1.500 gewaltbereite Personen, darun-
ter wiederum zahlreiche Autonome, beteiligten sich an
den Gegenaktivititen. Bei beiden Ereignissen kam es
zu zahlreichen Straftaten. Die Gegendemonstranten
blockierten die Route des rechtsextremistischen Auf-
zugs, so dass dieser eine andere Route nehmen musste.

Das in der autonomen Szene Leipzig jahrelang wort-
fihrende linksextremistische Leipziger BUNDNIS
GEGEN REALITAT (BgR) gab am 2. Mai 2006 im Internet
seine Auflosung bekannt. Damit zieht die Gruppierung
nach zehnjdhrigem Bestehen die Konsequenz aus der
ihr innerhalb der bundesweiten autonomen Szene
immer weniger entgegengebrachten Akzeptanz. Of-
fentlich trat das BgR erstmals als Organisator einer De-
monstration am 16. November 1996 in Wurzen auf, da-
mals noch unter dem Namen BUNDNIS GEGEN RECHTS.
Mit der Entwicklung einer Strategie zum dezentralen
Angriff auf den politischen Gegner erlangte das BgR
Anerkennung innerhalb der bundesweiten autonomen
Szene. Aber auch auf dem Gebiet der bundesweiten
Organisierung autonomer Gruppen erwarb sich die
Gruppierung Akzeptanz. Zur Isolation des Leipziger
BgR trugen vor allem dessen Abkehr vom autonomen
yAntifaschismuskampf® in den Jahren 2001 bis 2003
und die konsequente antideutsche Ausrichtung seiner
Ideologie bei.

Auch die Redaktion der linksextremistischen Szene-
zeitschrift INCIPITO hat sich im Berichtsjahr aufge-
16st. Nach Angaben im Internet erfolgte die Auflosung
am 16. Oktober 2006. Grund daftir sollen mangelnde
zeitliche Ressourcen der Mitglieder gewesen sein. Die
INCIPITO war das Nachfolgeprojekt der linksextre-
mistischen Zeitschrift KLAROFIX. Die Erstausgabe
der INCIPITO erschien im Juli 2002.

Als zentrale Anlaufstelle der autonomen Szene Leipzig
dient, wie schon in den vergangenen Jahren, das
»Conne Island“. Verschiedene Gruppierungen der

linksextremistischen Szene fithren in diesem Szene-
treff Veranstaltungen durch. Die im Jahr 2005 begon-
nene Eiscafé-Veranstaltungsreihe fiir Jugendliche fand
nicht die erhoffte Resonanz. Das Projekt ist Eigenan-
gaben zufolge eine Kooperation verschiedener Grup-
pen und Projekte, wie den linksextremistischen Zu-
sammenschliissen ANTIFASCHISTISCHER FRAUENBLOCK
LEerpziG (AFBL), Jugendantifa TOMORROW, LLEIPZIGER
ANTIFA (LEA) und MITTWOCHSGRUPPE (Miwo) mit
dem ,,Conne Island®.

Wichtigstes offentliches Kommunikationsmedium der
autonomen Szene Leipzig ist seit Jahren die Internet-
seite LEFT-ACTION, ein Internetportal ,linksradika-
ler Gruppen und linker Projekte aus Leipzig®. Nahezu
alle szenerelevanten Termine und Mobilisierungsauf-
rufe werden hier publiziert. Gruppierungen wie die Ju-
gendantifa TOMORROW verfiigen zudem tber eigene
Internetseiten.

Autonome im Leipziger Umland

Nachdem auf Grund staatlicher Maflnahmen gegen
Rechtsextremismus ab dem Jahr 2000 die Strukturen
der autonomen Szene in der Region des Leipziger Um-
landes fast vollstindig zusammenbrachen, existiert mit
der ANTIFA RDL erstmals wieder ein moglicherweise
kontinuierlich arbeitender Personenzusammenhang in
dieser Region.

Erste Hinweise gaben bereits im Jahr 2005 die unange-
meldete Demonstration und die gewalttitigen Ausein-
andersetzungen am 29. Oktober anlisslich der Griin-
dung des Stiitzpunktes Dobeln-Meien der rechtsex-
tremistischen JUNGEN NATIONALDEMOKRATEN (JN) in
Leisnig, OT Klosterbuch (Landkreis Dobeln).

Am 29. Juli 2006 kam es zudem in Rolwein zu einer
Demonstration gegen einen Aufzug der JN. Die
ANTIFA RDL trat auch als Unterstiitzer der von der
Kampagne ,,Schoner Leben ohne Naziliden® initiier-
ten Demonstration am 14. Oktober 2006 in Chemnitz
in Erscheinung. Anlésslich der Veranstaltung stellte
die Gruppierung einen eigenen Redebeitrag ins Inter-
net ein.

Die Internetprisenz der ANTIFA RDL gibt einen wei-
teren Anhaltspunkt fiir eine sich festigende Struktur.
Die Gruppe selbst stellt sich darin als reanimierte lo-
kale Antifagruppe vor, die sich in eine Recherche-
gruppe, eine Theoriegruppe und ein antifaschistisches
Bildungskollektiv untergliedere.

137 Antifa-Action am 1. Mai 06 in Leipzig®, Internetseite INDYMEDIA vom 1. April 2006.
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Marxistisch-Leninistische Bestrebungen

DEUTSCHE KOMMUNISTISCHE PARTEI

(DKP)
Griindung: 1968
Sitz: Essen
Neben-
organisationen: SOZIALISTISCHE
DEUTSCHE ARBEITER-

JUGEND (SDA]J)

Organisationen im

Freistaat Sachsen: Landesorganisation
Sachsen, Gruppen in:
Débeln, Dresden, Erzge-
birge/Vogtland, Hoyers-
werda/Lausitz, Leipzig,

Zwickau

Mitglieder 2005

bundesweit: weniger als 4.500

Sachsen: ca. 40

Mitglieder 2006

bundesweit: weniger als 4.500

Sachsen: ca. 40

Publikationen: UNSERE ZEIT (UZ),
MARXISTISCHE
BLATTER

Prisenz im
Internet: mit einer eigenen

Homepage vertreten

Kennzeichen:

Die DKP besteht seit 1968. Der in Essen gegriindeten
Partei gehorten vor der Wiedervereinigung in den alten
Bundesldndern bis zu 40.000 Mitglieder an. Der Zu-
sammenbruch der kommunistischen Herrschaft in
Osteuropa loste einen starken Mitgliederriickgang aus.
Seit dieser Zeit stagnieren die Mitgliederzahlen.

Dem Bemiithen der Partei, Strukturen auf dem Gebiet
der ehemaligen DDR zu etablieren, ist bislang kein
wesentlicher  Durchbruch gelungen. In  Sachsen
gingen Aktivitdten von den Gruppen in Dresden, Erz-
gebirge/Vogtland, Hoyerswerda/Lausitz und Leipzig
aus.

138
139 Ebenda S. 29.

Politische Zielsetzung

Auf Grundlage der so genannten ,wissenschaftlichen®
Theorien von Marx, Engels und Lenin strebt die DKP
nach der Uberwindung der bestehenden Gesellschafts-
ordnung. Ziel ist die Schaffung einer klassenlosen kom-
munistischen Gesellschaft, mit dem Sozialismus als
Ubergangsperiode. Die DKP sicht sich dabei in der
Rolle der revolutioniren Partei, welche die Aktionsein-
heit der Arbeiterklasse herstellt. Grundlage fir die
Umgestaltung ist der Bruch mit den bestehenden, als
ykapitalistisch® bezeichneten, Eigentums- und Macht-
verhiltnissen.!38

Aktuelle Entwicklungen und Aktivititen

Die DKP verabschiedete am 8. April auf dem 17. Par-
teitag in Duisburg nach tiber zehnjihriger Diskussion
ihr neues Parteiprogramm. Es wurde mit deutlicher
Mehrheit angenommen. Auch die drei sichsischen De-
legierten stimmten dem Programm zu. Das neue Pro-
gramm ersetzt nunmehr das alte ,Mannheimer Pro-
gramm* aus dem Jahr 1978.

Das neue Programm setzt in den politischen Grundpo-
sitionen der DKP neue Akzente. So wird in der Frage,
auf welchem Weg die bestehende Gesellschaftsord-
nung iberwunden werden soll, eine grundlegend an-
dere Position vertreten als frither. Wahrend sich die
Partei im alten Mannheimer Programm hierzu verhal-
ten positionierte und auf eine Umgestaltung mittels
y,demokratischer Prinzipien und Rechte® setzte,
spricht sie nunmehr eine deutlichere Sprache: Die
DKP orientiert auf einen ,revolutioniren Weg®, der
mit ,revolutionirem Kampf*“ verbunden sei.!?” Refor-
men werden abgelehnt.

Um in der Offentlichkeit wahrgenommen zu werden,
beteiligte sich die DKP-Gruppe Hoyerswerda/Lausitz
in Hoyerswerda und WeiBwasser mit Informationsstin-
den an den traditionellen Feierlichkeiten zum 1. Mai
und 1. September (Weltfriedenstag).

Zudem setzte sich der Trend, dass Regionalgruppen
der DKP eine eigene Mitgliederzeitung herausgeben,
im Berichtsjahr fort. So gaben die DKP-Gruppe Leip-
zig und die DKP-Gruppe Erzgebirge/Vogtland je eine
weitere Ausgabe ihrer Mitgliederzeitschriften heraus.
Unter dem Titel ROTE LAUSITZ veroffentlichte
tiberdies die DKP-Gruppe Hoyerswerda/Lausitz die
erste Ausgabe ihrer Mitgliederzeitung. Sie wurde erst-
mals am 1. September verteilt.

Trotzdem ist es der DKP in Sachsen nicht gelungen,
ihre politische Meinung zu aktuellen Themen in der
Offentlichkeit publik zu machen oder neue Mitglieder
Zu gewinnen.

Programm der DEUTSCHEN KOMMUNISTISCHEN PARTEI, beschlossen auf der 2. Tagung des 17. Parteitages am 8. April 2006 in Duisburg.



KOMMUNISTISCHE PLATTFORM DER LINKS-
PARTEL.PDS (KPF DER PDS)!40

Griindung: Dezember 1989

Sitz: Berlin

Organisation im

Freistaat Sachsen: Landesverband,
Regionalgruppen in
Chemnitz, Dresden

und Leipzig

Mitglieder 2005

bundesweit: etwa 1.000

Sachsen: etwa 60

Mitglieder 2006

bundesweit: etwa 1.000

Sachsen: etwa 60

Publikation: MITTEILUNGEN
DER KOMMUNIS-
TISCHEN PLATT-
FORM DER LINKS-
PARTEILPDS

Priasenz im

Internet: Vorstellung der KPF auf
der Homepage der
,Linkspartei.PDS*

Kennzeichen:

S

Nach dem Parteistatut der ,Linkspartei. PDS“!*! kon-
nen sich in der Partei Zusammenschliisse unterschied-
licher politisch-ideologischer als auch themenorientier-
ter Ausrichtung bilden. Diese haben das Recht, sich auf
allen Ebenen der Parteigliederung unmittelbar in den
politischen Meinungs- und Willensbildungsprozess
einzubringen.14?

Bei einigen dieser Zusammenschliisse ergeben sich tat-
sdchliche Anhaltspunkte dafiir, dass sie Ziele verfolgen,
die gegen die freiheitliche demokratische Grundord-
nung gerichtet sind.

Dabei handelt es sich insbesondere um die KPE Der
sichsische Landesverband der KPF verfiigt tiber Struktu-
ren in den GroBstidten Chemnitz, Dresden und Leipzig.

Politische Zielsetzung

Die KPF verkorpert innerhalb der ,Linkspartei. PDS*
eine linksextremistische Stromung mit marxistisch-le-
ninistischer Weltanschauung. Die freiheitliche demo-
kratische Grundordnung wird von ihr unmissverstiand-
lich abgelehnt. Angestrebt wird der Sozialismus.!* Zur
eigenen kommunistischen Positionsbestimmung wird
auf den historisch und politisch gescheiterten Versuch,
in der DDR ein kommunistisch-autoritires Staatsmo-
dell zu begriinden, positiv Bezug genommen.

Die KPF ist weiterhin bemiiht, auf die Programmde-
batte der ,Linkspartei.PDS* gestaltend Einfluss zu
nehmen und das Verhiltnis der Partei gegentiber For-
men der politischen Mitgestaltung im demokratischen
Gemeinwesen inhaltlich mitzubestimmen.

Aktivititen

Wie bereits im vergangenen Jahr angekiindigt, beab-
sichtigt die KPE sich in den Fusionsprozess zwischen
,Linkspartei.PDS® und der Partei ,Arbeit und soziale
Gerechtigkeit — die Wahlalternative® (WASG) einzu-
bringen. !4

Bei der am 1. Oktober 2006 in Berlin durchgefiithrten
1. Tagung der 13. Bundeskonferenz der KPF wurde
diese Thematik aufgegriffen. Da ein solcher Parteineu-
bildungsprozess mit einem neuen Parteiprogramm und
Statut einhergeht, firchtet die KPF erneut um ihr wei-
teres Verbleiben innerhalb der Partei. Die KPF geht
davon aus, dass ihr ablehnend gegeniiberstehende
Krifte innerhalb der Partei einen neuen Versuch unter-
nehmen, dem Zusammenschluss seine statutenmafi-
gen Rechte zu nehmen.

Auch der Entwurf der ,Programmatischen Eckpunkte
auf dem Weg zu einer neuen Linkspartei in Deutsch-
land“ wurde durch die KPF kritisiert. Ein Mitglied des
Bundeskoordinierungsrates der KPF beklagte, dass
yswesentliche Grundsitze linker Politik® aufgekiindigt
seien. Beispielsweise werden der ,Sozialismus® nicht
mehr als Ziel der Partei genannt und es fehle das klare
»Bekenntnis zum offentlichen Eigentum®. Offenbar
soll es nicht nur bei der Kritik dieser programmatischen
Aussagen bleiben. Es misse verhindert werden, dass
sich die in den ,Eckpunkten“ dokumentierte Linie
durchsetzt.!#

140 Durch die am 17. Juli 2005 erfolgte Umbenennung der PDS in ,Die Linkspartei.PDS* fiihrt die KPF nunmehr den Namen KOMMUNIS-

TISCHE PLATTFORM DER LINKSPARTELPDS.

141 Die ,Linkspartei. PDS® ist in ihrer Gesamtheit kein Beobachtungsobjekt des Landesamtes fiir Verfassungsschutz Sachsen.

142 Sratut der PDS. Beschlossen von der 2. Tagung des 2. Parteitages der PDS; bestitigt durch die Urabstimmung vom 19. August bis
20. September 1991; verindert durch die 1. Tagung des 5. Parteitages der PDS, 17. bis 19. Januar 1997, S. 34.

143 KPF pER PDS DRESDEN: ,Was will die Kommunistische Plattform der PDS? vom April 2005. Veroffentlichung im Internet.

144 Linkspartei.PDS* und WASG gehéren nicht zu den Beobachtungsobjekten des LfV Sachsen.

145 MITTEILUNGEN DER KOMMUNISTISCHEN PLATTFORM DER LINKSPARTELPDS, 11/2006, S. 11 f.
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Trotzkismus

Trotzkisten berufen sich auf die Ideologie von Leo
Trotzki!*®, einem maBgeblichen Akteur der russi-
schen Oktoberrevolution von 1917. Wesentlicher Be-
standteil des Trotzkismus ist die Theorie der ,perma-
nenten Revolution®. Demnach diirfe sich eine Revo-
lution nicht nur im nationalen Rahmen abspielen,
sondern musse auch im internationalen Maf3stab voll-
zogen werden. Dieser gewaltsame Prozess ende letzt-
lich mit der Errichtung der ,Diktatur des Proletari-
ats®. Das Konzept trotzkistischer Gruppen orientiert
sich dartiber hinaus auch an den Ideen anderer ortho-
dox-kommunistischer Vordenker wie Marx, Engels
und Lenin.

Charakteristisch fiir trotzkistische Bewegungen ist die
von ihnen zeitweise angewendete Taktik des Ent-
rismus. Darunter wird die Unterwanderung meist sozi-
aldemokratischer Parteien und gewerkschaftlicher Or-
ganisationen verstanden. Kader der unterwanderten
Organisation bzw. Partei sollen aus dieser ideologisch
herausgelost und fir die Starkung der eigenen trotzkis-
tischen Gruppe gewonnen werden. Ein Beispiel dafiir
sind die Versuche, Einfluss auf die Partei ,,Arbeit und
soziale  Gerechtigkeit — die  Wahlalternative®
(WASG) 7 zu erlangen. 148

In Deutschland sind 20 internationale trotzkistische
Dachverbinde mit 28 Sektionen oder Resonanzgrup-
pen aktiv. Derzeit gehoren der trotzkistischen Bewe-

gung bundesweit etwa 1.800 und in Sachsen ctwa
20 Mitglieder an.

Linksruck

international-: sozialistisch-'r aktiv!

Die Mehrzahl der Gruppen in Sachsen entwickelte auf
Grund ihrer geringen Anhéngerzahlen und Ressourcen
in der Vergangenheit nur verhaltene Aktivititen. Zu
den im Jahr 2006 in Sachsen aktiven trotzkistischen
Gruppierungen zihlt vor allem die SOZIALISTISCHE AR-
BEITERGRUPPE (SAG), deutsche Sektion des in London
ansissigen internationalen Dachverbandes INTERNA-
TIONAL SOCIALISTS TENDENCY (IST), der einen we-
sentlichen inhaltlichen Einfluss auf die ihm ange-
schlossenen Gruppierungen ausiibt. Die als LINKS-
RUCK-NETZWERK auftretende SAG ist in Sachsen mit
einer Ortsgruppe in Chemnitz vertreten. Bundesweit
verfigt sie tiber etwa 320 Mitglieder. Die Gruppierung
nutzte verschiedene politische Themenfelder, um sich
offentlich zu profilieren. Im Jahr 2005 waren Aktivita-
ten (z. B. Infostéinde) gegen die NATIONALDEMOKRATI-
SCHE PARTEI DEUTSCHLANDS (NPD) zu verzeichnen.
Im Berichtsjahr fithrte das LINKSRUCK-NETZWERK am
17. Juni in Chemnitz einen Infostand im Zusammen-
hang mit dem Besuch des amerikanischen Prisidenten
im Juli in Deutschland durch. Dartiber hinaus legte die
Gruppierung den Schwerpunkt ihrer Aktivitdten im
Berichtsjahr auf den Kampf gegen ,,Sozialabbau®.

Linksextremistische Publikationen und solche,
in denen Linksextremisten publizieren!'*’

Im Freistaat Sachsen herausgegebene Publikationen sind fett gedruckt.

I Publikation Herausgeber/ erscheint Auflage abrufbar l

Verantwortlicher im Internet

CEEIEH-DERCONNE | . . . dich c?ﬁ}.ooo .

ISLAND NEWSFLYER ,»Conne Islan monatlic igen- ja

angabe)

Zentralkomitee der

DIE ROTE FAHNE KOMMUNISTISCHEN PARTEI monatlich ca. 1.000 ja
DEUTSCHLANDS (KPD)

DIE ROTE HILFE Bundesvorstand der vierteljihrlich | ca.5.000 | teilweise
RoTEN HILFE €. V.

146 pseudonym fiir Leo Davidowitsch Bronstein (1879-1940).
147 Kein Beobachtungsobjekt des LfV Sachsen.

148 Giehe LINKSRUCK Nr. 221 vom 19. Juli 2006, S. 10; LINKSRUCK Notizen vom 16. Januar 2006.
149 Die Auswahl enthilt die aus Sicht des LfV Sachsen fiir dic bundesweite und sichsische Szene bedeutendsten Publikationen.



Publikation Herausgeber/ erscheint Auflage abrufbar
Verantwortlicher im Internet
FREIE ARBEITERINNEN
UND ARBEITER UNION — Alle zwei 3.000
DIREKTE AKTION INTERNATIONALE w (Eigen- nein
Monate
ARBEITER ASSOZIATION angabe)
(FAU/TAA)
GEGENSTANDPUNKT . cay g Inhalts-
GEGENSTANDPUNKT Verlags GmbH Miinchen vierteljéhrlich ca. 7.000 angabe
GRASWURZELREVO-
LUTION - FUR EINE GRASWURZELREVOLUTION hn Ausgab
GEWALTFREIE, v zehn ‘;Sﬁa N ca. 4.000 ja
HERRSCHAFTSLOSE e tm Jant
GESELLSCHAFT
INCIPITO!% autonome Szene Leipzig | Ausgabe unbekannt | nicht mehr
in 2006
INTERIM INTERIM €.V, alle zwei unbekannt | teilweise
Wochen
Linke Presse Verlags-, Mo-Fr:
JUNGE WELT Forderungs- und Beteili- werkeiglich ca. 18.000 ia
gungsgesellschaft JUNGE Sa:
WELT e. G. ca. 21.000
LINKSRUCK - SOZIALIS- LINKSRUCK, Berlin alle zwei ca. 3.500 teilweise
TISCHE ZEITUNG ’ Wochen - o
MARXISTISCHES FORUM | MaARXISTISCHES FORUM (MF) | unregelmiBig ca. 1.000 nein
MITTEILUNGENDER | et Caene 1450
KOMMUNISTISCHEN P?;TTFORM DER LINKS lich (E" i
PLATTFORM DER LINKS- ; monathie 1en- 2
PARTELPDS PARTEL.PDS angabe)
) (KPF DER PDS)
PHASE 2 Kulturprojekt vierteljdhrlich | ca. 3.500 ja
PrLaGgwrrz e. V., Leipzig
REBELL - JUGEND- Jugendverband der MAR- alle zwei unbekannt nein
MAGAZIN DES JUGEND- | XISTISCH-LENINISTISCHEN Monate
VERBANDES REBELL PARTEI DEUTSCHLANDS
(MLPD)
ROTE FAHNE MARXISTISCH-LENINIS- wochentlich ca. 7.500 ja
TISCHE PARTEI DEUTSCH-
LANDS (MLPD)
ROTFUCHS RoTtFucHs-Forderverein monatlich unbekannt ja
e. V.
SOLIDARITAT - SOZIA- SOZIALISTISCHE ALTER- monatlich ca. 3.000 ja
LISTISCHE ZEITUNG NATIVE VORAN (SAV)
UNSERE ZEIT Parteivorstand der DEUT- wochentlich ca. 7.500 ja
SCHEN KOMMUNISTISCHEN
ParTEI (DKP)

150 Die Redaktion der INCIPITO gab im Internet ihre Auflosung zum 16. Oktober 2006 bekannt.
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Auslinderextremismus

Uberblick iiber verfassungsfeindliche
Zielsetzungen der auslidnder-
extremistischen Bestrebungen

Gruppierungen von Ausldndern werden als extremis-

tisch beurteilt, wenn

e sic gegen die freiheitliche demokratische Grund-
ordnung und ihre Wesensmerkmale gerichtet sind;
so haben viele Gruppierungen nicht nur das Ziel,
die in den jeweiligen Herkunftslindern herr-
schende Gesellschaftsordnung, sondern auch dar-
tiber hinaus z. B. unsere hier geltende demokrati-
sche Grundordnung abzuschaffen und sie durch
eine zu ersetzen, die der Ideologie der jeweiligen
extremistischen Organisation entspricht,

e sic auswirtige Belange der Bundesrepublik
Deutschland durch Anwendung von Gewalt oder
darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen geféhr-
den,

e sic sich mit ihren AuBerungen und Aktivititen
gegen den Gedanken der Vélkerverstindigung, ins-
besondere das friedliche Zusammenleben der Vol-
ker, richten.!>!

Im Einzelnen lassen sich ausldnderextremistische
Bestrebungen untergliedern in:

e islamisch-extremistische (d. h. islamistische),

e linksextremistisch-separatistische,

e cxtrem nationalistische.

Islamistische Organisationen beabsichtigen, die beste-
hende Gesellschaftsordnung durch ein auf Koran (hei-
lige Schrift des Islam) und Scharia (islamisches Rechts-
und Wertesystem) basierendes Gesellschaftssystem zu
ersetzen. Nach ihrer Ansicht regelt der Islam alle Le-
bensbereiche einer Gesellschaft. Insofern kénne auch
alle staatliche Herrschaft nicht dem menschlichen
Willen entspringen, sondern gehe einzig von Gott
(Allah) aus. Eine Trennung von Staat und Religion

widerspricht daher ihrer Auffassung von einer Staats-
und Gesellschaftsordnung und wird als unislamisch
verurteilt und unter Umstdnden auch aktiv bekdmpft.
Grundlegende Prinzipien der freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung, wie das Prinzip der Volkssouve-
rinitdt, das Mehrparteienprinzip und das Recht auf Bil-
dung und Ausiibung einer parlamentarischen Opposi-
tion, lehnen Islamisten Uberdies ab, sofern sie nicht
mit den jeweiligen islamistischen Uberzeugungen in
Einklang gebracht werden kénnen.

Linksextremistische Auslindergruppierungen streben
nach der revolutiondren Zerschlagung der jeweiligen

Staatsordnung in ihren Herkunftslindern die Errich-
tung eines sozialistischen bzw. kommunistischen Sys-
tems an. Einige dieser Gruppierungen verfolgen aber
auch ethnisch motivierte Unabhingigkeitsbestrebun-
gen.

Extrem nationalistische Auslinderorganisationen ver-
treten ein Ubersteigertes Nationalbewusstsein, das an-

deren Nationen oder Personen anderer Nationalitit die
Gleichwertigkeit abspricht.

Den meisten auslinderextremistischen Gruppierun-
gen dient die Bundesrepublik Deutschland vorwie-
gend als Ruhe- und Rickzugsgebiet. Mit ihren Akti-
vititen im Bundesgebiet reagieren sie vor allem auf po-
litische Vorginge in den Herkunftslindern. Auerdem
haben sie sich hier Moglichkeiten erschlossen, zur
Unterstiitzung des Kampfes in der Heimat u. a. finan-
zielle Mittel zu beschaffen.

Eine Sonderstellung nehmen gewaltbereite Islamisten
ein. Sie nutzen ihren Aufenthalt in der Bundesrepublik
Deutschland - z. B. in Form von lokalen Zellen oder
losen Personenzusammenschliissen — auch, um u. a.
terroristische Anschlige vorzubereiten bzw. unterstiit-
zend tétig zu sein. Die Ausfithrung terroristischer An-
schlige in Deutschland muss insofern weiterhin ein-
kalkuliert werden.

151 Auslinderextremistische Organisationen verbinden mit ihrer Propaganda u. a. die Verunglimpfung der jeweiligen Heimatregierung,



Uberblick in Zahlen!s

Lediglich rund 0,5 % der im Freistaat Sachsen ansissi-
gen Auslidnder gehoren extremistischen Gruppierun-
gen an. Thr Anteil am bundesweiten auslinderextre-
mistischen Personenpotenzial betrigt weniger als 1 %.
Ursache dafiir ist der in den neuen Bundeslindern pro-
zentual geringere Ausldnderanteil. Wahrend der Anteil
der auslindischen Wohnbevolkerung an der Gesamtbe-
volkerung in Sachsen etwa bei 3 % liegt, betrigt er im
bundesdeutschen Durchschnitt etwa 9 %.

Im Jahr 2006 wurden in Sachsen etwa 430 Personen
ausldnderextremistischen Organisationen zugerech-
net. Knapp 90 % davon gehoren dem linksextremisti-
schen Spektrum, vorwiegend dem KURDISCHEN VOLKS-
KONGRESS — KONGRA GEL (chemals PKK)!>* aber
auch iranischen Organisationen an. Die restlichen rund
10 % sind dem islamistischen Spektrum zuzuordnen.
Nur Einzelne unterstiitzen national-extremistische
Organisationen.

Das Mobilisierungspotenzial einiger auslinderextremis-
tischer Organisationen, wie KONGRA GEL, NATIONA-
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152 Die Zahlenangaben sind z. T. geschitzt und gerundet. Es wird darauf hingewiesen, dass den Verfassungsschutzbehorden nicht zu allen
in den Zahlenangaben erfassten Personen individuelle Erkenntnisse vorliegen. Dies folgt daraus, dass die Verfassungsschutzbehorden
hauptsichlich einen Strukturbeobachtungsauftrag haben; umfassende personenbezogene Erkenntnisse zur gesamten Mitgliedschaft der

beobachteten Organisationen sind dafiir nicht erforderlich.
155 Zahlenangaben des Bundesamtes fiir Verfassungsschutz.
154 Sjehe Abschnitt ,,Kurdischer Extremismus®.
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LER WIDERSTANDSRAT IRAN (NWRI) und ARBEITERKOM-
MUNISTISCHE PARTEI IRAN (API), kann jedoch die Anzahl
der Mitglieder teils um das Mehrfache tiberschreiten.
Dabei sind auch Anhidnger und Sympathisanten aus den
angrenzenden Bundeslidndern einzubeziehen.

Entwicklungstendenzen
im Auslinderextremismus

Im Freistaat Sachsen haben bislang nur die linksextre-
mistischen Organisationen KONGRA GEL und API
Strukturen aufgebaut. Einen relativ groBen Einfluss
auf iranische Asylbewerber in Sachsen besitzt der
NWRI. Er kann zu tberregionalen GroBveranstaltun-
gen teilweise mehrere Hundert Personen mobilisieren.
Auslinderextremistische Organisationen mit islamisti-
schem Hintergrund, sind im Freistaat Sachsen lediglich
mit einzelnen Anhingern vertreten.

Die Mitglieder und Anhénger auslinderextremisti-
scher Organisationen, vor allem aus dem linksextremis-
tischen Spektrum, reagieren entsprechend den Vorga-
ben der jeweiligen Fithrungen auf aktuelle Ereignisse.

In den letzten Jahren wurden im Freistaat Sachsen
keine gewalttitigen Ausschreitungen von Anhingern
auslinderextremistischer Organisationen beobachtet.
Beide zahlenmidfig am stirksten vertretenen extremis-
tischen Auslinderorganisationen KONGRA GEL und
NWRI sind bemiiht, als Gesprachspartner auf politi-
scher Ebene anerkannt zu werden. Daher ist auch
kiinftig eher von gewaltlosen Aktionen auszugehen.
Gleichwohl kann es anlassbezogen zu unkontrollierten
Aktionen emotionalisierter Einzeltidter kommen.

Das Verhalten gewaltbereiter Islamisten ist in hohem
MafBe konspirativ und irrational, was eine Bekimpfung
dieses Phdnomens erheblich erschwert. Die Gefihr-
dungslage — auch in Bezug auf terroristische Anschlige
aus diesem Spektrum — ist fir Deutschland und damit
auch fiir Sachsen unverindert hoch und hat sich durch
die geplanten, aber fehlgeschlagenen, Anschlige auf
Regionalziige der Deutschen Bahn im Sommer 2006
deutlich konkretisiert.

Islamismus und
Islamistischer Terrorismus

Der religiés motivierte islamistische ‘Terrorismus
konnte weltweit bisher noch nicht nachhaltig einge-
dimmt werden. Einzelne Anschlige wie etwa im April

im dgyptischen Dahab mit tiber 20 Toten bzw. aufge-
deckte Anschlagsplanungen wie die auf Flugzeuge in
Grofbritannien im August 2006 belegen deutlich die
anhaltende Bedrohung aus diesem Phidnomenbereich.
In einigen Landesteilen Afghanistans scheinen die als
zuriickgedrangt geglaubten Taliban wieder zu erstar-
ken. Deutsche Interessen wurden durch die Ermor-
dung zweier Journalisten im Oktober 2006 bzw. durch
mehrfach gezielte Angriffe auf die in Afghanistan sta-
tionierten (deutschen) Soldaten der Internationalen
Schutztruppe ISAF berthrt und gefihrdet.

Die Sicherheitslage im Irak hat sich nicht verbessert. Vor
allem interreligiose Auseinandersetzungen gepaart mit
einem gewaltsamen Auflehnen gegen nichtirakische Mi-
litdrprisenz im Land drehen weiter an der Gewaltspirale
und fordern tagtiglich viele Opfer auch unter Zivilisten.
Besondere Bedeutung kommt auch der Eskalation im
Nahen Osten zu. Sie stellt einen zentralen Motiva-
tionsfaktor fiir islamistische Positionen und religios
motivierte Kimpfer dar.

Auf die Entfuthrung zweier israelischer Soldaten durch
die Hizp ALLAH im Juli 2006 reagierte Israel mit massi-
ven Luftangriffen gegen deren vermeintliche Stellun-
gen im Siidlibanon und auf die libanesische Infrastruk-
tur. Im Gegenzug schoss die HizB ALLAH ihrerseits Ra-
keten auf israclische Ziele ab. Aktion und Reaktion er-
zeugten auf beiden Seiten zahlreiche Opfer auch unter
der Zivilbevolkerung. Die Sicherheitslage ist nach wie
vor angespannt.

Opferzahlen und Ausmall der Schiden auf libanesi-
scher Seite fithrten zu einer enormen Emotionalisie-
rung des Konfliktes und einer breitgeficherten Solida-
risierung mit dem Libanon unter den Muslimen auch
in Deutschland.

Die massive Gewalteskalation fihrte schlieBlich zur
Stationierung einer internationalen Schutztruppe
unter der Beteiligung Deutschlands.

Lage in Deutschland

Deutschland steht auch weiterhin im Fokus militanter
Islamisten. Wihrend bisher meist von einer hohen ab-
strakten Gefihrdung die Rede war, hat sich diese durch
die fehlgeschlagenen Anschlige am 31. Juli 2006 auf
Regionalziige in Nordrhein-Westfalen und Rheinland-
Pfalz konkretisiert.

Anschlagsversuche

auf Regionalziige der Deutschen Bahn

In zwei Zigen der Deutschen Bahn wurden herrenlose
Koffer festgestellt. In beiden Gepickstiicken befand
sich explosives, grundsitzlich ziindfihiges Material.



Lediglich Konstruktionsfehler fithrten dazu, dass die
Sprengvorrichtungen nicht wie geplant detonierten.
Die mutma@lichen Attentiter sind libanesischer Her-
kunft. Als Motivationsfaktoren fir ihre Tatabsichten
gaben sie ein diffuses Gemisch aus Entsetzen tiber ver-
offentlichte Muhammad-Karikaturen und Trauer tiber
den Tod von Abu Musab AL-ZARQAWI, dem Anfiihrer
der AL QAIDA im Irak an. AL-ZARQAWI war durch
amerikanische Truppen im Irak getotet worden. Seine
"Terrororganisation zeichnet u. a. fir die Verschleppung
und To6tung ausldndischer Geiseln, Anschldge auf aus-
lindische Streitkrifte im Irak sowie auf die jordanische
Infrastruktur verantwortlich.

Bisher konnte keine eindeutige Zuordnung der Terror-
zelle zu einer bekannten Organisation erfolgen. Die
Bedeutung einer solchen Zugehorigkeit scheint
weiterhin zugunsten von heterogenen Netzwerken
und losen Zellen bzw. Personenzusammenschliissen
zuriickzugehen. Diese sind schwierig aufzusptiren, da
die Personen in einem islamistischen Umfeld unter
Umstidnden kaum in Erscheinung treten. Solche
Kleinstgruppen bzw. Zellen zeichnen sich durch grofe
Flexibilitit und schnelle Anpassungsfihigkeit an ak-
tuelle Rahmenbedingungen aus.

Muhammad-Karikaturen

Anfang Februar 2006 waren in deutschen und franzosi-
schen Zeitungen Karikaturen des islamischen Prophe-
ten und Religionsstifters Muhammad erschienen, die
bereits im Jahr 2005 in einer dédnischen Zeitung verof-
fentlicht worden waren.

Die damals in der islamischen Welt ausgelosten Pro-
teste erfuhren nun eine weltweite Dynamik. Die Kari-
katuren wurden in Deutschland in islamischen Kreisen
vielfach thematisiert und verurteilt. Es kam, wie am
4. Februar 2006 in Leipzig, mehrheitlich zu friedlichen
Protestkundgebungen. In islamischen Lindern reich-
ten die Aktionen von Demonstrationen tiber den Auf-
ruf zum Boykott dinischer Produkte, die Verbrennung
von Flaggen europiischer Staaten und Angriffe auf eu-
ropdische Einrichtungen bis hin zu Bombendrohungen
und Morddrohungen gegen die Zeichner der Bilder.
I[slamisten nutzten die aufwallenden Reaktionen in der
islamischen Welt fiir ihre Zwecke aus. Sie wurden pro-
pagandistisch aufgearbeitet und tber entsprechende
Medientriger transportiert. So waren die Verunglimp-
fungen z. B. Gegenstand einer (vermutlich) von Usama
BIN LADIN stammenden Audiobotschaft vom April
2006, in der er einen Riickzug simtlicher auslédndischer
Truppen aus der islamischen Welt forderte. Die isla-
mistische Propaganda strahlt dabei auch auf in
Deutschland lebende Muslime aus und entfaltet hier
thre Wirkung.

155 (Jbersetzung: Bundesamt fiir Verfassungsschutz.

Rede von Papst Benedikt XVI.

Ahnliche Verirgerung in der islamischen Welt loste die
Rede von Papst Benedikt XVI. am 12. September 2006
an der Regensburger Universitit aus, als er Aussagen
eines mittelalterlichen Textes des byzantinischen Kai-
sers Manuel I1. Palaiologos tGber den Islam vortrug. In
vielen deutschen muslimischen Gemeinden herrschte
groBe Emporung. Vielfach wurde eine Entschuldigung
des Papstes gefordert. In islamisch geprigten Lindern
kam es teilweise sogar zu gewaltsamen Protesten z. B.
gegen christliche Einrichtungen. In Somalia wurde
eine italienische Ordensschwester in einem Kranken-
haus erschossen. Auf einschldgigen islamistischen
Internetseiten wurde zu Aktionen gegen den Papst
aufgerufen. Die dgyptische MUSLIMBRUDERSCHAFT
(MB), Mutterorganisation vieler islamistischer Organi-
sationen weltweit, rief dazu auf, Linder zu boykottie-
ren, die die Beleidigung anderer Religionen zuliefen.

Jihad-Aufruf der Muslimbruderschaft

Am 3. August 2006 wurde auf der Internetseite des
tunesischen Zweiges der MB, der AN-NAHDA (dt.: Be-
wegung der Erneuerung), ein kimpferischer Aufruf an-
lasslich der Lage im Libanon festgestellt. Darin er-
kldrte das geistige Oberhaupt der Bewegung, Muham-
mad Mahdi AKIE dass der kimpferische Islam gegen-
wirtig zuriickkehre und dieser in der Lage sei, die
Muslime zu mobilisieren und ihre Befreiung zu errei-
chen. Unmissverstindlich rief er am Ende seiner Aus-
fihrungen zum Jihad auf: ,Der Sieg wird nicht nur
durch Armeen erreicht werden, sondern durch die
Widerstandskidmpfer, die an Gott glauben und als Mir-
tyrer sterben wollen. Aus diesem Grund rufen wir dazu
auf, die Jugendlichen in allen arabischen und islami-
schen Lindern auszubilden, die an dem Jihad teilneh-
men wollen, damit sie Vorhut oder Reservisten der Ar-
meen fiir die Befreiungsschlacht bilden. 155

Derartige Aussagen, Video- und Audiobotschaften isla-
mistischer Meinungsfiithrer, verbunden mit einer stark
zunehmenden Bedeutung des Internets als Plattform
fur den Austausch islamistischer Positionen, spielen eine
wichtige Rolle im Radikalisierungsprozess von Personen
hin zu islamistischen Uberzeugungen. Diese kénnen
unter Umstinden in vermeintlich religiés motivierte
Gewaltakte miinden. Die Beobachtung legalistischer is-
lamistischer Organisationen, also jener, die ihre Ziele
mit friedlichen Mitteln zu erreichen versuchen, ist nach
wie vor ein Schwerpunkt der Arbeit des Verfassungs-
schutzes in Deutschland, da nicht ausgeschlossen wer-
den kann, dass sich aus diesem Milieu heraus auch der
Nihrboden fiir gewaltbefiirwortende Aktivititen bildet.
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Lage im Freistaat Sachsen

Das Potenzial radikaler Islamisten bzw. Terroristen ist
in Sachsen auf Grund der niedrigen Migrantenzahl sehr
gering. Bisher sind keine festgefiigten Organisations-
oder Netzwerkstrukturen bekannt geworden. Islamis-
tischen Organisationen wie der dgyptischen MB und
ithren verschiedenen Ablegern oder der paldstinensi-
schen HAaMAS sowie der libanesischen HizB ALLAH wer-
den in Sachsen lediglich einzelne Personen zugerech-
net.

Reisetitigkeiten und eine damit verbundene mogliche
Netzwerkbildung einzelner Personen aus dem islamis-
tischen Umfeld sind von besonderer Bedeutung bei der
Beobachtung dieser Szene. Eine wichtige Rolle spielen
weiterhin infolge ihrer Bedeutung fiir Radikalisie-
rungsprozesse jene islamischen Einrichtungen in sdch-
sischen GroBstidten, bei denen tatsdchliche Anhalts-
punkte fir extremistische Bestrebungen bzw. extre-
mistische Beeinflussungen bestehen.

Kurdischer Extremismus

VOLKSKONGRESS KURDISTANS
(KGK bzw. KONGRA GEL)

Oktober 2003

(im November 1978 als
ARBEITERPARTEI KURDIS-
TANS [PKK] gegriindet,
von April 2002 bis Okto-
ber 2003 als FREIHEITS-
UND DEMOKRATIEKON-
GRESS KURDISTANS
[KADEK] firmierend)

Griindung:

Sitz: Nordirak
Betitigungs-
verbot!>°: 26. November 1993

Organisation im
Freistaat Sachsen: Strukturen vorhanden

Mitglieder/Anhinger 2005
bundesweit: ca. 11.500
Freistaat Sachsen: ca. 270

Mitglieder/Anhinger 2006
bundesweit: ca. 11.500
Freistaat Sachsen: ca. 270

Publikationen: SERXWEBUN

Prisenz im

Internet: mit einer eigenen
Homepage vertreten

Kennzeichen:

Die PKK wurde 1978 gegriindet und begann mit ihrem
militdrischen Arm, der VOLKSBEFREIUNGSARMEE KUR-
DISTANS (ARGK), 1984 den bewaffneten Kampf gegen
den tiirkischen Staat. Angefiihrt von threm Mitbegriin-
der Abdullah OCALAN entwickelte sie sich sowohl in
der Tirkei als auch in Europa zur anhidngerstirksten
und militantesten Kurdenorganisation. Erklértes Ziel
war zundchst die Griindung eines autonomen Kurden-
staates. Ende der 1990er Jahre riickte OCALAN von
dieser Forderung ab. Seither strebt die Organisation
nach kultureller Autonomie der Kurden in einer demo-
kratischen Ttrkei.

156 Das Betitigungsverbot bezieht sich auf die Bundesrepublik Deutschland und trifft nach der Umbenennung auch auf den KADEK und

KONGRA GEL zu.



Abdullah OCALAN nimmt bis heute maBgeblichen
Einfluss auf alle in der Organisation zu treffenden Ent-
scheidungen und gilt fir einen groBen Teil der kurdi-
schen Bevolkerung als Integrationsfigur, obwohl er seit
1999 wegen Hochverrats und tausendfachen Mordes
eine lebenslange Haftstrafe verbiiBt.

In der Bundesrepublik Deutschland leben etwa 500.000
Kurden. Sie stellen damit die gro3te Gruppe der Dias-
pora. Etwa 2 %, ca. 11.500 Personen, sind als Mitglieder
oder Anhidnger dem KONGRA GEL zuzurechnen.

Wegen terroristischer Anschldge auf tiirkische Biirger
und Einrichtungen in der Bundesrepublik Deutsch-
land wurde die PKK 1993 mit einem Betitigungsverbot
belegt. Jedoch beschrinkte sich die Organisation erst
seit 1996, nach einer Gewaltverzichtserklirung Abdul-
lah OCALANs fiir das Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland, in der Offentlichkeit auf politische De-
monstrationen. Nach der Festnahme OCALANS im Fe-
bruar 1999 kam es vortibergehend zu einem erneuten
Aufflammen der Gewalt.

Die PKK steht seit Mai 2002 sowohl in den USA als
auch in der Europidischen Union (EU) auf der Liste der
terroristischen Organisationen. Um dieser Beurteilung
zu entgehen, loste sie sich angeblich auf. Nachfolgeor-
ganisationen sind der KADEK und der KONGRA GEL.
Der Rat der EU sah beide Bezeichnungen lediglich als
Aliasnamen an und setzte auch sie im April 2004 auf die
Liste der terroristischen Organisationen. Ebenso er-
streckt sich das in der Bundesrepublik Deutschland
geltende Betitigungsverbot auf KADEK und KONGRA
GEL.

Die Fithrungsebene der PKK in Deutschland wird als
kriminelle Vereinigung verfolgt.!>7 Grund ist die Fort-
setzung der Aktivititen des ,,Heimatbiiros*“1% und der
sBestrafungsaktionen® (Korperverletzungen, Bedro-
hungen, Freiheitsberaubungen) gegen Abweichler.

Aktuelle Entwicklung

In Europa verfolgt der KONGRA GEL kontinuierlich
seinen gewaltfreien Kurs mit dem Ziel, als politische

Vertretung fiir alle Kurden und Gesprichspartner fiir
Politiker anerkannt zu werden.

In der Tirkei kam es im Jahr 2006 zu einer neuen
Welle von Terrorakten. Bei Bombenattentaten auf zi-
vile Ziele und Touristikzentren gab es Tote und viele
Verletzte. In Bekennerschreiben und Internetverdf-
fentlichungen duBerten die FREIHEITSFALKEN KURDIS-
TANS (TAK) ihre Absicht, mit den Anschligen gegen
die ,faschistische tiirkische Regierung und deren men-
schenverachtende Politik* zu protestieren.!® | Die fiir
das Schicksal von Abdullah OCALAN Verantwort-
lichen® sollten getroffen werden.!%?

Im April 2006 erhielt eine Vielzahl von Zeitungsredak-
tionen in Westeuropa eine von den TAK unterzeich-
nete E-Mail. Darin werden in die Tirkei reisende Tou-
risten mit Gewalttitigkeiten bedroht. Auf Grund der
Jfaschistischen Methoden® mit denen der tirkische
Staat derzeit gegen die Kurden vorgehe, sehen die TAK
die ,groBte Geldquelle dieses schmutzigen Krieges®,
die Touristen, als Basisziel an.

Am 30. September 2006 erklirte die militdrische Fiih-
rung der Organisation einen einseitigen Waffenstill-
stand ab 1. Oktober 2006. MaBnahmen der Selbstver-
teidigung behalte man sich vor. Die Dauer des Waffen-
stillstandes hinge von dem Bemiihen der tiirkischen
Regierung um eine demokratische Losung der Kurden-
frage in der Trkei ab. Seither sind keine Anschlidge der
TAK mehr bekannt geworden.

Struktur in Europa

Fir die Umsetzung der Vorgaben der Organisations-

fuhrung ist in Europa die KOORDINATION DER KURDI-

SCHEN DEMOKRATISCHEN GESELLSCHAFT IN EUROPA

(CDK) zustdndig. Sie steuert die zielgruppenorientier-

ten Massenorganisationen!®! wie

e [UNION DER FREIEN FRAUENVERBANDE (YJA),

o KOMALEN CIWANAN AVRUPA — EUROPAORGANISA-
TION10Z,

o KONFODERATION KURDISCHER VEREINE IN EUROPA
(KON-KURD) '3 mit Sitz in Briissel.

Der KONGRA GEL verfugt iber weitere Organisations-
einheiten, deren Aktivititen besonderer Geheimhal-

157 Grundsatzurteil des Bundesgerichtshofs vom 21. Oktober 2004 im Rahmen des Revisionsverfahrens eines verurteilten PKK-Funktionirs.

158 Siehe Abschnitt ,Strukturen®.
159 YENT OZGUR POLITIKA vom 15. Februar 2006.

160 Aus einer Veroffentlichung der TAK auf ihrer Internetseite im April 2006.

161 Die Massenorganisationen sind rechtlich selbstindige Gruppierungen, die nicht vom Betitigungsverbot betroffen sind. Sie sind bemiiht,
die personelle und organisatorische Verflechtung zum KONGRA GEL zu tarnen.

162 Sinngemill DACHVERBAND DER DEMOKRATISCHEN JUGENDVEREINIGUNGEN KURDISTANS. Er ging durch Umbenennung aus der BEWEGUNG
DER FREIEN JUGEND KURDISTANS (TECAK) hervor. Quelle: YENT OZGUR POLITIKA vom 24. Februar 2006, S. 5.

165 KON-KURD ist der Dachverband fiir Foderationen in curopdischen Staaten, unter dessen Fithrung die ortlichen, dem KONGRA GEL
zuzurechnenden Vereine organisiert sind. In der Bundesrepublik Deutschland ist dies die FODERATION KURDISCHER VEREINE IN

DeuTscHLAND e. V. (YEK-KOM).

@0
3
£
2
=
0
b=
3
S
0
s
=
'@
E
<

61



62

tung unterliegen. Dazu gehort das so genannte Hei-
matbiiro'®*, das hauptsichlich fir die Schleusung von
Funktionédren verantwortlich ist.

Die CDK hat ihre Einflusssphiren in der Bundesrepu-
blik Deutschland streng hierarchisch in Serits!®> (auch
Saha), Gebiete (Bolge) und — je nach zuzuordnender
Anhingerzahl -, 'Teilgebiete (Alan) gegliedert. Die
Mirtglieder und Anhinger treffen sich in Vereinen,
deren Dachverband die FODERATION KURDISCHER VER-
EINE IN DEUTSCHLAND e. V. (YEK-KOM) ist.

Dieser Aufbau gewihrleistet, dass die Vorgaben und
Anordnungen der Fithrungsspitze die Organisationsba-
sis erreichen. Er sichert ebenso die Finanzierung der
Organisation. So flieBen durch regelmiBige Jahres-
spendenkampagnen, Erhebung von Mitgliedsbeitrigen
und Verkauf von Publikationen der Organisation jdhr-
lich mehrere Millionen Euro zu.

Der Freistaat Sachsen ist mit dem KONGRA GEL-Ge-

biet Sachsen anndhernd identisch. Hier bestehen die

"Teilgebiete Leipzig, Dresden und Chemnitz.

Derzeit sind drei Vereine bekannt, die Beziige zum

KONGRA GEL aufweisen:

e KurDISCHES HAUS LEIPZIG €. V,,

e KURDISCHES KULTURZENTRUM SACHSEN e. V. in
Dresden,

e DEUTSCH-KURDISCHER FREUNDSCHAFTSVEREIN e. V.
in Zwickau.

Aktivititen

Mehrmals im Jahr gelingt es der Organisation mittels
der YEK-KOM, mehrere zehntausend Personen aus der
Bundesrepublik Deutschland und dem benachbarten

Newroz-Fest am 18. Mirz 2006 in Frankfurt/Main

Foto: picture alliance

164 Auch als ULKE-Biiro bezeichnet.

Ausland zu GroBveranstaltungen zu mobilisieren. An-
lisse sind traditionell der Jahrestag der Festnahme Ab-
dullah OCALANSs im Februar und das kurdische Neu-
jahrsfest Newroz im Mirz. Im September findet all-
jahrlich ein kurdisches Kulturfestival statt.

Diese GroBdemonstrationen haben vorwiegend kultu-
rellen Charakter, die Funktionire stets mit politischen
Redebeitrdgen als Agitationsplattform nutzen.
Zusitzlich werden auch dezentrale Veranstaltungen or-
ganisiert, so u. a. die nachfolgenden.

Anlésslich des 7. Jahrestages der Festnahme Abdullah
OCALANS fanden, neben einer zentralen GroBdemons-
tration in StraBBburg, dezentrale Veranstaltungen statt.
So trafen sich am 11. Februar 2006 mehrere hundert
Kurden aus Berlin, Dresden, Leipzig und Magdeburg
in Berlin. Sie skandierten OCALAN-Parolen und tru-
gen Plakate mit der Aufschrift ,Wir verurteilen das
internationale Komplott gegen OCALAN® und , Frei-
heit fir OCALAN*,

Uber dezentrale Newroz-Veranstaltungen ortlicher
kurdischer Vereine berichtete im Mirz 2006 die YENI
OZGUR POLITIKA'® unter der Uberschrift ,Das
Newroz-Feuer ist noch nicht erloschen®. Es seien Fa-
ckelztige und Feierstunden in diversen westeuropdi-
schen GroBstidten durchgefiihrt worden, an denen
sich auch Mitglieder und Anhinger tiirkischer linksex-
tremistischer Organisationen beteiligt hitten.

In diesem Zusammenhang wurde tiber den Zwickauer
,Kurdisch-deutschen Freundschaftsverein“1®? berich-
tet. Dieser habe eine Newroz-Feier ausgerichtet, an
der tiber 300 Personen, darunter ein Fithrungsmitglied
der YEK-KOM,; teilgenommen hitten.

Im August 2006 schloss der Verein KURDISCHES HAUS
LEPZIG e. V. fur eine Woche das Vereinslokal und
brachte an dessen AuBenwand ein Transparent mit der
Aufschrift Wir protestieren gegen die Kriminalisierung
und politische Verfolgung der Kurden in Deutschland!*
an.

Der Verein beteiligte sich damit an einer Aktion der
YEK-KOM. Die Foderation hatte ihre Mitgliedsvereine
aufgefordert, aus Protest gegen die Verhaftungen von
Fihrungskadern des KONGRA GEL in den Niederlan-
den und der Bundesrepublik Deutschland das Vereins-
leben fiir eine Woche ruhen zu lassen.

Am 26. November 2006 beabsichtigte der Verein KUr-
DISCHES HAUS LEIPZIG e. V, eine Saalveranstaltung
durchzufithren. Angebliches Motto sei der Waffenstill-
stand in Kurdistan. Die zeitliche Nihe zur Wiederkehr

165 Gerit Nord, Mitte und Siid. Die Grenzen der territorialen CDK-Einteilungen stimmen nicht exakt mit den politischen der Bundesre-

publik Deutschland tiberein.

166 Sprachrohr des KONGRA GEL. Ausgabe vom 23. Mirz 2006, S. 1.

167 Bezeichnung aus dem Originalartikel ibernommen. Es handelt sich um den DEUTSCH-KURDISCHEN FREUNDSCHAFTSVEREIN €. V. in Zwi-

ckau.



des Griindungstages der PKK sowie der Text auf den
Einladungen ,,Griindungsjahrestag der Partei soll/moge
fir die gesamte moderne Menschheit Glick bringend
sein. Um den Weltfrieden zu erreichen, lasst uns um
den Fiithrer Apo'®® versammeln“ belegten den PKK-
Bezug des Vorhabens, woraufhin die Veranstaltung vom
Ordnungsamt der Stadt Leipzig verboten wurde.

Laut einer Verdffentlichung in der YENI OZGUR PO-
LITIKA'® feierten am 16. Dezember 2006 in
Halle/Saale (Sachsen-Anhalt) 350 Kurden den Jahres-
tag der Griindung der PKK. Unter den Teilnehmern
dirften auch Personen aus Sachsen gewesen sein, da es
sich offensichtlich um einen Ersatz fir die urspring-
lich am 26. November in Leipzig geplante Veranstal-
tung handelte.

Iraner

VOLKSMODJAHEDIN
IRAN - ORGANISATION (MEK)!7

Griindung: 1965 (im Iran)
Sitz: chemals Bagdad
Leitung: Massoud RADJAVI
Publikationen: u. a. MODJAHED
(Glaubenskidmpfer)

Kennzeichen: p&

NATIONALER WIDERSTANDSRAT IRAN (NWRI)

Griindung: 1981 (in Paris)
in Deutschland
vertreten seit 1994
Sitz: Berlin
Leitung: Deutschland-
sprecherin:
Dr. Masoumeh
BOLOURCHI
Mitglieder/Anhiinger 2005
bundesweit: ca. 900
Freistaat Sachsen: ca. 50
Mitglieder/Anhinger 2006
bundesweit: ca. 900
Freistaat Sachsen: ca. 50
Publikationen: MODJAHED,
LOWE UND SONNE

Prisenz im Internet: mit einer eigenen
Homepage vertreten

Kennzeichen:

Die MEK ist eine revolutiondr-marxistische Organisa-
tion. Sie verfolgt das Ziel, eine eigene Diktatur im Iran
zu errichten. Thre Struktur ist streng hierarchisch ge-
gliedert und sektenihnlich.

Nicht zuletzt durch die finanzielle und militérische
Unterstiitzung Saddam HUSSEINs hatte sich die

168 Apo® ist der von seinen Anhingern verwendete Ehrenname fiir Abdullah OCALAN.
169 Ausgabe vom 15. Dezember 2006, S. 12 und Ausgabe vom 19. Dezember 2006, S. 1/5.

170 Tny Farsi: MODJAHEDIN-E-KHALGH (MEK).
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MEK mit ihrem militdrischen Arm, der NATIONALEN
BEFREIUNGSARMEE (NLA), zur schlagkriftigsten und
militantesten iranischen Oppositionsgruppe entwi-
ckelt.

Die USA und die Europiische Union nahmen die Or-
ganisation 2002 in die Liste der terroristischen Organi-
sationen auf.

Als politischer Arm der MEK agiert weltweit der NWRI
mit Maryam RADJAVI!'7! an der Spitze. Er mobilisiert
zu Protestaktionen, die sich gegen die iranische Regie-
rung richten.

Nach offizieller Verlautbarung strebt der NWRI einen
sdemokratischen Wechsel® im Iran unter der Fithrung
Maryam RADJAVIs an. Hierfiir fordert er internatio-
nale Unterstiitzung und die Streichung der MEK von
den Listen der terroristischen Organisationen.

AuBerdem ist der NWRI fiir die Beschaffung finanziel-
ler Mittel verantwortlich. Er griindete Tarnvereine, die
fiir angeblich mildtitige Zwecke systematisch und pro-
fessionell Geldsammlungen durchfiihren. Seit 2004
sind ortliche Vereine mit der Bezeichnung MENSCHEN-
RECHTSVEREIN FUR IRANISCHE MIGRANTEN e. V. in Er-
scheinung getreten. Sie bezeichnen sich selbst als An-
hanger des NWRI. Ihre Mitglieder sammeln Spenden-
gelder und werben 6ffentlich fir den NWRI.

Von den in Deutschland lebenden mehr als 100.000 ira-
nischen Staatsangehorigen zihlen weniger als ein Pro-
zent zu den Anhédngern des NWRI.

Aktivitaten

Am 1. Juli 2006 fithrte der NWRI eine GroBkundge-
bung in Paris durch. Daran nahmen nach offiziellen An-
gaben rund 8.000 Personen teil, darunter mehrere
Hundert aus Sachsen. Die Organisatoren hatten zuvor
massiv fir die Teilnahme an der Kundgebung gewor-
ben, auch tUber den Kreis der Anhingerschaft des
NWRI hinaus. Hohepunkt der Veranstaltung war eine
Rede Maryam RADJAVIs, in der sie die Unterstiitzung
der Ziele des NWRI und die Streichung der MEK von
den Terrorlisten einforderte.

Dartiber hinaus wurden im Berichtsjahr im Freistaat
Sachsen weder GroBveranstaltungen noch o6ffentlich-
keitswirksame Aktivitdten verzeichnet.

ARBEITERKOMMUNISTISCHE PARTEI

IrAN (API)
Griindung: Herbst 1991
Sitz: London
Leitung: Kourush MODARESI

Organisation im
Freistaat Sachsen: Strukturen vorhanden

Mitglieder/Anhéinger 2005
bundesweit: ca. 250
Freistaat Sachsen:  ca. 50

Mitglieder/Anhéinger 2006
bundesweit: ca. 250
Freistaat Sachsen:  ca. 50

Publikationen: u. a. API-BRIEF,
INTERNATIONAL

Prisenz im

Internet: mit einer eigenen

Homepage vertreten

Die API wurde im Herbst 1991 von Mansoor HEKMAT
durch die Abspaltung von der KOMMUNISTISCHEN PAR-
TEI IRANS (KPT) gegriindet. HEKMAT war Chefideo-
loge und Fuhrer der Partei bis zu seinem Tod im Juli
2002.

Ziel der Organisation ist die Errichtung einer kommu-
nistischen Gesellschaft, auch unter Anwendung von
Gewalt.

Vermutlich ideologische Differenzen fithrten im Au-
gust 2004 zur Abspaltung der Fraktion ARBEITERKOM-
MUNISTISCHE PARTEI IRAN — HEKMATIST (HEKMA-
TIST). Sie sicht im Zusammengehen mit anderen op-
positionellen Bewegungen die Moglichkeit zur Macht-
tibernahme im Iran. Eine AuBenwirkung der Spaltung
war in Deutschland nicht zu verzeichnen.

In Westeuropa vertritt die INTERNATIONALE FODERA-
TION IRANISCHER FLUCHTLINGS- UND IMMIGRANTEN-
RATE (IFIR) die Interessen der API. Sie organisiert 6f-
fentlichkeitswirksame Protestaktionen, um iranische
Regierungsmitglieder im westlichen Ausland zu diskre-
ditieren oder die deutsche Auslinderpolitik zu kritisie-
ren. Bis 2001 kam es dabei auch zu militanten Aus-
schreitungen.

Die IFIR griindete in verschiedenen Stddten eingetra-
gene Vereine. Im Freistaat Sachsen existiert ein Verein
in Leipzig. Im Gegensatz zu den vergangenen Jahren

171 Ehefrau des Massoud RADJAVI und vom NWRI gewihlte ,,zukiinftige Prisidentin des Iran®.



kam es im Berichtszeitraum zu keinen offentlichkeits-
wirksamen Aktivititen. Eine geplante Demonstration
anlidsslich des FIFA-FuBball-Weltmeisterschaftsspiels

JAWANAN).

Iran-Angola in Leipzig wurde kurzfristig abgesagt.

Publikationen auslinderextremistischer Organisationen!’2

Die API verfigt tber eine Jugendorganisation, die
ORGANISATION DER JUNGEN KOMMUNISTEN (in Farsi:

Publikation (Deutsch) Herausgeber / Verantwortlicher erscheint Auﬂaige
(geschitzt)

AL-AHD (Die Verpflichtung) | HizB ALLAH wochentlich!”3 unbekannt

ik’}l‘lsjllj]il\l{ ?BZ?E I;rSnI;AM MUSLIMBRUDERSCHAFT (MB) sechsmal jdhrlich unbekannt

AL JIHAD (Der heilige Krieg) | Hiz AL DAWA AL Ist.amIA (Da’Wa) wochentlich unbekannt

?S;f?:lﬁl:tF)A HizB UT-TAHRIR AL-IsLAMI (Hu'T) monatlich unbekannt

AL-RIBAT i .

(Das Band / Dic Verbindung) IsLAMISCHE HEILSFRONT (FIS) wochentlich unbekannt

?I;\Svgigusstsein) HizB UT-TAHRIR AL-IsLAMI (Hu'T) monatlich unbekannt

ATILIM MARXISTISCH-LENINISTISCHE wischentlich nbekannt

(Der Vorsto3) KOMMUNISTISCHE PARTEI (MLKP) oehe unbe

BEKLENEN ASR-I SAADET

(Das erwartete Jahrhundert der | KALIFATSSTAAT (ICCB) wochentlich unbekannt

Glickseligkeit)

DIA. KaLIraTssTAAT (ICCB) nregelmifi nbekannt

(Der Islam als Alternative) unregeimailg unbekd

EXPLIZIT HizB UT-TAHRIR AL-IsLAMI (Hu'T) unbekannt unbekannt

FURKAN FRONT DER ISLAMISCHEN KAMPFER nrecelmiBi nbekannt

(Die Rettung) DES GROBEN OSTENS (IBDA-C) unres & 4

HALKICIN DEVRIMCI MAOISTISCHE KOMMUNISTISCHE

DEMOKRASI (Revolutionire ParTEI (MKP) alle zwei Wochen unbekannt

Demokratie fiir das Volk)

HILAFET (Das Kalifat) HizB UT-TAHRIR AL-IsLaMI (Hu'T') monatlich unbekannt

MILLI GORUS & ISLAMISCHE GEMEINSCHAFT MILLI

PERSPEKTIVE (Nationale GorUs (IGMG) monatlich unbekannt

Sicht und Perspektive)

MODJAHED VOLKSMODJAHEDIN IRAN-ORGANISA- schentlich nbekannt

(Glaubenskimpfer) TION (MEK) woehentie unbeka

OZGUR GELECEK - TURKISCHE KOMMUNISTISCHE

YOLUNDA ISCI KOYLU PARTEI / MARXISTEN LENINISTEN alle zwei Wochen | unbekannt

(Arbeiter und Bauern auf
dem Weg der freien Zukunft

(TKP/ML)

172 Djie Auswahl enthilt die aus Sicht des LfV Sachsen fiir die bundesweite und sichsische Szene bedeutendsten Publikationen.

173 Nur im Libanon.
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Auflage

Publikation (Deutsch) Herausgeber / Verantwortlicher erscheint (geschiitzt)
RISALAT UL-IKHWAN
(Rundschreiben der MUSLIMBRUDERSCHAFT (MB) wochentlich unbekannt
Bruderschaft)
SERXW.EB.UN . VOLKSKONGRESS KURDISTANS (KGK) monatlich unbekannt
(Unabhingigkeit)

FODERATION DER DEMOKRATISCHEN .
TATSACHEN ARBEITERVEREINE (DIDF) alle zwei Monate unbekannt
VIDUTHALAI PULIGAL LIBERATION TIGERS OF TAMIL Alle zwei Wochen bekannt
(Auf dem Schlachtfeld) Eeram (LTTE) w b
YURUYUS REVOLUTIONARE VOLKSBEFREIUNGS- schentlich bekannt
(Der Marsch) ParTEl/-FrRONT (DHKP-C) woehentie unbekann




SCIENTOLOGY-ORGANISATION

SCIENTOLOGY-ORGANISATION (SO)

Griindung: 1954 in den USA,
1970 erste Niederlassung
in Deutschland

Griinder: Lafayette Ronald
Hubbard (1911-1986)

Nachfolger: David MISCAVIGE

Sitz: Los Angeles/USA
(CHURCH OF SCIENTO-
LOGY INTERNATIONAL
[CSI])

Mitglieder 2005

bundesweit: 5.000 bis 6.000174

Sachsen: mehrere Dutzend

Mitglieder 2006

bundesweit: 5.000 bis 6.00017>

Sachsen: mehrere Dutzend

Publikationen: FREIHEIT
IMPACT
SOURCE u. a.

Prisenz im

Internet: mit einer eigenen
Homepage vertreten
(mehrsprachig)

Kennzeichen:

Die SO versteht sich als Glaubensgemeinschaft. Einem
Beschluss des Bundesarbeitsgerichts vom 23. Mirz
1995176 zufolge handelt es sich bei der SO in Deutsch-
land jedoch nicht um eine Religions- oder Weltan-
schauungsgemeinschaft im Sinne des Grundgesetzes.
Ihre Lehren dienten vielmehr nur als Vorwand fur die
Verfolgung wirtschaftlicher Ziele.

Die Grundlage der Lehren und die daraus resultie-
rende Ideologie Hubbards sind in dem 1950 erschiene-
nen Buch mit dem Titel DIANETIK zusammenge-
fasst.

Das darin publizierte Verfahren strebt mit Hilfe von
Psychotechniken die ideologische Umerzichung und
Verinderung der Personlichkeit von Menschen an.

174 Die SO gibt eine Mitgliederzahl von 30.000 an.
175 Die SO gibt eine Mitgliederzahl von 30.000 an.

Hierbei erhebt die Methode Anspruch auf den einzig
legitimen Weg zur Rettung des einzelnen Menschen
und der gesamten Gesellschaft.

Zur Erreichung der in diesem Zusammenhang propa-
gierten ,volligen geistigen Freiheit” entwickelte Hub-
bard ein aufwindiges und kostenintensives Kurssys-
tem.

Strukturen der SO wie u. a. so genannte ,Missionen®,
Dianetik-Zentren“ und , Kirchen® verbreiteten sich
seither in zahlreichen Lindern der Welt.

Die SO verfuigt Giber zahlreiche Neben- und Unter-
strukturen, die sich mit den unterschiedlichsten ge-
sellschaftlichen Bereichen beschiftigen. Dazu gehoren
u. a. die Wirtschaftsorganisation WISE!77| die ASSOCIA-
TION FOR BETTER LIVING AND EDUCATION (ABLE)!78,
die KOMMISSION FUR VERSTOBE DER PSYCHIATRIE GEGEN
MENSCHENRECHTE (KVPM)17%, das ZENTRUM FUR IN-
DIVIDUELLES UND EFFEKTIVES LERNEN (ZIEL), zur
Schilernachhilfe die APPLIED SCHOLASTICS (APS), zur
Drogenrehabilitation die Organisation NARCONON und
CRIMINON zur Rehabilitation von Straftitern.

Die Aufgaben- und Themenfelder der SO sind erkenn-
bar vielschichtig und zielen auf nahezu alle Lebens-
und Gesellschaftsbereiche. Vordergrindiges Ziel ist
immer, den Hilfesuchenden die scientologische Lehre
zu vermitteln, um sie in der Folge als Mitglieder zu ge-
winnen.

Thre Hauptaktivititen hinsichtlich der Verbreitung der
Ideologie in der Bundesrepublik Deutschland konzen-
triert die SO nach wie vor auf die Bundeslinder, in
denen sie Uber eine groBere Mitgliederzahl verfiigt und
schon seit Jahrzehnten etabliert ist. Hierzu zihlen ins-
besondere Bayern, Baden-Wiirctemberg, Berlin und
Hamburg,.

Im Freistaat Sachsen hat die SO nur wenige Dutzend
Mitglieder. Organisationsstrukturen sind nicht be-
kannt.

Tatsiachliche Anhaltspunkte fiir politisch-
extremistische Bestrebungen der SO

Im Jahr 1997 erhielten die Verfassungsschutzbehorden
auf Grund eines Beschlusses der Innenministerkonfe-
renz den Auftrag, die SO zu beobachten. Grundlage
hierfur war die Feststellung, dass bei der SO tatsich-

176 Siche , Neue Juristische Wochenschrift 1996, S. 143 ff (Az.: 5 AZB 21/94).
177 Die Abkiirzung WISE steht fiir WORLD INSTITUTE OF SCIENTOLOGY ENTERPRISES (sinngemif iibersetzt: Welt-Institut fiir Scientology

Unternchmen)
178 SinngemiB: VEREINIGUNG FUR BESSERES LEBEN UND BILDUNG.

179 Deren Ziel sei es, gegen angebliche Menschenrechtsverletzungen der modernen Psychiatrie vorzugehen.
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liche Anhaltspunkte fiir verfassungsfeindliche Bestre-
bungen vorliegen. Die Anhaltspunkte finden sich im
Wesentlichen in den von Hubbard verfassten Schrif-
ten, Regelwerken und Richtlinienbriefen, die bei der
SO noch heute als absolut feststehend bzw. als eine ei-
gene Gesetzgebung betrachtet werden.

In diesen Schriften finden sich zahlreiche und eindeu-
tige  Anhaltspunkte
dafiir, dass die SO eine
scientologische Welt-
ordnung errichten und
dazu  grundlegende
Prinzipien eines de-
mokratischen Rechts-
staates auller Kraft
setzen will. In diesem
Scientologischen Ge-
sellschaftssystem wer-
den nur denjenigen
Rechte zuerkannt, die
durch das ,Auditing-
Verfahren® zu ,gecle-
arten, d. h. zu nach
der scientologischen Lehre geheilten (,geklirten®)
Menschen geworden sind.

~Wenn wir alle zusammen mit allen Organisationen un-
sere gemeinsame Kraft als eine Bemithung Schulter-
an-Schulter ausiibten, wiirden wir diesen Planeten ein-
fach so, und nur mit dem, was wir wissen, tiberneh-
men.“180

SCIENTOLOGY
DIE GRUNDLAGEN DES DENKENS

L.RON HUBBARD

Aktivitaten der SO im Freistaat Sachsen

Nicht nur die Mitgliederzahl, sondern auch die Akti-
vititen der SO stagnieren in Sachsen.

Wie in den Vorjahren wurden auch im Jahr 2006 Zeit-
schriften und Werbematerialien an Behorden, sonstige
offentliche Einrichtungen und Privatpersonen ver-
sandt. Schwerpunktthemen in den Publikationen
waren Sozialthemen wie Drogenmissbrauch und an-
gebliche Missstinde in der Psychiatrie. Diese Aktivité-
ten gingen ausschlieBlich von Organisationseinheiten
auBerhalb des Freistaates Sachsen aus.

Das Internet nutzt die SO weiterhin u. a. zur Selbst-
darstellung der Organisation, zur Werbung neuer Mit-
glieder, zum Angebot eigener Ausbildungsstitten
(Lernhilfeangebote) und Literatur, zur Prisentierung
von Veranstaltungen und auch zur Auseinandersetzung
mit Kritikern.

Von der SO Betroffene und Hilfesuchende konnen sich
an das Landesamt fiir Verfassungsschutz wenden:

Landesamt fuir Verfassungsschutz Sachsen,
Arbeitsbereich ,,Scientology®,
Neulinder Strae 60, 01129 Dresden
Telefon: (0351) 85 85 0, Fax: (0351) 8585 50 0
e-mail-Adresse: verfassungsschutz@Ifv.smi.sachsen.de

180 Zitat von L. Ron Hubbard, veroffentlicht in FREEWINDS, Ausgabe 42 von 2001, S. 23.



Spionageabwehr im Freistaat Sachsen

Die Spionageabwehr des sichsischen Verfassungs-

schutzes hat folgende Aufgaben:

e Aufklirung von Strukturen, Arbeitsmethoden und
Zielsetzungen fremder Nachrichtendienste,

e Enttarnung von Agenten fremder Nachrichten-
dienste,

e Aufklirung und Verhinderung von nachrichten-
dienstlich gesteuerter oder auf nachrichtendienstli-
che Art und Weise betriebener Proliferation!®!,

e Aufklirung von Bemithungen fremder Nachrich-
tendienste, im Freistaat Sachsen lebende Gegner
ithrer Regime zu verfolgen sowie

e Sensibilisierung potenzieller Zielpersonen und
-einrichtungen als priventive Aufgabe.

Fremde Nachrichtendienste sind im Freistaat Sachsen
nach wie vor aktiv. Griinde hierfiir sind die politische
und wirtschaftliche Briickenfunktion zwischen West-
und Osteuropa sowie Asien, die wirtschaftliche Leis-
tungskraft und die wissenschaftlich-technischen
Ressourcen Sachsens. Zu den Schwerpunkten der Spio-
nage gehoren neben der Politik und dem Militdr auch
die Wirtschaft, Wissenschaft und Forschung. Im Mittel-
punkt auslidndischer Spionageaktivititen stehen also Or-
ganisationen, Behorden, mittelstdndische Unterneh-
men und Forschungseinrichtungen. Die Palette der Aus-
spahungsziele reicht von globalen Zielen im Bereich der
Innen-, AuBen-, Wirtschafts- und Sicherheitspolitik bis
hin zu konkreten Produkten aus der Wirtschaft sowie
von wissenschaftlichen Forschungsergebnissen.

Mittel und Methoden
fremder Nachrichtendienste

Spionage umfasst in der Regel die Beschaffung, Aus-
wertung und Analyse von Informationen. Dies konnen
allgemein zugingliche Berichte aus den Medien oder
aus Publikationen sein, aber auch Informationsange-
bote auf Messen, bei 6ffentlichen Ausstellungen und
bei sonstigen Informationsveranstaltungen. Fremde
Nachrichtendienste nutzen héufig die fehlende Sensi-
bilitit der Gesprachspartner durch eine gezielte me-
thodische Gesprichsfithrung aus. So wird z. B. durch
Vortiduschung fachlichen Interesses oder der Aussicht
auf Anbahnung von Geschiftsbeziehungen Wissen ab-
gefragt bzw. Informationsmaterial bis hin zu Modellen
und Prototypen erlangt.

Eine derartige Vorgehensweise kann —abhéngig von der
Zielperson und ihren Zugingen zu Informationen — bis

zur Anwerbung als Agent fortgefiihrt werden. Als
Gegenleistung fir die Informationsbeschaffung wer-
den einerseits Geld- oder Sachwerte angeboten. Ande-
rerseits kann eine Zielperson in eine kompromittie-
rende Situation gebracht und damit erpresst werden.

Gefiihrt werden Agenten durch die Zentralen der
fremden Nachrichtendienste oder deren getarnte
Stttzpunkte. Die Agentenfithrung erfolgt traditionell
im Operationsgebiet. Hierbei werden personliche
Treffen, die Ubergabe von Nachrichten in getarnten
Verstecken — so genannte ,toten Briefkidsten® — sowie
durch verschliisselte Funkspriiche bzw. Nachrichten
via Internet und anderer elektronischer Kommunika-
tionsmittel genutzt.

Die getarnten Stiitzpunkte fremder Nachrichten-
dienste befinden sich iiberwiegend in exterritoria-
len!82 Einrichtungen, z. B. an Botschaften, Konsulaten
sowie Handelseinrichtungen. Sie werden als Legalresi-
denturen bezeichnet. Des Weiteren kommen fiir nach-
richtendienstliche Zwecke Niederlassungen staat-
licher oder halbstaatlicher Unternehmen, wie Reise-
biros, Presseagenturen, Fluggesellschaften oder Im-
port- und Exportfirmen in Betracht. So kénnen auch
geschiftliche Beziehungen einen nachrichtendienst-
lichen Hintergrund erhalten.

Die technische Entwicklung von Abhér-, Uberwa-
chungs-, Entschliisselungs- und Auswertungstechni-
ken sowie das Eindringen in Kommunikationssysteme
einschlieBlich Computernetzwerke und deren Mani-
pulierung schreitet weiter voran. Die Abwehr derarti-
ger technisch enorm hochentwickelter Angriffe stellt
fir die Betroffenen eine stetig groBer werdende Her-
ausforderung dar.

Wirtschaftsspionage

Als Wirtschaftsspionage wird die staatlich gelenkte
oder unterstiitzte, von fremden Nachrichtendiensten
ausgehende oder mit nachrichtendienstlichen Mitteln
langfristig betriebene Ausforschung von Wirtschafts-
unternechmen bezeichnet. Fremde Nachrichtendienste
haben zuweilen den gesetzlichen Auftrag, die wirt-
schaftliche Entwicklung des eigenen Staates zu unter-
stiitzen!®3,

Im Gegensatz dazu fillt die fiir Betroffene kaum von
der Wirtschaftsspionage zu unterscheidende Konkur-
renz-, Industrie-, Werks- bzw. Wettbewerbsspionage,

181 Als Proliferation wird die illegale Herstellung und Weiterverbreitung von Massenvernichtungswaffen und Trigertechnologie sowie Mit-
teln und Know-how zu deren Entwicklung und Herstellung bezeichnet.

182 Unter Exterritorialitit wird die Unverletzlichkeit und Unantastbarkeit bestimmter auslindischer Personen (z. B. Diplomaten) und
Sachen (z. B. Botschaftsgebdude und diplomatische Fahrzeuge) im Gastland verstanden.

183 GemiB Artikel 5 des Gesetzes ,,Uber die Auflandsaufkldrung® vom 10. Januar 1996 in der Fassung vom 7. November 2000 hat auch der
Auslandsnachrichtendienst der Russischen Foderation diesen gesetzlichen Auftrag.
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welche Unternehmen gegeneinander betreiben, nicht
in die Zustidndigkeit des Verfassungsschutzes.

Die offentlich bekannt gewordenen Spionagevorfille,
die Sensibilisierung durch Sicherheitsbehérden und
-verbinde sowie die Hinweise auf die erheblichen,
durch Wirtschaftsspionage verursachten wirtschaft-
lichen Schiden entfalten nur eine begrenzte Wirkung.
"Trotz der hohen Risiken sind Unternehmen auf Grund
des starken Konkurrenzdrucks, hoher Patentierungs-
kosten oder ihrer wirtschaftlichen Lage hiufig gezwun-
gen, auf effiziente Sicherheitsvorkehrungen zu ver-
zichten und ihre Wirtschaftsbeziehungen zu dubiosen
Unternehmen aufrecht zu erhalten.

Auch im Freistaat Sachsen ist das Sicherheitsbewusst-
sein noch nicht in allen Unternehmen in ausreichen-
dem MaBe vorhanden. Deshalb fithrt die Spionageab-
wehr des LfV Sachsen weiterhin Sensibilisierungsge-
sprache durch.

Proliferation und Wissenstransfer

Bei proliferationsrelevanten Staaten!®* besteht im be-
sonderen Mal3e die Gefahr, dass sie in Konfliktsituatio-
nen Massenvernichtungs-3> und sonstige Kriegswaffen
einsetzen oder deren moglichen Einsatz zumindest als
politisches Druckmittel anwenden. Diesbeziigliche Be-
schaffungsbemiithungen fremder Nachrichtendienste
miissen frithzeitig erkannt und unterbunden werden.

Fir die Nachrichtendienste proliferationsrelevanter
Staaten ist die Bundesrepublik Deutschland auf Grund
ihrer politischen Bedeutung und Wirtschaftskraft sowie
ihrer liberalen Ausldnderpolitik ein interessantes Aus-
spahungsziel. Die Beschaffung proliferationsrelevanter
Produkte, Materialien und Technologien, aber auch das
Know-how zum Bau von Massenvernichtungswaffen
und Trigersystemen nimmt dabei einen beachtlichen
Raum ein. Die Beschaffung erfolgt u. a. mit Hilfe staat-
licher Tarnfirmen bzw. -organisationen, die in so ge-
nannte Beschaffungsnetze!3® eingebunden sind.

Kennzeichnend fur proliferationsrelevante Exporte ist
die Anwendung konspirativer nachrichtendienstlicher
Methoden. Die nachrichtendienstlich oder anderwei-
tig staatlich gelenkten Aktivitdten zielen darauf ab,
den tatsidchlichen Verwendungszweck der Giter bzw.
deren Auftraggeber und Endverbraucher durch Ex-
porte iiber Drittlinder zu verschleiern.

Broschiire der Verfassungsschutzbehorden

So genannte Dual-use-Giiter und -Technologien stel-
len hierbei ein besonderes Problem dar. Der Begriff
Dual-use-Giiter (dt.: Giiter mit doppeltem Verwen-
dungszweck) steht fur Giiter einschlieBlich Datenver-
arbeitungsprogramme und Technologien, die sowohl
fur zivile als auch fiir militdrische Zwecke verwendet
werden kénnen. Sie sind deshalb hinsichtlich ihrer tat-
sichlichen Nutzung schwer kontrollierbar. Uber eine
mogliche Proliferationsrelevanz dieser grundsétzlich
nicht genchmigungspflichtigen Produkte, Ersatzteile
und Anlagen entscheiden Erkenntnisse tiber den tat-
sichlichen Einsatzzweck oder den Endverbraucher.

Die zunehmende Globalisierung verstirkt das Sicher-
heitsrisiko durch Proliferation. Die Bundesrepublik
Deutschland wirkt der Verbreitung von Massenver-
nichtungswaffen unter anderem entgegen, indem sie
den wichtigsten internationalen Exportkontrollgre-
mien angehort und zahlreiche Abkommen und Vertrige
zur Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen
unterzeichnet hat. Die Exportkontrolle und -genehmi-
gung von proliferationsrelevanten Glitern obliegt u. a.
dem Bundesamt fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle
(BAFA)187 und dem Zollkriminalamt.

184 Zu den proliferationsrelevanten Staaten gehoren vornehmlich Iran, Nord-Korea, Pakistan und Syrien.
185 Nukleare, biologische oder chemische Massenvernichtungswaffen: Hiermit sind ABC-Waffen (atomare, biologische oder chemische) ge-

meint; auch der Begriff Massenvernichtungsmittel wird gebraucht.

186 Beschaffungsnetze sind staatlich initiierte Strukturen (Firmen, Institutionen, Organisationen), die unter dem Deckmantel privatwirt-

schaftlicher Aktivititen tatsichlich vom Empfingerland vorgeschriebene Ziele verfolgen.
187 Siehe Kurzdarstellung der Exportkontrolle des BAFA im Internet: www.bafa.de.



Doch nicht nur Exporte, sondern auch der Wissens-
transfer unterliegt unter bestimmten Voraussetzungen
einer Genehmigungspflicht!®. Insbesondere durch
den Einsatz von Gastwissenschaftlern, Studenten,
Doktoranden und Praktikanten in Unternehmen, For-
schungseinrichtungen, an Universititen und Hoch-
schulen im Rahmen der internationalen Kooperation
sowie modernster Kommunikationsméglichkeiten be-
stehen vielfiltige Sicherheitsrisiken. Diese werden
durch ein mangelndes Sicherheitsbewusstsein sowie
das Sicherheitsaspekten entgegenstehende Anliegen
der Freiheit von Wissenschaft und Lehre verstirkt.
Hier besteht die Gefahr, dass fremde Nachrichten-
dienste Wissenschaftler als Agenten nutzen oder nach
der Riickkehr vom Gastaufenthalt im Heimatland
deren Wissen abschopfen.

Auch bei im Freistaat Sachsen ansissigen Unterneh-
men und Forschungseinrichtungen wurden prolifera-
tionsrelevante Beschaffungsbemtihungen bekannt.

Nachrichtendienste der
Russischen Foderation

Die Nachrichtendienste der Russischen Foderation ge-
horen weiterhin zu den aktivsten der zahlreichen, in
der Bundesrepublik Deutschland operierenden, frem-
den Nachrichtendiensten. Zu thnen gehoren

e der Foderale Schutzdienst (FSB),

e der zivile Auslandsaufklirungsdienst (SWR) und

e der militdrische Nachrichtendienst (GRU).

Nach in den vergangenen Jahren erfolgten Umstrukrtu-
rierungen und personellen Verdnderungen nimmt der
FSB mittlerweile fast den gesamten Aufgabenbereich
des fritheren KGB wahr. Daneben existiert zwischen
den Diensten trotz Trennungsgebot eine enge Zu-
sammenarbeit.

Nachrichtendienste Chinas

Angesichts des Bewusstseins, iiber Jahrhunderte hin-
weg eine GroBmacht gewesen zu sein, ist es heute
Chinas erkldrtes politisches Ziel, seine geschwundene
politische, wirtschaftliche und militdrische Macht im
asiatischen Raum und weltweit wieder zu erlangen.
Dazu wird unter anderem das Mittel der Spionage ge-
nutzt.

Uber die Struktur chinesischer Nachrichtendienste
liegen keine einheitlichen Erkenntnisse vor. Jedoch

kann von der Existenz von bis zu sieben Nachrichten-
diensten ausgegangen werden. Zudem bestehen di-
verse, mit nachrichtendienstlichen Mitteln beféihigte,
Kommissionen, deren Bezeichnung hiufig wechselt.

Der durch chinesische Nachrichtendienste ange-
strebte Technologie- und Know-how-Transfer stellt
auch im Freistaat Sachsen eine Bedrohungslage dar. Oft
halten sich chinesische Staatsbiirger insbesondere auf
Grund wirtschaftlicher und wissenschaftlicher Koope-
rationen zwischen chinesischen und deutschen Ein-
richtungen zu Studien-, Praktika-, Schulungs- und For-
schungszwecken im Freistaat Sachsen auf. Medienver-
offentlichungen zufolge will China die Zahl chinesi-
scher Studenten im Ausland weiter erhohen. Das
staatliche Interesse diirfte darin liegen, durch Riick-
kehrer Kompetenz ins Land zu holen und Kooperatio-
nen mit internationalen Universitdten zu etablieren.

Bei den durch das LfV Sachsen erfolgten Befragungen
chinesischer Gastwissenschaftler an einem séchsischen
Forschungsinstitut konnten Kontakte zu chinesischen
Nachrichtendiensten  bzw. nachrichtendienstliche
Hintergriinde nicht zweifelsfrei ausgerdumt werden.

Chinesische Nachrichtendienste sind zudem in die
Verfolgung von Regimegegnern sowie die Unterwande-
rung und Ausspidhung der chinesischen Oppositions-
und Demokratiebewegung involviert. Das ,BURO
610% dient der Bekdmpfung der in China als staats-
feindlich eingestuften und verbotenen Falun-Gong-
Bewegung. Auch im Freistaat Sachsen sind Ausspi-
hungsversuche gegen Personen, die der Falung-Gong-
Bewegung nahe stehen, sowie von Behorden hinsicht-
lich ihrer Haltung zur Falun-Gong-Bewegung bekannt
geworden.

Aktivitaten weiterer Nachrichtendienste

Fremde Nachrichtendienste aus dem Nahen und Fer-
nen Osten operieren vor allem in den Bereichen Proli-
feration und Wissenstransfer. Sie bemithen sich um
Kontakte zu sidchsischen Unternehmen, um insbeson-
dere in Besitz so genannter Dual-use-Giliter zu gelan-
gen. Weiterhin stellt die Ausforschung und Uberwa-
chung der im Freistaat Sachsen lebenden Landsleute,
vor allem auch der Opposition, einen wesentlichen Ar-
beitsschwerpunkt dieser Nachrichtendienste dar. So
werden Ausforschungen der allgemeinen Stimmungs-
lage sowie Versuche der Einflussnahme auf deren poli-
tische Meinungsbildung registriert.

Fiir das Know-how deutscher Unternehmen interessie-
ren sich jedoch auch Nachrichtendienste aus dem eu-

188 Siche Merkblatt des BAFA iiber eine Genehmigungspflicht bei Wissenstransfer.
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ropdischen Ausland und Nordamerika. In Baden-Wiirt-
temberg bestitigen wissenschaftliche Untersuchun-
gen'®® nachrichtendienstliche Aktivititen der USA,
Kanadas, Frankreichs und Grofbritanniens im Bereich
der Wirtschaftsspionage. Vorfille im Freistaat Sachsen
sind jedoch bisher nicht bekannt geworden.

Schutz vor Spionage

Durch die Spionagetitigkeit fremder Dienste entste-
hen der Bundesrepublik Deutschland hohe materielle
und ideelle Schiden. Der Schutz der Biirger und Insti-
tutionen im Freistaat Sachsen vor Spionage ist deshalb
eine wichtige Aufgabe der Spionageabwehr des LfV
Sachsen.

Unternehmen und Forschungseinrichtungen werden
bei Sicherheitsgesprichen hinsichtlich Wirtschafts-
spionage, Wissenstransfer und Proliferation sensibili-
siert. Unter Mitwirkung des Bundesamtes fir Wirt-
schaft und Technologie (BMWI) und des Séchsischen
Staatsministeriums fiir Wirtschaft und Arbeit (SMWA)
werden Unternehmen mit geheimhaltungsbediirftigen
Auftridgen betreut. Dazu werden u. a. Sicherheitsiiber-
priifungen durchgefiihrt und Anleitungen zum Schutz
von Verschlusssachen gegeben.

189 Siche auch: www.sicherheitsforum-bw.de
190 Siche: www.bafa.de

191 Siehe: www.asw-online.de

192 Sjche: www.bsi.de

Zusitzliche Informationen fur die Exportwirtschaft
werden vom BAFA!?0 und vom BMWI in Form von Bro-
schiiren und Frihwarnschreiben verteilt. Im Internet
sind weitere Sicherheitsempfehlungen u. a. der Ar-
beitsgemeinschaft fiir Sicherheit in der Wirtschaft e. V.
(ASW) 191 sowie des Bundesamtes fuir Sicherheit in der
Informationstechnik (BSI)1%2 erhiltlich.

Kontaktaufnahme zur Spionageabwehr

Fur das LfV Sachsen ist es im Hinblick auf eine effek-
tive Arbeit als Frithwarnsystem hilfreich, wenn Betrof-
fene oder Zeugen Hinweise auf das Tétigwerden frem-
der Nachrichtendienste oder fortwirkender Strukturen
der Aufkldrungs- und Abwehrdienste der Deutschen
Demokratischen Republik geben. Alle Informationen
werden auf Wunsch vertraulich behandelt. Fir eine Of-
fenbahrung ist es niemals zu spit. Die Spionageabwehr
des LfV Sachsen ist wie folgt erreichbar:

Landesamt fiir Verfassungsschutz Sachsen, Abteilung 3
Neulinder Strae 60, 01129 Dresden
Telefon: (0351) 85850
Fax: (0351) 8585500
verfassungsschutz@lfv.smi.sachsen.de



Politisch motivierte Kriminalitit und Straftaten
mit extremistischem Hintergrund

Politisch motivierte Kriminalitiit
wrechts® und Straftaten mit rechts-
extremistischem Hintergrund

Im Berichtsjahr wurden im Freistaat Sachsen im Phi-
nomenbereich der Politisch motivierten Kriminalitit
(PMK) ,rechts® 2.064 (2005: 2.254) Straftaten regis-
triert. Davon wurden 2.063 (2005: 2.233) als rechtsex-
tremistisch bewertet, darunter 77 (2005: 89) Gewalt-
delikte.

Damit sank die Anzahl rechtsextremistischer Strafta-
ten um ca. 8 % und die Anzahl rechtsextremistischer
Gewaltdelikte um ca. 14 %.
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Mit 1.723 (2005: 1.907) Fillen bilden die Propaganda-
delikte den Hauptteil der Straftaten mit rechtsextre-
mistischem Hintergrund.

Der Anteil rechtsextremistischer Gewalttaten an der
Gesamtzahl der rechtsextremistischen Straftaten be-
trug wie im Jahr 2005 ca. 4 %. Von den 77 rechtsextre-
mistischen Gewaltdelikten sind 68 (2005: 65) Korper-
verletzungen. 18 (2005: 19) der Gewalttaten wurden
aus fremdenfeindlicher Motivation begangen, darunter
15 Korperverletzungen (2005: 15).

Es wurden 149 (2005: 157) Straftaten mit volksverhet-
zendem Hintergrund registriert.

105 (2005: 106) Straftaten hatten einen fremdenfeind-
lichen Hintergrund. Die Schwerpunkte liegen hierbei
mit 56 Fillen (2005: 55) auf volksverhetzenden Straf-
taten sowie mit 18 Fillen (2005: 19) auf Propaganda-
delikten.

Weitere 70 (2005: 65) Delikte trugen antisemitischen
Charakter. Hierbei handelt es sich hauptsichlich um
Straftaten mit volksverhetzendem Hintergrund.

Im Zusammenhang mit Demonstrationen wurden 112
(2005: 62) rechtsextremistische Straftaten veriibt,
davon 69 (2005: 37) Propagandadelikte.

Regionaler Schwerpunkt der rechtsextremistischen
Straftaten war im Berichtsjahr der Regierungsbezirk
Dresden. Schwerpunkt der Gewaltdelikte mit rechts-
extremistischem Hintergrund war die Stadt Dresden.

Politisch motivierte Kriminalitiit ,,links*
und Straftaten mit linksextremistischem
Hintergrund

Im Berichtsjahr wurden im Freistaat Sachsen im Phi-
nomenbereich der Politisch motivierten Kriminalitit
(PMK) ,links“ 307 (2005: 367) Straftaten registriert.
Davon wurden 275 (2005: 310) als linksextremistisch
bewertet, darunter 93 (2005: 108) Gewaltdelikte.
Damit sank die Anzahl der linksextremistischen Straf-
taten um ca. 11 % und die Anzahl der linksextremisti-
schen Gewaltdelikte um ca. 14 %.
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Der Anteil der linksextremistischen Gewalttaten an
den linksextremistischen Straftaten betrug im Be-
richtsjahr ca. 34 % (2005: ca. 35 %).

Der groBte Teil der Straf- und Gewalttaten wurde im
Phidnomenbereich PMK links von Autonomen veriibt.
Thre Taten waren dabei primir gegen den politischen
Gegner und staatliche Institutionen gerichtet.

Von den 275 Straftaten stehen 168 im Zusammenhang
mit Demonstrationen. Allein bei den Protesten ge-
gen Demonstrationen von Neonationalsozialisten am
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1. Mai und 3. Oktober in Leipzig wurden 123 linksex-
tremistische Straftaten registriert.

In Dresden ist ein starker Rickgang der Aktivititen
der autonomen Szene anldsslich des 13. Februar fest-
stellbar. Wihrend im Jahr 2005 noch 27 linksextremis-
tische Straftaten zu verzeichnen waren, wurden im Be-
richtsjahr 9 diesbeziigliche Straftaten registriert.

Schwerpunkte der Straf- und Gewalttaten mit linksex-
tremistischem Hintergrund waren die Regierungsbe-
zirke Dresden und Leipzig. Das Straftatenaufkommen
bestitigt damit die Tatsache, dass sich in Dresden und
Leipzig die autonomen Zentren im Freistaat Sachsen
befinden.

Politisch motivierte Kriminalitiit ,, Aus-
lander* und Straftaten mit ausléinder-
extremistischem Hintergrund

Im Berichtsjahr wurden im Freistaat Sachsen im Phi-
nomenbereich der Politisch motivierten Kriminalitit
(PMK) ,Ausliander* acht Straftaten festgestellt. Davon
wurden sieben (2005: 25719%) als extremistisch bewer-
tet, darunter vier Gewaltdelikte (2005: eins).

B Straftaten B davon Gewalttaten

3007

257
2004
1004
6 1 6 1 10 3 1 7 4
o= 2= [ = =z
2002 2003 2004 2005 2006

Bei den Gewaltdelikten handelt es sich um eine riu-
berische Erpressung sowie um gefihrliche Korperver-
letzungen. Die rduberische Erpressung steht im Zu-
sammenhang mit der Beschaffung finanzieller Mittel
fir den VOLKSKONGRESS KURDISTANS (KONGRA
GEL).

Alle sonst genannten Straftaten weisen keine eindeuti-
gen Beziige zu auslinderextremistischen oder -terroris-
tischen Organisationen auf.

193 Das vergleichsweise hohe Niveau im Jahr 2005 ist auf das Auffinden von Spendenlisten bei einer polizeilichen Durchsuchungsmaf-
nahme im Zusammenhang mit einem Ermittlungsverfahren gegen einen Funktiondr des KONGRA GEL zurtickzufiihren. Vgl. Sichsi-

scher Verfassungsschutzbericht 2005, S. 94.
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Der Sichsische Landtag hat am 17. September 1992
das folgende Gesetz beschlossen:

Erster Abschnitt
Organisation, Aufgaben und Befugnisse
des Verfassungsschutzes

§1

Organisation, Zustindigkeit

(1) Zum Schutz der freiheitlichen demokratischen
Grundordnung, des Bestandes und der Sicherheit des
Bundes und der Linder wird ein Landesamt fur Verfas-
sungsschutz errichtet. Es untersteht als obere Landes-
behorde unmittelbar dem Staatsministerium des In-
nern.

(2) Das Landesamt fur Verfassungsschutz ist zustindig

fur

1. die Erfillung der Aufgaben nach § 2 und

2. die Zusammenarbeit mit den anderen Lidndern und
dem Bund in Angelegenheiten der Nummer 1.

(3) Verfassungsschutzbehorden anderer Liander dirfen
im Freistaat Sachsen nur im Einvernehmen, das Bun-
desamt fur Verfassungsschutz nur im Benehmen mit
dem Landesamt fur Verfassungsschutz titig werden.

(4) Das Landesamt fiir Verfassungsschutz und Polizei-
behorden oder Polizeidienststellen diirfen einander
nicht angegliedert werden.

§2
Aufgaben

(1) Aufgabe des Landesamtes fur Verfassungsschutz ist

die Sammlung und Auswertung von Informationen,

insbesondere von sach- und personenbezogenen Aus-

kiinften, Nachrichten und Unterlagen iber

1. Bestrebungen, die gegen die freiheitliche demokra-
tische Grundordnung, den Bestand oder die Sicher-
heit des Bundes oder eines Landes gerichtet sind
oder eine ungesetzliche Beeintrichtigung der Amts-
fuhrung der Verfassungsorgane des Bundes oder
eines Landes oder ihrer Mitglieder zum Ziele haben,
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2. sicherheitsgefihrdende oder geheimdienstliche
Tétigkeiten im Geltungsbereich des Grundgeset-
zes fiir eine fremde Macht,

3. Bestrebungen im Geltungsbereich des Grundgeset-
zes, die durch Anwendung von Gewalt oder darauf
gerichtete Vorbereitungshandlungen auswirtige
Belange der Bundesrepublik Deutschland geféhr-
den,

3a. Bestrebungen, die gegen den Gedanken der Volker-
verstindigung (Artikel 9 Abs. 2 des Grundgeset-
zes), insbesondere das friedliche Zusammenleben
der Volker (Artikel 26 Abs. 1 des Grundgesetzes)
gerichtet sind,

4. fortwirkende Strukturen und Tiétigkeiten der Auf-
klirungs- und Abwehrdienste der echemaligen
Deutschen Demokratischen Republik im  Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes.

Sammlung und Auswertung von Informationen nach
Satz 1 setzen im Einzelfall voraus, dass fiir Bestrebun-
gen oder Titigkeiten nach Satz 1 Nrn. 1 bis 4 tatsich-
liche Anhaltspunkte vorliegen.

(2) Das Landesamt fur Verfassungsschutz wirkt mit

1. bei der Sicherheitstiberprifung von Personen,
denen im offentlichen Interesse geheimhaltungs-
bedirftige Tatsachen, Gegenstidnde oder Erkennt-
nisse anvertraut werden, die Zugang dazu erhalten
sollen oder ihn sich verschaffen kénnen,

2. Dbei der Sicherheitsiiberpriifung von Personen, die
an sicherheitsempfindlichen Stellen von lebens-
oder verteidigungswichtigen Einrichtungen be-
schiftigt sind oder werden sollen,

3. bei technischen Sicherheitsmanahmen zum
Schutz von im offentlichen Interesse geheimhal-
tungsbedrftigen Tatsachen, Gegenstinden oder
Erkenntnissen gegen die Kenntnisnahme durch
Unbefugte,

4. auf Ersuchen der Einstellungsbehdrden bei der
Uberpriifung von Personen, die sich um Einstellung
in den offentlichen Dienst bewerben, sowie auf An-
forderung der Beschiftigungsbehorde bei der Uber-
priffung von Beschiftigten im 6ffentlichen Dienst,
wenn der auf Tatsachen beruhende Verdacht be-
steht, dass sie gegen die Pflicht zur Verfassungs-
treue versto3en,

5. auf Ersuchen der fur Einbiirgerung zustdndigen Be-
hérden bei der sicherheitsmiBigen Uberpriifung
von Einblirgerungsbewerbern sowie

6. bei Uberpriifungen, soweit dies gesetzlich vorgese-
hen ist.

Die Mitwirkung des Landesamtes fiir Verfassungs-
schutz nach Satz 1 erfolgt in der Weise, dass es eigenes
Wissen oder bereits vorhandenes Wissen der fir die
Uberpriifung zustindigen Behorde oder sonstiger of-

fentlicher Stellen auswertet. Die Befugnisse des Lan-
desamtes fiir Verfassungsschutz bei der Mitwirkung
nach den Nummern 1 und 2 sind im Gesetz iiber die
Voraussetzungen und das Verfahren von Sicherheits-
tberprifungen im Freistaat Sachsen (Sichsisches
Sicherheitsiiberpriifungsgesetz — SichsSUG) vom
19. Februar 2004 (SidchsGVBI. S. 44), in der jeweils
geltenden Fassung, geregelt.

(3) Die Mitwirkung des Landesamtes fiir Verfassungs-
schutz nach Absatz 2 setzt voraus, dass Betroffene und
andere in die Uberpriifung einbezogene Personen iiber
Zweck und Verfahren der Uberpriifung einschlieBlich
der Verarbeitung der erhobenen Daten durch die be-
teiligten Dienststellen unterrichtet werden. Dariiber
hinaus ist im Falle der Einbeziehung anderer Personen
in die Uberpriifung deren Einwilligung und im Falle
weitergehender Ermittlungen die Einwilligung von Be-
troffenen erforderlich. Die Sitze 1 und 2 gelten nur, so-
weit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.

(4) Das Landesamt fiir Verfassungsschutz unterrichtet
das Staatsministerium des Innern tiber seine Tidtigkeit.

§3

Begriffsbestimmungen

(1) Im Sinne dieses Gesetzes sind

1. Bestrebungen gegen den Bestand des Bundes oder
eines Landes politisch bestimmte, ziel- und zweck-
gerichtete Verhaltensweisen in einem oder fiir
einen Personenzusammenschluss, der darauf ge-
richtet ist, die Freiheit des Bundes oder eines Lan-
des von fremder Herrschaft aufzuheben, ihre staat-
liche Einheit zu beseitigen oder ein zu ihm geho-
rendes Gebiet abzutrennen;

2. Bestrebungen gegen die Sicherheit des Bundes
oder eines Landes politisch bestimmte, ziel- und
zweckgerichtete Verhaltensweisen in einem oder
fir einen Personenzusammenschluss, der darauf ge-
richtet ist, Bund, Lidnder oder deren Einrichtungen
in ihrer Funktionsfihigkeit erheblich zu beeintrich-
tigen;

3. Bestrebungen gegen die freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung politisch bestimmte, ziel- und
zweckgerichtete Verhaltensweisen in einem oder
fiir einen Personenzusammenschluss, der darauf ge-
richtet ist, einen der in Absatz 2 genannten Verfas-
sungsgrundsitze zu beseitigen oder auler Geltung
zZu setzen.

4. Fur einen Personenzusammenschluss handelt, wer
ihn in seinen Bestrebungen aktiv sowie ziel- und
zweckgerichtet unterstiitzt. Verhaltensweisen von
Einzelpersonen, die nicht in einem oder fiir einen
Personenzusammenschluss handeln, sind Bestre-



bungen im Sinne dieses Gesetzes, wenn sie auf An-
wendung von Gewalt gerichtet sind oder aufgrund
threr Wirkungsweise geeignet sind, ein Schutzgut
dieses Gesetzes erheblich zu beschidigen.

(2) Zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung

im Sinne dieses Gesetzes zéhlen:

1. das Recht des Volkes, die Staatsgewalt in Wahlen
und Abstimmungen und durch besondere Organe
der Gesetzgebung, der vollziechenden Gewalt und
der Rechtsprechung auszutiben und die Volksver-
tretungen in allgemeiner, unmittelbarer, freier,
gleicher und geheimer Wahl zu wihlen;

2. die Bindung der Gesetzgebung an die verfassungs-
mifige Ordnung und die Bindung der vollzichen-
den Gewalt und der Rechtsprechung an Gesetz und
Recht;

3. das Mehrparteienprinzip sowie das Recht auf Bil-
dung und Austibung einer parlamentarischen Op-
position;

4. die Ablosbarkeit der Regierung und ihre Verant-
wortlichkeit gegentiber der Volksvertretung;

5. die Unabhingigkeit der Gerichte;

6. der Ausschluss jeder Gewalt- und Willkirherrschaft
und

7. die im Grundgesetz konkretisierten Menschen-
rechte.

§4

Allgemeine Befugnisse

(1) Das Landesamt fiir Verfassungsschutz darf die zur
Erfiillung seiner Aufgaben nach § 2 erforderlichen In-
formationen einschlieBlich personenbezogener Daten
verarbeiten. Die Verarbeitung personenbezogener
Daten richtet sich nach den Vorschriften dieses Geset-
zes und, soweit keine besonderen Regelungen getrof-
fen sind, nach den Vorschriften des Gesetzes zum
Schutz der informationellen Selbstbestimmung im
Freistaat Sachsen (Sichsisches Datenschutzgesetz —
SichsDSG) vom 25. August 2003 (SdchsGVBI. S. 330),
in der jeweils geltenden Fassung.

(2) Werden personenbezogene Daten bei Betroffenen
mit ihrer Kenntnis erhoben, so ist der Erhebungszweck
anzugeben. Betroffene sind auf die Freiwilligkeit ihrer
Angaben und bei einer Sicherheitsiiberpriifung nach
§ 2 Abs. 2 Nrn. 1, 2 und 4 auf eine dienst-, arbeits-
rechtliche oder sonstige vertragliche Mitwirkungs-
pflicht hinzuweisen.

(3) Polizeiliche Befugnisse oder Weisungsbefugnisse
gegeniiber anderen Behorden und Dienststellen stehen
dem Landesamt fiir Verfassungsschutz nicht zu. Es darf
die Polizei auch nicht im Wege der Amtshilfe um Mal3-
nahmen ersuchen, zu denen es selbst nicht befugt ist.

(4) Von mehreren geeigneten MaBnahmen hat das
Landesamt fir Verfassungsschutz diejenige zu wihlen,
die Betroffene voraussichtlich am wenigsten beein-
trichtigt. Eine Maf3nahme darf keinen Nachteil her-
beifiihren, der erkennbar aul3er Verhiltnis zu dem be-
absichtigten Erfolg steht.

§5
Anwendung nachrichtendienstlicher Mittel

(1) Das Landesamt fur Verfassungsschutz darf, insbe-
sondere unter Beachtung des § 4 Abs. 4, Methoden,
Gegenstidnde und Instrumente zur heimlichen Infor-
mationsbeschaffung, wie den Einsatz von Vertrauens-
leuten und Gewihrspersonen, Observationen, Bild-
und Tonaufzeichnungen, Tarnpapiere und Tarnkenn-
zeichen (nachrichtendienstliche Mittel) anwenden.
Diese sind in einer Dienstvorschrift zu benennen, die
auch die Zustindigkeit fir die Anordnung solcher In-
formationsbeschaffungen regelt. Die Dienstvorschrift
bedarf der Zustimmung des Staatsministeriums des In-
nern und der Parlamentarischen Kontrollkommission.

(2) Das Landesamt fur Verfassungsschutz darf perso-

nenbezogene Daten und sonstige Informationen mit

nachrichtendienstlichen Mitteln erheben, wenn tat-

sichliche Anhaltspunkte dafiir vorhanden sind, dass

1. auf diese Weise Erkenntnisse iiber Bestrebungen
oder Titigkeiten nach § 2 Abs. 1 oder die zur Erfor-
schung solcher Erkenntnisse erforderlichen Quel-
len gewonnen werden kénnen oder

2. dies zum Schutz oder zur Abschirmung von Mitar-
beitern, Einrichtungen, Gegenstinden und Quel-
len des Landesamtes fiir Verfassungsschutz gegen
sicherheitsgefihrdende oder geheimdienstliche
Tidtigkeiten erforderlich ist.

Die Erhebung nach Satz 1 ist unzuldssig, wenn die Er-
forschung des Sachverhalts auf andere, den Betroffe-
nen weniger beeintrichtigende Weise moglich ist. Eine
geringere Beeintridchtigung ist insbesondere dann an-
zunchmen, wenn die Information aus allgemein zu-
ginglichen Quellen oder durch Auskiinfte nach §§ 11
oder 11a gewonnen werden kann. Die Anwendung
eines nachrichtendienstlichen Mittels darf nicht er-
kennbar auBBer Verhiltnis zur Bedeutung des aufzukla-
renden Sachverhalts stehen. Die Mainahme ist unver-
ziiglich zu beenden, wenn der Zweck erreicht ist oder
sich Anhaltspunkte daftir ergeben, dass er nicht oder
nicht auf diese Weise erreicht werden kann.

(3) Wird der verdeckte Einsatz technischer Mittel zur
Anfertigung von Bildaufnahmen oder -aufzeichnungen
oder zum Abhoren und Aufzeichnen des gesprochenen
Wortes oder der Einsatz eines Verfassungsschutzbe-
diensteten, der unter einer ihm verliehenen, auf Dauer
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angelegten, verinderten Identitit ermittelt, zur Erfiil-
lung von Aufgaben nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 lidnger
als 72 Stunden dauern, ist dies unverziiglich der Parla-
mentarischen Kontrollkommission anzuzeigen.

(4) Die Zulissigkeit von MaBnahmen nach dem Gesetz
zur Beschrdnkung des Brief-, Post- und Fernmeldege-
heimnisses (Artikel-10-Gesetz — G 10) vom 26. Juni
2001 (BGBI. I S. 1254, 2298), zuletzt gedndert durch
Artikel 3 Abs. 1 des Gesetzes vom 11. Februar 2005
(BGBI.TS. 239, 241), in der jeweils geltenden Fassung,
bleibt unberiihrt.

(12) Nachrichtendienstliche Mittel, die sich gezielt
gegen einen Abgeordneten des Sichsischen Landtages
richten, diirfen nur angewandt werden, wenn sie zuvor
vom Prisidenten des Landtages genehmigt worden sind.

§ Sa

Besondere Befugnisse

(1) Der verdeckte Einsatz technischer Mittel zur In-
formationsgewinnung im Schutzbereich des Artikels 13
des Grundgesetzes und des Artikels 30 der Verfassung
des Freistaates Sachsen ist nur zuléssig, wenn die ma-
teriellen Voraussetzungen fiir einen Eingriff in das
Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis nach § 1 Abs. 1
und § Abs. 1 G 10 vorliegen und der verdeckte Einsatz
technischer Mittel zur Abwehr einer dringenden Ge-
fahr fir die freiheitliche demokratische Grundordnung
oder den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder
eines Landes oder fiir Leben, Gesundheit oder Freiheit
einer Person oder fiir bedeutende fremde Sach- oder
Vermégenswerte erforderlich ist und die Erforschung
des Sachverhalts auf andere Weise aussichtslos oder
wesentlich erschwert wire.

(2) Die MaBnahme darf sich nur gegen den Betroffe-
nen richten und nur in Wohnungen des Betroffenen
durchgefiihrt werden. In Wohnungen anderer Personen
ist die MaBnahme nur zulédssig, wenn aufgrund tatsdch-
licher Anhaltspunkte anzunehmen ist, dass sich der Be-
troffene dort aufhilt und die MaBnahme in Wohnun-
gen des Betroffenen allein nicht zur Erforschung des
Sachverhalts fithren wiirde.

(3) Die MaBinahme darf nur angeordnet werden, wenn
aufgrund tatsichlicher Anhaltspunkte, insbesondere zu
der Art der zu iiberwachenden Rdume und dem Ver-
hiltnis der zu tiberwachenden Personen zueinander,
anzunchmen ist, dass durch die Uberwachung AuBe-
rungen oder Handlungen, die dem Kernbereich priva-
ter Lebensgestaltung zuzurechnen sind, nicht erfasst
werden. Gespriche oder Handlungen in Betriebs- oder
Geschiftsraumen sind in der Regel nicht dem Kernbe-
reich privater Lebensgestaltung zuzurechnen.

(4) Die MaBnahme ist unverziiglich abzubrechen,
wenn sich wihrend der Uberwachung erste Anhalts-
punkte dafiir ergeben, dass AuBerungen oder Handlun-
gen, die dem Kernbereich privater Lebensgestaltung
zuzurechnen sind, erfasst werden. Im Zweifel ist un-
verziiglich eine gerichtliche Entscheidung iiber den
Abbruch der Mafinahme und eine Loschung der bisher
erhobenen Daten herbeizufithren. Das anordnende
Gericht ist Gber den Verlauf und die Ergebnisse der
MaBnahme zu unterrichten. Liegen die Voraussetzun-
gen der Anordnung nicht mehr vor, so hat das Gericht
den Abbruch der MaBnahme unverziiglich anzuordnen,
sofern das Landesamt fur Verfassungsschutz die Maf3-
nahme nicht bereits abgebrochen hat.

(5) Erkenntnisse iiber AuBerungen oder Handlungen,
die dem Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzu-
rechnen sind, diirfen nicht verwertet werden. Soweit
ein Verwertungsverbot in Betracht kommt, hat das
Landesamt fiir Verfassungsschutz unverziglich eine
Entscheidung des anordnenden Gerichts tiber die Ver-
wertbarkeit der erlangten Erkenntnisse herbeizufiih-
ren.

(6) Die durch MaBinahmen nach Absatz 1 erhobenen
Daten sind dergestalt zu kennzeichnen, dass jederzeit
erkennbar bleibt, aus welchen Eingriffen sie stammen.
Sie diirfen durch das Landesamt fiir Verfassungsschutz
zu keinen anderen Zwecken als der Sammlung und
Auswertung von Informationen iiber Bestrebungen
und Titigkeiten, auf die Absatz 1 Anwendung findet,
weiter verarbeitet werden. Eine Ubermittlung darf nur
unter den Voraussetzungen von § 12a erfolgen.

(7) In den Fillen des § 53 StPO ist eine Mallnahme
nach Absatz 1 unzuldssig. Ergibt sich wihrend oder
nach der Durchfithrung einer Mafinahme nach Absatz
1, dass ein Fall des § 53 StPO vorliegt, gelten Absatz 4
Satz 1, Absatz 5 Satz 1 und § 7a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ent-
sprechend. In den Fillen der §§ 52 und 53a StPO diir-
fen aus einer MaBnahme nach Absatz 1 gewonnene Er-
kenntnisse nur verwendet werden, wenn dies unter Be-
riicksichtigung der Bedeutung des zugrunde liegenden
Vertrauensverhiltnisses nicht auBer Verhiltnis zum
Interesse an der Erforschung des Sachverhalts steht.

(8) Auf Antrag des Landesamtes fur Verfassungsschutz
trifft die in § 74a Abs. 4 des Gerichtsverfassungsgeset-
zes genannte Kammer des Landgerichts, in dessen Be-
zirk das Landesamt fir Verfassungsschutz seinen Sitz
hat, die Entscheidung Uber die Anordnung der Mal3-
nahme nach Absatz 1. Die Manahme ist auf hochstens
drei Monate zu befristen und kann um jeweils nicht
mehr als drei Monate verldngert werden. Fur das Ver-
fahren gelten die Vorschriften des Gesetzes tber die
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit in
der im Bundesgesetzblatt Teil 111, Gliederungsnum-



mer 315-1, veroffentlichten bereinigten Fassung, zu-
letzt gedndert durch Artikel 4c des Gesetzes vom
22. September 2005 (BGBI. I S. 2809, 2819), in der je-
weils geltenden Fassung, entsprechend. Die Entschei-
dung des Gerichts ergeht ohne vorherige Anhorung des
Betroffenen und bedarf zu ihrer Wirksamkeit nicht der
Bekanntmachung an ihn. Gegen die Entscheidung ist
die sofortige Beschwerde statthaft. Bei Gefahr im Ver-
zug kann die Anordnung auch durch den Vorsitzenden
getroffen werden. Dessen Anordnung tritt auBer Kraft,
wenn sie nicht binnen drei Tagen von der Kammer be-
stdtigt wird.

(9) In der schriftlichen Anordnung sind anzugeben:

1. soweit bekannt, der Name und die Anschrift des
Betroffenen, gegen den sich die Mainahme richtet,

2. die tatsichlichen Anhaltspunkte fiir Bestrebungen
oder Titigkeiten nach § 2 Abs. 1, aufgrund derer die
MaBnahme nach Absatz 1 angeordnet wird,

3. die zu iberwachende Wohnung oder die zu tiberwa-
chenden Wohnriume,

4. Art, Umfang und Dauer der MaBnahme,

5. die Erwartungen an die zu erhebenden Informatio-
nen.

In der Begriindung der Anordnung oder Verlingerung

sind deren Voraussetzungen und die wesentlichen Ab-

wigungsgesichtspunkte darzulegen. Insbesondere sind

anzugeben:

1. die tatsdchlichen Anhaltspunkte fiir Bestrebungen
oder Titigkeiten nach § 2 Abs. 1,

2. die wesentlichen Erwigungen zur Erforderlichkeit
und VerhiltnisméBigkeit der MaB3nahme,

3. die tatsichlichen Anhaltspunkte im Sinne des Ab-
satzes 3 Satz 1.

(10) Die Betroffenen sind von den nach Absatz 1
durchgefithrten MaBBnahmen zu unterrichten, sobald
dies ohne Gefihrdung des Zwecks der MaBBnahme, im
Fall des Absatzes 11 ohne Gefihrdung der fiir den Ver-
fassungsschutz titigen Person, geschehen kann. Die
Mitteilung obliegt dem Landesamt fiir Verfassungs-
schutz. Sind Daten aus Mafinahmen nach Absatz 1 an
Dritte iibermittelt worden, erfolgt die Mitteilung im
Benehmen mit dem Empfinger. Betroffene im Sinne
des Satzes 1 sind:
1. Betroffene, gegen die sich die MaB3nahme nach § 5a
richtet,
2. Inhaber und Bewohner der Wohnung, in der die
MaBnahmen durchgefiihrt worden sind,
3. sonstige iiberwachte Personen.

Eine Unterrichtung von Betroffenen nach Satz 4 Nr. 2
und 3 unterbleibt, wenn berwiegende schutzwiirdige
Belange anderer Betroffener entgegenstehen oder die
Identitit von Betroffenen nach Satz 4 Nr. 2 und 3 nur
mit unverhdltnismdBigem Aufwand ermittelt werden

kénnte. Erfolgt die Benachrichtigung nicht binnen
sechs Monaten nach Beendigung der MaBnahme, be-
darf die weitere Zuriickstellung der gerichtlichen Zu-
stimmung. Die gerichtliche Entscheidung ist vorbe-
haltlich einer anderen gerichtlichen Anordnung jeweils
nach einem Jahr erneut einzuholen.

(11) Das Landesamt fur Verfassungsschutz darf den
verdeckten Einsatz technischer Mittel nach Absatz 1
ausschlieBlich zur Abwehr von Gefahren fiir Leben,
Gesundheit oder Freiheit der bei einem Einsatz in
Wohnungen fiir den Verfassungsschutz titigen Person
anordnen. Eine weitere Verarbeitung der hierbei erho-
benen Daten, insbesondere eine Ubermittlung nach
§ 12a, ist nur zuldssig, wenn die RechtmifBigkeit der
MafBnahme nach Malgabe von Satz 1 und Absatz 1
zuvor gerichtlich festgestellt worden ist; bei Gefahr im
Verzug ist die gerichtliche Entscheidung unverziiglich
nachzuholen. In diesen Fillen gelten die Absétze 5 bis
7 und 10 entsprechend.

(12) Auch nach Erledigung einer in den Absétzen 1 und
11 genannten MaBBnahme konnen Betroffene binnen
vier Wochen nach ihrer Benachrichtigung die Uberprii-
fung der RechtmaiBigkeit der Anordnung sowie der Art
und Weise des Vollzugs beantragen. Uber den Antrag
entscheidet das Gericht, das tiber die Anordnung der
MafBnahme entschieden hat. Gegen die Entscheidung
ist die sofortige Beschwerde statthaft.

Zweiter Abschnitt
Datenschutzrechtliche Bestimmungen

§6
Speicherung, Verinderung und Nutzung perso-
nenbezogener Daten

(1) Das Landesamt fiir Verfassungsschutz darf zur Er-
fiullung seiner Aufgaben personenbezogene Daten
speichern, verdndern und nutzen, wenn

1. tatsichliche Anhaltspunkte fiir Bestrebungen oder
Tétigkeiten nach § 2 Abs. 1 vorliegen,

2. dies fur die Erforschung und Bewertung von Be-
strebungen oder Tétigkeiten nach § 2 Abs. 1 erfor-
derlich ist oder

3. das Landesamt fiir Verfassungsschutz nach § 2
Abs. 2 titig werden wird.

(2) Zur Aufgabenerfullung nach § 2 Abs. 2 diirfen vor-
behaltlich des Satzes 2 in automatisierten Dateien nur
Daten tiber die Personen gespeichert werden, die der
Sicherheitsiiberpriifung unterliegen oder in die Sicher-
heitsiiberprifung einbezogen werden. Zur Erledigung
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von Aufgaben nach § 2 Abs. 2 Nr. 4 und 5 dirfen in
automatisierten Dateien nur Daten solcher Personen
erfasst werden, tiber die bereits Erkenntnisse nach § 2
Abs. 1 vorliegen. Bei der Speicherung in Dateien muss
erkennbar sein, welcher der in § 2 Abs. 1 und 2 ge-
nannten Personengruppe Betroffene zuzuordnen sind.

(3) Das Landesamt fiir Verfassungsschutz hat die Spei-
cherungsdauer auf das fiir seine Aufgabenerfiillung er-
forderliche MaB zu beschrinken.

(4) Personenbezogene Daten tber das Verhalten einer
Person vor Vollendung des 14. Lebensjahres diirfen
nicht gespeichert werden. Personenbezogene Daten
Uber das Verhalten einer Person nach Vollendung des
14. und vor Vollendung des 16. Lebensjahres sind zwei
Jahre nach dem Verhalten zu 16schen, es sei denn, dass
weitere Erkenntnisse im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 1 an-
gefallen sind. Personenbezogene Daten iiber das Ver-
halten einer Person nach Vollendung des 16. und vor
Vollendung des 18. Lebensjahres sind zwei Jahre nach
dem Verhalten auf die Erforderlichkeit der Speiche-
rung in Dateien zu Uberpriifen und spitestens fiinf
Jahre nach dem Verhalten zu 16schen, es sei denn, dass
weitere Erkenntnisse im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 1 Giber
ein Verhalten nach Eintritt der Volljdhrigkeit angefallen
sind.

§7
Berichtigung, Loschung und Sperrung
personenbezogener Daten

(1) Das Landesamt fiir Verfassungsschutz hat die in
Akten oder Dateien gespeicherten personenbezogenen
Daten zu berichtigen, wenn sie unrichtig sind; in
Akten ist dies zu vermerken. Wird die Richtigkeit der
Daten von Betroffenen bestritten, so ist dies in der
Akte zu vermerken oder auf sonstige Weise festzuhal-
ten.

(2) Das Landesamt fiir Verfassungsschutz hat die in
Dateien gespeicherten personenbezogenen Daten zu
16schen, wenn ihre Speicherung unzuldssig war oder
ihre Kenntnis fiir die Aufgabenerfiillung nicht mehr er-
forderlich ist. Die Loschung unterbleibt, wenn Grund
zu der Annahme besteht, dass durch sie schutzwiirdige
Belange der Betroffenen beeintrichtigt wirden. In die-
sem Fall sind die Daten zu sperren. Sie diirfen nur noch
mit Einwilligung der Betroffenen iibermittelt werden.

(3) Das Landesamt fiir Verfassungsschutz priift bei der
Einzelfallbearbeitung und nach festgesetzten Fristen,
spitestens nach fiinf Jahren, ob in Dateien gespei-
cherte personenbezogene Daten zu berichtigen oder
zu loschen sind. Gespeicherte personenbezogene
Daten tiber Bestrebungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 sind

spatestens 10 Jahre, Giber Bestrebungen nach § 2 Abs. 1
Nr. 3 und 3a spitestens 15 Jahre nach dem Zeitpunkt
der letzten gespeicherten relevanten Information zu
loschen, es sei denn, der Prisident des Landesamtes
fiir Verfassungsschutz oder sein Vertreter stellt fest,
dass die weitere Speicherung zur Aufgabenerfiillung
oder aus den in Absatz 2 Satz 2 genannten Griinden er-
forderlich ist.

(4) Das Landesamt fiir Verfassungsschutz hat die in
Akten gespeicherten personenbezogenen Daten zu
sperren, wenn es im Einzelfall feststellt, dass ohne die
Sperrung schutzwiirdige Interessen von Betroffenen
beeintrichtigt wirden und die Daten fir seine kiinf-
tige Aufgabenerfillung nicht mehr erforderlich sind.
Gesperrte Daten sind mit einem entsprechenden Ver-
merk zu versehen; sie diirfen nicht mehr genutzt oder
tbermittelt werden. Eine Aufhebung der Sperrung ist
moglich, wenn ihre Voraussetzungen nachtréglich ent-
fallen. Akten, in denen personenbezogene Daten ge-
speichert sind, sind zu vernichten, wenn die gesamte
Akte zur Aufgabenerfiillung nicht mehr benétigt wird.

(5) Fiir die Archivierung gelten die Vorschriften des Ar-
chivgesetzes fiir den Freistaat Sachsen vom 17. Mai
1993 (SichsGVBI. S. 449), zuletzt gedndert durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 25. Juni 1999 (SichsGVBL.
S. 398), in der jeweils geltenden Fassung.

§ 7a
Léschung von nach § 5a erhobenen
personenbezogenen Daten

(1) Das Landesamt fiir Verfassungsschutz hat perso-
nenbezogene Daten, die durch eine Malnahme nach
§ 5a erhoben wurden, unverziglich zu l6schen,

1. wenn Auﬁerungcn oder Handlungen, die dem
Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzurech-
nen sind, erfasst wurden,

2. wenn die Daten fiir die in § 5a Abs. 6 Satz 2 ge-
nannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind; so-
weit die Daten fiir eine gerichtliche Uberpriifung
nach § 5a Abs. 12 von Bedeutung sein konnen, ist
die Loschung der Daten zuriickzustellen, sie sind
zu sperren und dirfen nur zu diesem Zweck ver-
wendet werden.

Im Falle von Satz 1 Nr. 2 hat die Prifung der Erforder-
lichkeit der Datenspeicherung unverziiglich nach ihrer
Erhebung und sodann in Abstinden von hochstens
sechs Monaten zu erfolgen. Die Erhebung und Lo6-
schung der Daten ist zu dokumentieren.

(2) Im Falle der Datentibermittlung nach § 12a prift
der Empfinger unverziglich und sodann in Abstinden
von hochstens sechs Monaten, ob die Daten fur die



Zwecke, zu deren Erfiillung sie ihm tibermittelt wor-
den sind, noch erforderlich sind. Sind die Daten fiir die
bestimmten Zwecke nicht mehr erforderlich, gilt Ab-
satz 1 Satz 1 Nr. 2 entsprechend. Die Loschung ist zu
dokumentieren. Der Empfinger unterrichtet das
Landesamt fiir Verfassungsschutz unverziiglich tiber
die erfolgte Loschung.

§8

Errichtungsanordnung

(1) Fir jede beim Landesamt fur Verfassungsschutz
zur Erfullung seiner in § 2 genannten Aufgaben einzu-
richtende automatisierte Datei, in der personenbezo-
gene Daten verarbeitet werden, sind in einer Errich-
tungsanordnung festzulegen:

1. Bezeichnung der Datei,

2. Zweck der Datel,

3. Voraussetzungen der Speicherung, Ubermittlung
und Nutzung (betroffener Personenkreis, Art der
Daten),

4. Anlieferung oder Eingabe,

5. Zugangsberechtigung,

6. Uberpriifungsfristen, Speicherungsdauer und

7. Protokollierung.

Die Zugangsberechtigung nach Satz 1 Nr. 5 ist auf Per-
sonen zu beschrinken, die die Daten zur Erfiilllung
ithrer Aufgaben nach diesem Gesetz benotigen. Die Er-
richtungsanordnung bedarf der Zustimmung des
Staatsministeriums des Innern.

(2) Vor Erlass und vor wesentlichen Anderungen der
Errichtungsanordnung ist der Séchsische Datenschutz-
beauftragte zu horen.

(3) Das Landesamt fiir Verfassungsschutz hat in ange-
messenen Abstéinden die Erforderlichkeit der Weiter-
fihrung oder Anderung der Dateien zu Gberprifen.

§9

Auskunft an Betroffene

(1) Das Landesamt fur Verfassungsschutz erteilt Be-
troffenen Giber die zu ihrer Person gespeicherten Daten
auf Antrag unentgeltlich Auskunft. Die Auskunftsver-
pflichtung erstreckt sich nicht auf die Herkunft der
Daten und die Empfinger von Ubermittlungen.

(1a) Auskunft aus Akten, die nicht zur Person des Be-
troffenen gefithrt werden, wird erteilt, soweit der Be-
troffene Angaben macht, die das Auffinden der Akten
ermoglichen und der fiir die Erteilung der Auskunft er-
forderliche Aufwand nicht auler Verhiltnis zu dem
vom Betroffenen geltend gemachten Informationsinte-
resse steht. Satz 1 findet auf personenbezogene Daten

in nichtautomatisierten Dateien, die nicht zur Uber-
mittlung an Dritte bestimmt sind, entsprechende An-
wendung,.

(2) Die Auskunftserteilung unterbleibt, soweit

1. eine Gefihrdung der Aufgabenerfiillung durch die
Auskunftserteilung zu besorgen ist,

2. durch die Auskunftserteilung nachrichtendienstli-
che Zuginge gefihrdet sein konnen oder die Aus-
forschung des Erkenntnisstandes oder der Arbeits-
weise des Landesamtes fiir Verfassungsschutz zu
befiirchten ist,

3. die Auskunft die offentliche Sicherheit gefihrden
oder sonst dem Wohl des Bundes oder eines Landes
Nachteile bereiten wiirde oder

4. die Daten oder die Tatsache der Speicherung nach
einer Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach, ins-
besondere wegen der iiberwiegenden berechtigten
Interessen eines Dritten, geheimgehalten werden
mussen.

(3) Die Ablehnung der Auskunftserteilung bedarf kei-
ner Begriindung, soweit dadurch der Zweck der Aus-
kunftsverweigerung gefihrdet wiirde. Die Griinde fiir
die Auskunftsverweigerung sind aktenkundig zu ma-
chen. Wird die Auskunftserteilung abgelehnt, sind Be-
troffene auf die Rechtsgrundlage fiir das Fehlen der Be-
griindung und darauf hinzuweisen, dass sie sich an den
Sichsischen Datenschutzbeauftragten wenden kon-
nen. Dem Datenschutzbeauftragten ist auf sein Ver-
langen Auskunft zu erteilen, soweit nicht das Staatsmi-
nisterium des Innern im Einzelfall feststellt, dass da-
durch die Sicherheit des Bundes oder eines Landes ge-
fihrdet wiirde. Mitteilungen des  Séchsischen
Datenschutzbeauftragten an Betroffene diirfen keine
Riickschliisse auf den Kenntnisstand des Landesamtes
fir Verfassungsschutz zulassen, sofern dieses nicht
einer weitergehenden Auskunft zustimmt.

Dritter Abschnitt
Ubermittlungsvorschriften

§10
Informationsiibermittlung an das LLandesamt fiir
Verfassungsschutz ohne Ersuchen

(1) Die Behorden und Gerichte des Freistaates Sach-
sen, die Gemeinden, Landkreise und sonstigen der
Aufsicht des Freistaates Sachsen unterstehenden ju-
ristischen Personen des o6ffentlichen Rechts (ibermit-
teln von sich aus dem Landesamt fur Verfassungs-
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schutz die ihnen bekannt gewordenen personenbezo-
genen Daten und sonstigen Informationen, wenn tat-
sidchliche Anhaltspunkte dafiir bestehen, dass die In-
formationen zur Wahrnehmung von Aufgaben nach § 2
Abs. 1 Nr. 2 oder zur Beobachtung von Bestrebungen
erforderlich sind, die durch Anwendung von Gewalt
oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen
gegen die in § 2 Abs. 1 Nr. 1, 3 und 3a genannten
Schutzgiiter gerichtet sind.

(2) Die Staatsanwaltschaften und, vorbehaltlich der
staatsanwaltschaftlichen Sachleitungsbefugnis, die Po-
lizeidienststellen iibermitteln dariiber hinaus von sich
aus dem Landesamt fiir Verfassungsschutz auch alle an-
deren ihnen bekannt gewordenen personenbezogenen
Daten und sonstigen Informationen tiber Bestrebun-
gen oder Titigkeiten nach § 2 Abs. 1, wenn tatsichli-
che Anhaltspunkte dafiir bestehen, dass die Ubermitt-
lung fiir die Erfullung der Aufgaben des Landesamtes
fiir Verfassungsschutz erforderlich ist.

§11
Informationsiibermittlung durch o6ffentliche
Stellen an das Landesamt fiir Verfassungsschutz
auf Ersuchen

(1) Die in § 10 genannten offentlichen Stellen haben
dem Landesamt fur Verfassungsschutz auf dessen Er-
suchen die ihnen bei der Erfiillung ihrer Aufgaben be-
kannt gewordenen personenbezogenen Daten und In-
formationen zu Ubermitteln, wenn tatsichliche An-
haltspunkte dafiir bestehen, dass die Ubermittlung fiir
die Erfullung der Aufgaben nach § 2 Abs. 1 oder Abs. 2
erforderlich ist. Das Landesamt fir Verfassungsschutz
hat die Ersuchen aktenkundig zu machen.

(2) Das Landesamt fiir Verfassungsschutz darf Akten
anderer offentlicher Stellen und amtliche Register
unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 und vorbe-
haltlich der in § 13 getroffenen Regelung einsehen, so-
weit dies zur Erfilllung von Aufgaben nach § 2 Abs. 1
und 2 oder zum Schutz von Mitarbeitern und Quellen
des Landesamtes fiir Verfassungsschutz gegen Gefah-
ren fiir Leib und Leben erforderlich ist und die sons-
tige Ubermittlung von Informationen aus den Akten
oder den Registern den Zweck der Malinahmen ge-
fihrden oder das Personlichkeitsrecht von Betroffenen
unverhiltnismiBig beeintrichtigen wiirde. Uber die
Einsichtnahme nach Satz 1 hat das Landesamt fiir Ver-
fassungsschutz einen Nachweis zu fiithren, aus dem der
Zweck und die Veranlassung, die ersuchte Behorde und
die Aktenfundstelle hervorgehen. Die Nachweise sind
funf Jahre gesondert aufzubewahren und gegen unge-
rechtfertigten Zugriff zu sichern und anschlieBend zu
vernichten.

(3) Die Ubermittlung personenbezogener Daten und
sonstige Informationen, die aufgrund einer Mafinahme
nach § 100a der Strafprozessordnung bekannt gewor-
den sind, ist nur zulédssig, wenn tatsichlich Anhalts-
punkte dafiir bestehen, dass jemand eine derin § 3 G
10 genannten Straftaten plant, begeht oder begangen
hat. Auf die dem Landesamt fiir Verfassungsschutz
nach Satz 1 Gbermittelten Unterlagen findet § 4 Abs. 1
und 2 Satz 3 G 10 entsprechende Anwendung.

§11a
Informationsiibermittlung durch nichtoffent-
liche Stellen an das Landesamt fiir Verfassungs-
schutz auf Ersuchen

(1) Ein Ersuchen des Landesamtes fiir Verfassungs-
schutz um Ubermittlung personenbezogener Daten
darf nur diejenigen personenbezogenen Daten enthal-
ten, die fir die Erteilung der Auskunft unerldsslich
sind. Schutzwiirdige Interessen des Betroffenen diir-
fen nur in unvermeidbarem Umfang beeintrichtigt
werden.

(2) Das Landesamt fiir Verfassungsschutz darf im Ein-
zelfall bei Kreditinstituten, Finanzdienstleistungsins-
tituten und Finanzunternehmen unentgeltlich Aus-
kiinfte zu Konten, Konteninhabern und sonstigen Be-
rechtigten sowie weiteren am Zahlungsverkehr Betei-
ligten und zu Geldbewegungen und Geldanlagen
einholen, wenn dies zur Erfillung seiner Aufgaben
nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bis 3a erforderlich ist und
tatsdchliche Anhaltspunkte fir schwerwiegende Ge-
fahren fiir die dort genannten Schutzgiiter vorliegen.

(3) Das Landesamt fur Verfassungsschutz darf im Ein-
zelfall zur Erfillung seiner Aufgaben nach § 2 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 bis 3a unter den Voraussetzungen des § 3
Abs. 1 G 10 bei Personen und Unternehmen, die ge-
schiftsmidBig Postdienstleistungen erbringen, sowie
bei denjenigen, die an der Erbringung dieser Dienst-
leistungen mitwirken, unentgeltlich Auskiinfte zu
Namen, Anschriften, Postfichern und sonstigen Um-
stinden des Postverkehrs einholen.

(4) Das Landesamt fir Verfassungsschutz darf im Ein-
zelfall bei Luftfahrtunternehmen unentgeltlich Aus-
kiinfte zu Namen, Anschriften und zur Inanspruch-
nahme von Transportleistungen und sonstigen Um-
stinden des Luftverkehrs einholen, wenn dies zur Er-
fillung seiner Aufgaben nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bis
3a erforderlich ist und tatsichliche Anhaltspunkte fiir
schwerwiegende Gefahren fiir die dort genannten
Schutzgiiter vorliegen.

(5) Das Landesamt fiir Verfassungsschutz darf im Ein-
zelfall zur Erfillung seiner Aufgaben nach § 2 Abs. 1



Satz 1 Nr. 2 bis 3a unter den Voraussetzungen des § 3
Abs. 1 G 10 bei denjenigen, die geschiftsmiBig Tele-
kommunikationsdienste und Teledienste erbringen
oder daran mitwirken, unentgeltlich Auskiinfte Gber
Telekommunikationsverbindungsdaten und  Tele-
dienstnutzungsdaten einholen. Die Auskunft kann
auch in Bezug auf zukiinftige Telekommunikation und
zukiinftige Nutzung von Telediensten verlangt wer-
den. Telekommunikationsverbindungsdaten und Tele-
dienstnutzungsdaten sind:

1. Berechtigungskennungen, Kartennummern, Stand-
ortkennung sowie Rufnummern oder Kennung des
anrufenden und angerufenen Anschlusses oder der
Endeinrichtung,

2. Beginn und Ende der Verbindung nach Datum und
Uhrzeit,

3. Angaben tiber die Art der vom Kunden in Anspruch
genommenen Telekommunikations- und Tele-
dienst-Dienste,

4. Endpunkte festgeschalteter Verbindungen, ihr Be-
ginn und ihr Ende nach Datum und Uhrzeit.

(6) Auskiinfte nach den Absitzen 2 bis 5 dirfen nur auf
Antrag eingeholt werden. Der Antrag ist durch den Pri-
sidenten des Landesamtes fiir Verfassungsschutz, im
Falle seiner Verhinderung durch seinen Vertreter,
schriftlich zu stellen und zu begriinden. Uber den An-
trag entscheidet der Staatsminister des Innern, im
Falle seiner Verhinderung sein Vertreter.

(7) Das Staatsministerium des Innern unterrichtet die
Kommission nach § 2 Abs. 1 des Gesetzes zur Ausfiih-
rung des Artikel-10-Gesetzes im Freistaat Sachsen
(SichsAG G 10) vom 16. Oktober 1992 (SichsGVBI.
S. 464), geindert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
15. August 2003 (SiachsGVBI. S. 313, 317), tber die
gemil Absatz 6 beschiedenen Antréige vor deren Voll-
zug. Bei Gefahr im Verzug darf das Staatsministerium
des Innern den Vollzug der Entscheidung bereits vor
Unterrichtung der Kommission anordnen. In diesen
Fillen ist die Unterrichtung innerhalb von zehn Tagen
nachzuholen. Die Kommission priift von Amts wegen
oder aufgrund von Beschwerden die Zulissigkeit der
Einholung von Auskiinften. Entscheidungen tiber Aus-
kiinfte, die die Kommission fir unzuldssig oder fiir
nicht notwendig erklirt, hat das Staatsministerium des
Innern unverziiglich aufzuheben.

(8) § 2 Abs. 2 SichsAG G 10 ist mit der MaBgabe ent-
sprechend anzuwenden, dass die Kontrollbefugnis der
Kommission sich auf die gesamte Verarbeitung der
nach Absatz 1 erhobenen Daten erstreckt.

(9) Fur die Verarbeitung der nach Absatz 1 erhobenen
Daten ist § 4 G 10 entsprechend anzuwenden. Das
Auskunftsersuchen und die Ubermittelten Daten dir-
fen dem Betroffenen oder Dritten vom Auskunftsgeber

nicht mitgeteilt werden. Fir die Mitteilungen an Be-
troffene findet § 12 Abs. 1 und 3 G 10 entsprechende
Anwendung.

(10) Das Staatsministerium des Innern unterrichtet
die Parlamentarische Kontrollkommission (§ 16) und
das Parlamentarische Kontrollgremium des Bundes in
Abstinden von hochstens sechs Monaten Giber die nach
den Absitzen 2 bis 5 durchgefithrten MaBBnahmen;
dabei ist insbesondere ein Uberblick iiber Anlass, Um-
fang, Dauer, Ergebnis und Kosten der im Berichtszeit-
raum durchgefithrten Malnahmen zu geben.

§12
Ubermittlung personenbezogener Daten durch
das Landesamt fiir Verfassungsschutz

(1) Das Landesamt fur Verfassungsschutz darf perso-
nenbezogene Daten an Behorden sowie andere 6ffent-
liche Stellen iibermitteln, wenn dies zur Erfullung sei-
ner Aufgaben erforderlich ist oder Empfinger die
Daten zum Schutz der freiheitlichen demokratischen
Grundordnung oder sonst fiir Zwecke der 6ffentlichen
Sicherheit bendtigen. Soweit die Daten Verwendungs-
beschrinkungen unterliegen, hat das Landesamt fiir
Verfassungsschutz die Daten zu kennzeichnen. Die
Kennzeichnung ist durch den Empfinger aufrechtzuer-
halten. Empfinger diirfen die ibermittelten Daten, so-
weit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nur zu
dem Zweck verwenden, zu dem sie Ubermittelt wur-
den.

(2) Das Landesamt fur Verfassungsschutz hat der
Staatsanwaltschaft und, vorbehaltlich der staatsanwalt-
schaftlichen Sachleitungsbefugnis, den Polizeidienst-
stellen die ihm bekannt gewordenen personenbezoge-
nen Daten zu tUbermitteln, wenn im Rahmen seiner
Aufgabenerfiillung nach § 2 zureichende tatséchliche
Anhaltspunkte dafiir bestehen, dass dies zur Verhinde-
rung oder Verfolgung folgender Straftaten erforderlich
ist:

1. von Staatsschutzdelikten nach §§ 74a und 120 des
Gerichtsverfassungsgesetzes sowie von Straftaten,
bei denen auf Grund ihrer Zielsetzung, der Motive
der Téter oder deren Verbindungen zu einer Orga-
nisation zureichende tatsichliche Anhaltspunkte
dafiir vorliegen, dass siec gegen die in Artikel 73
Nr. 10 Buchst. b oder ¢ des Grundgesetzes genann-
ten Schutzgiiter gerichtet sind, und

2. von Straftaten, die gegen das Leben oder in erheb-
lichem MaBe gegen die korperliche Unversehrtheit
oder gegen Sach- und Vermogenswerte von erheb-
licher Bedeutung gerichtet sind.

Soweit die Daten Verwendungsbeschrinkungen unter-
liegen, hat das Landesamt fiir Verfassungsschutz die
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Daten zu kennzeichnen. Die Kennzeichnung ist durch
den Empfinger aufrechtzuerhalten.

(3) Das Landesamt fiir Verfassungsschutz darf perso-
nenbezogene Daten an andere als offentliche Stellen
nicht Ubermitteln, es sei denn, dass dies zum Schutz
der freiheitlichen demokratischen Grundordnung, des
Bestandes oder der Sicherheit des Bundes oder eines
Landes, zur Abwehr sicherheitsgefihrdender oder ge-
heimdienstlicher Titigkeit fiir eine fremde Macht oder
zur Gewihrleistung der Sicherheit einer lebens- oder
verteidigungswichtigen Einrichtung nach § 1 Abs. 4 des
Gesetzes tber die Voraussetzungen und das Verfahren
von Sicherheitsiiberpriifungen des Bundes (Sicher-
heitsiiberpriifungsgesetz — SUG) vom 20. April 1994
(BGBL. I S. 867), zuletzt gedndert durch Artikel 7 des
Gesetzes vom 21. August 2002 (BGBI. I S. 3322, 3329),
in der jeweils geltenden Fassung, oder nach § 1 Abs. 3
Nr. 4 SiichsSUG in der jeweils geltenden Fassung erfor-
derlich ist und der Staatsminister des Innern oder sein
Vertreter zugestimmt hat. Die Zustimmung kann auch
fiir eine Mehrzahl gleichartiger, sachlich zusammenhin-
gender Fille vorweg erteilt werden. Sie ist nicht erfor-
derlich fiir den Einsatz von Vertrauensleuten und Ge-
wihrspersonen. Das Landesamt fiir Verfassungsschutz
hat die Ubermittlung aktenkundig zu machen. Der
Empfinger darf die iibermittelten Daten nur zu dem
Zweck verwenden, zu dem sie Ubermittelt wurden. Er
ist verpflichtet, dem Landesamt fir Verfassungsschutz
auf Verlangen Auskunft Gber die vorgenommene Ver-
wendung zu geben. Der Empfinger ist auf die Ver-
pflichtungen nach den Sétzen 5 und 6 hinzuweisen.

(4) Das Landesamt fur Verfassungsschutz darf perso-
nenbezogene Daten an offentliche Stellen auBerhalb
des Geltungsbereiches des Grundgesetzes sowie an
iber- und zwischenstaatliche Stellen Ubermitteln,
wenn die Ubermittlung zur Erfillung seiner Aufgaben
oder zur Wahrung erheblicher Sicherheitsinteressen
des Empfingers erforderlich ist. Die Ubermittlung
unterbleibt, wenn auswirtige Belange der Bundesrepu-
blik Deutschland, Belange der Lénder oder Giberwie-
gende schutzwiirdige Interessen von Betroffenen ent-
gegenstehen. Die Ubermittlung ist aktenkundig zu
machen. Empfinger sind darauf hinzuweisen, dass die
Ubermittelten Daten nur zu dem Zweck verwendet
werden durfen, zu dem sie ibermittelt wurden, und
das Landesamt fiir Verfassungsschutz sich vorbehilt,
um Auskunft iber die vorgenommene Verwendung der
Daten zu bitten.

(5) Der Empfinger prift, ob die ibermittelten perso-
nenbezogenen Daten fiir die Erfiilllung seiner Aufgaben
erforderlich sind. Ergibt die Priifung, dass sie nicht er-
forderlich sind, hat er die Unterlagen zu vernichten.
Die Vernichtung kann unterbleiben, wenn die Tren-

nung von anderen Informationen, die zur Erfiilllung der
Aufgaben erforderlich sind, nicht oder nur mit unver-
tretbarem Aufwand moglich ist; in diesem Fall sind die
Daten zu sperren.

) § 12a
Ubermittlung von nach § 5a erhobenen
personenbezogenen Daten

(1) Das Landesamt fiir Verfassungsschutz darf unter
den Voraussetzungen des § 5a erhobene personenbezo-
gene Daten den in § 12 genannten Behorden nur zur
Abwehr einer im Einzelfall bestehenden Lebensgefahr
oder einer dringenden Gefahr fiir die freiheitliche de-
mokratische Grundordnung, den Bestand oder die Si-
cherheit des Bundes oder eines Landes, fiir Gesund-
heit oder Freiheit einer Person oder fiir herausragende
Sach- oder Vermogenswerte ibermitteln. Fir perso-
nenbezogene Daten nach § 5a Abs. 7 Satz 2 gilt Satz 1
mit der MaBgabe, dass es sich um Gegenstinde von be-
deutendem Wert, die der Versorgung der Bevilkerung
dienen, um Gegenstinde von kulturell herausragen-
dem Wert oder um die in § 305 StGB genannten Bau-
werke handeln muss.

(2) Zur Verfolgung von Straftaten darf das Landesamt
fir Verfassungsschutz unter den Voraussetzungen des
§ 5a erhobene personenbezogene Daten den Staatsan-
waltschaften und, vorbehaltlich der staatsanwaltlichen
Sachleitungsbefugnis, den Polizeidienststellen nur
tibermitteln, soweit die Voraussetzungen des § 100c
StPO vorliegen und fiir die Straftat eine Hochststrafe
von mehr als fiinf Jahren Freiheitsstrafe angedroht wird.

(3) Die Ubermittlung nach den Absitzen 1 und 2 ist

nur zuldssig, soweit

1. sie zur Erfiillung der Aufgaben des Empfingers er-
forderlich ist,

2. nach eigenen Erkenntnissen des Landesamtes fiir
Verfassungsschutz ausgeschlossen werden kann,
dass der Empfinger die Daten fiir andere Zwecke
nutzt,

3. die bisherige Kennzeichnung der Daten aufrechter-
halten bleibt,

4. sichergestellt ist, dass der Empfinger § 7a Abs. 2
entsprechend anwendet, und

5. die Ubermittlung an auslindische Behorden nur im
Einvernehmen mit dem Bundesamt fiir Verfas-
sungsschutz erfolgt.

§13

Ubermittlungsverbote

(1) Die Ubermittlung von Informationen nach den
§§ 10, 11, 12 und 12a unterbleibt, wenn



1. fur die Ubermittelnde Stelle erkennbar ist, dass
unter Berticksichtigung der Art der Informationen
und ihrer Erhebung die schutzwiirdigen Interessen
von Betroffenen das Allgemeininteresse an der
Ubermittlung iiberwiegen,

2. uberwiegende Sicherheitsinteressen oder tiberwie-
gende Belange der Strafverfolgung dies erfordern
oder

3. besondere gesetzliche Ubermittlungsregelungen
entgegenstehen.

Die Verpflichtung zur Wahrung gesetzlicher Geheim-
haltungspflichten oder von Berufs- oder besonderen
Amtsgeheimnissen, die nicht auf gesetzlichen Vor-
schriften beruhen, bleibt unberiihrt.

(2) Informationen Uber Minderjdhrige vor Vollendung
des 14. Lebensjahres diirfen nach den Vorschriften die-
ses Gesetzes nicht an auslindische oder Giber- oder zwi-
schenstaatliche Stellen tibermittelt werden.

§14
Besondere Pflichten des Landesamtes fiir
Verfassungsschutz

(1) Das Landesamt fur Verfassungsschutz prift unver-
ziiglich, ob die ihm nach den Vorschriften dieses Ge-
setzes Ubermittelten personenbezogenen Daten fiir
die Erftullung seiner Aufgaben erforderlich sind. Ergibt
die Priifung, dass sie nicht erforderlich sind, hat es die
Unterlagen zu vernichten. Die Vernichtung kann
unterbleiben, wenn die Trennung von anderen Infor-
mationen, die zur Erfilllung der Aufgaben erforderlich
sind, nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand mog-
lich ist. In diesem Fall sind die Daten zu sperren.

(2) Erweisen sich personenbezogene Daten, nachdem
sie durch das Landesamt fiir Verfassungsschutz iber-
mittelt worden sind, als unrichtig oder unvollstindig,
sind sie unverziiglich gegeniiber dem Empfinger zu be-
richtigen oder zu ergiinzen, es sei denn, dass dies fiir
die Beurteilung eines Sachverhalts ohne Bedeutung
ist.

§15
Unterrichtung der Offentlichkeit

Das Staatsministerium des Innern und das Landesamt
fiir Verfassungsschutz unterrichten die Offentlichkeit
tiber Bestrebungen und Titigkeiten nach § 2 Abs. 1.
Dabei diirfen personenbezogene Daten bekannt gege-
ben werden, wenn dies fiir die Unterrichtung erforder-
lich ist und die Informationsinteressen der Allgemein-
heit das schutzwiirdige Interesse des Betroffenen
tiberwiegen.

Vierter Abschnitt
Parlamentarische Kontrolle,
Einschrinkung von Grundrechten

§16

Parlamentarische Kontrollkommission

(1) Die Séchsische Staatsregierung unterliegt hinsicht-
lich der Aufsicht des Staatsministeriums des Innern
tiber das Landesamt fir Verfassungsschutz und hin-
sichtlich der Titigkeit des Landesamtes fiir Verfas-
sungsschutz der Kontrolle durch die Parlamentarische
Kontrollkommission des Sichsischen Landtages. Die
Rechte des Landtages und seiner Ausschiisse bleiben
unberiihrt.

(2) Die Parlamentarische Kontrollkommission besteht
aus funf Mitgliedern, die zu Beginn jeder Wahlperiode
vom Landtag aus seiner Mitte einzeln mit der Mehr-
heit seiner Mitglieder gewihlt werden. Zwei Mitglie-
der miissen der parlamentarischen Opposition angeho-
ren. Die Parlamentarische Kontrollkommission wihlt
einen Vorsitzenden und gibt sich eine Geschiftsord-
nung. Sie tritt mindestens zweimal jihrlich zusammen.
Die Einberufung und die Unterrichtung der Parlamen-
tarischen Kontrollkommission kann von mindestens
zwel Mitgliedern verlangt werden.

(3) Die Beratungen der Parlamentarischen Kontroll-
kommission sind geheim. Die Mitglieder sind zur Ge-
heimhaltung der Angelegenheiten verpflichtet, die
ithnen im Rahmen ihrer Tiétigkeit in der Parlamentari-
schen Kontrollkommission bekannt geworden sind.
Dies gilt auch fur die Zeit nach ihrem Ausscheiden.
Der Sichsische Datenschutzbeauftragte kann, soweit
personenbezogene Daten Gegenstand der Beratung
sind, beteiligt werden; die Sitze 2 und 3 gelten ent-
sprechend. Satz 1 gilt nicht fiir die Bewertung aktuel-
ler Vorginge, wenn die Mehrheit der Mitglieder der
Parlamentarischen Kontrollkommission ihre vorherige
Zustimmung erteilt hat.

(4) Scheidet ein Mitglied aus dem Landtag oder seiner
Fraktion aus oder wird es Mitglied der Staatsregierung,
endet auch seine Mitgliedschaft in der Parlamentari-
schen Kontrollkommission. Fiir ein ausgeschiedenes
Mitglied ist unverziglich ein neues Mitglied zu wih-
len.

(5) Die Parlamentarische Kontrollkommission iibt ihre
Tétigkeit auch nach Ablauf der Wahlperiode des Land-
tages so lange aus, bis der nachfolgende Landtag eine
neue Parlamentarische Kontrollkommission gewihlt
hat.
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§17
Rechte der Parlamentarischen
Kontrollkommission

(1) Das Staatsministerium des Innern unterrichtet die
Parlamentarische Kontrollkommission umfassend tiber
die allgemeine Titigkeit des Landesamtes fiir Verfas-
sungsschutz und tiber die Vorgiinge von besonderer Be-
deutung. Hierzu gehort auch die Unterrichtung tber
die nach § 5 Abs. 3 und § 5a Abs. 1 und 10 angeordne-
ten MaBnahmen und die nach § 5a Abs. 9 getroffenen
Entscheidungen. Ebenso umfasst die Unterrichtung
auch das Tdtigwerden von Verfassungsschutzbehorden
anderer Bundesldnder sowie das Herstellen des Beneh-
mens fur das Tdtigwerden des Bundesamtes fiir Verfas-
sungsschutz nach § 5 Abs. 2 des Gesetzes tber die
Zusammenarbeit des Bundes und der Linder in Ange-
legenheiten des Verfassungsschutzes und tber das
Bundesamt fiir Verfassungsschutz (Bundesverfassungs-
schutzgesetz — BVerfSchG) vom 20. Dezember 1990
(BGBI. I S. 2954, 2970), zuletzt geindert durch Arti-
kel 9 des Gesetzes vom 16. August 2002 (BGBL. 1
S. 3202, 3217), in der jeweils geltenden Fassung. Auf
Verlangen der Parlamentarischen Kontrollkommission
berichtet das Staatsministerium des Innern zu konkre-
ten Themen aus dem Aufgabenbereich des Landes-
amtes fiir Verfassungsschutz.

(2) Die Parlamentarische Kontrollkommission hat das
Recht auf Erteilung von Auskiinften. Der Staatsminis-
ter des Innern kann einem Kontrollbegehren wider-
sprechen, wenn es im Einzelfall die Erfullung der Auf-
gaben des Landesamtes fur Verfassungsschutz oder
den notwendigen Schutz des Nachrichtenzugangs ge-
fahrden wiirde; er hat dies zu begriinden. Entfallen die
Griinde fur Satz 2, so ist die Auskunftserteilung unver-
ziiglich nachzuholen.

(3) Die Unterrichtung umfasst nicht Angelegenheiten,
iber die das Staatsministerium des Innern die Kom-
mission nach Artikel 10 des Grundgesetzes zu unter-
richten hat.

§18

Einschrinkung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz konnen im Rahmen des Grundge-
setzes fir die Bundesrepublik Deutschland und der
Verfassung des Freistaates Sachsen das Grundrecht des
Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10
des Grundgesetzes, Artikel 27 der Verfassung des Frei-
staates Sachsen), das Grundrecht auf Unverletzlichkeit
der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes, Artikel 30
der Verfassung des Freistaates Sachsen) und das
Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung
(Artikel 2 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 1 Abs. 1 des
Grundgesetzes, Artikel 33 der Verfassung des Freistaa-
tes Sachsen) eingeschrinkt werden.

Fiinfter Abschnitt
Schlussbestimmung

§19
In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkiindung in
Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und
ist zu verkiinden.
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WORCH, Christian — S. 46

WORLD INSTITUTE OF SCIENTOLOGY ENTERPRISES — S. 67
W.o.tAN. - S. 16

WULFE Thomas - S. 29
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YENI OZGUR POLITIKA - S. 61, 62, 63
YURUYUS - S. 66

Z

ZEIT FUR PROTEST! - S. 40

ZENTRUM FUR INDIVIDUELLES UND EFFEKTIVES LERNEN — S. 67
Ziviler Auslandsaufkldarungsdienst — S. 71
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BUNDNIS GEGEN REALITAT

KOORDINATION DER KURDISCHEN DEMOKRATISCHEN GESELLSCHAFT IN EUROPA
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REVOLUTIONARE VOLKSBEFREIUNGS-PARTEI/-FRONT
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FREIE ARBEITERINNEN UND ARBEITER UNION — INTERNATIONALE ARBEITER ASSOZIATION
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GESELLSCHAFT FUR FREIE PUBLIZISTIK e. V.
Militdrischer Nachrichtendienst

HizB UT'TAHRIR AL-ISLAMI
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KALIFATSSTAAT
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KOMMUNISTISCHE PARTEI DEUTSCHLANDS
KOMMUNALPOLITISCHE VEREINIGUNG e. V.
KOMMUNISTISCHE PARTEI IRANS

KOMMISSION FUR VERSTOBE DER PSYCHIATRIE GEGEN MENSCHENRECHTE

LEIPZIGER ANTIFA
LIBERATION TIGERS OF TAMIL EELAM

MUSLIMBRUDERSCHAFT

VOLKSMODJAHEDIN IRAN - ORGANISATION
MARXISTISCHES FORUM

MARXISTISCHE GRUPPE

MITTWOCHSGRUPPE

MITTELDEUTSCHE JUGENDZEITUNG
MAOISTISCHE KOMMUNISTISCHE PARTEI
MARXISTISCH-LLENINISTISCHE KOMMUNISTISCHE PARTEI
MARXISTISCH-LLENINISTISCHE PARTEI DEUTSCHLANDS
MITTELDEUTSCHE NATIONALDEMOKRATEN

NATIONALES BUNDNIS DRESDEN e. V.

NATIONALDEMOKRATISCHER HOCHSCHULBUND
REDAKTIONSKOLLEKTIV NIP SACHSEN — NAZIS IN DEN PARLAMENTEN
NATIONALER JUGENDBLOCK ZITTAU €. V.

NATIONALES JUGENDBUNDNIS DRESDEN

NATIONALE BEFREIUNGSARMEE
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DIE REPUBLIKANER
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SOZIALISTISCHE ARBEITERGRUPPE
SOZIALISTISCHE ALTERNATIVE VORAN
SOZIALISTISCHE DEUTSCHE ARBEITERJUGEND
SCIENTOLOGY-ORGANISATION
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UNSERE ZEIT

WORLD INSTITUTE OF SCIENTOLOGY ENTERPRISES
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Verzeichnis der Orte, Landkreise, Regionen, Lander

A
Afghanistan — S. 58
Aue-Schwarzenberg (Landkreis) — S. 34

B

Baden-Wirttemberg — S. 39, 46, 67, 72

Bagdad (Irak) — S. 63

Bautzen - S. 16, 21, 22

Bayern — S. 24, 39, 67

Bergen (Vogtlandkreis) — S. 30

Berlin — S. 10, 23, 24, 29, 32, 35, 37, 48, 49, 53, 55, 62, 63, 67
Borna - S. 16

Brandenburg — S. 30, 35, 36, 48

Brissel (Belgien) — S. 61

C

Chemnitz — S. 16, 17, 20, 34, 40, 48, 51, 53, 54, 62
Chemnitzer Land (Landkreis) — S. 32, 34

China - S. 71

Coburg (Bayern) — S. 39

D

Delitzsch — S. 17, 24, 40

Dobeln — S. 16, 34, 48, 51, 52

Dohna/OT Borthen (Landkreis Sichsische Schweiz) — S. 17

Dresden — S.9, 11, 13, 16, 20, 21, 23, 24, 30, 31, 37, 38, 39, 43, 44, 46, 47, 48, 49, 50, 52, 53, 62, 68, 72, 73, 74
Duisburg (Nordrhein-Westfalen) — S. 52

E

Ehrenfriedersdorf (Landkreis Annaberg) — S. 16
Erzgebirge — S. 16, 21, 39, 52

Essen (Nordrhein-Westfalen) — S. 52

F

Finsterwalde (Brandenburg) — S. 48
Frankreich — S. 31, 72

Freiberg — S. 34, 38

G

Gorlitz - S. 21, 22

Gottingen (Baden-Wiirctemberg) — S. 45
GroBbritannien — S. 58, 72

H

Halle/Saale (Sachsen-Anhalt) — S. 63
Hamburg - S. 29, 32, 46, 67
Hoyerswerda — S. 15, 16, 21, 34, 52

I
Irak — S. 58, 59, 60
Iran — S. 57, 58, 63, 64, 65, 70
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K
Kanada - S. 72
Karlsruhe (Baden-Wiirttemberg) — S. 46

L
Lausitz — S. 21, 34, 39, 52

Leipzig — S. 16, 20, 24, 40, 42, 43, 44, 45, 46, 47, 48, 50, 51, 52, 53, 55, 59, 62, 63, 64, 65, 74

Leisnig (Landkreis Dobeln) — S. 51
Lobau - S. 16, 22, 33
Lobau-Zittau (Landkreis) — S. 22
Los Angeles (USA) — S. 67

M

Magdeburg (Sachsen-Anhalt) — S. 62
Martensrade (Schleswig-Holstein) — S. 39
Mecklenburg-Vorpommern — S. 14, 23, 29, 30, 37
MeiBlen (Landkreis) — S. 30

Muldentalkreis — S. 16, 31

Mylau (Vogtlandkreis) — S. 17

Miinchen - S. 35, 39, 55

N

Naher Osten — S. 58

Niederau (Landkreis Meif3en) — S. 30

Niederfrohna (Landkreis Chemnitzer Land) — S. 32
Niederlande — S. 62

Niesky (Niederschlesischer Oberlausitzkreis) — S. 21
Nord-Korea - S. 70

Nordrhein-Westfalen — S. 58

(0]
Oberlausitz — S. 21, 22, 34
Oderwitz (Landkreis Lobau-Zittau) — S. 22

P

Pakistan — S. 70
Pirna — S. 16,49
Plauen — S. 43, 46, 48

R

Regensburg (Bayern) — S. 59

Rheinland-Pfalz — S. 58

Riesa — S. 16, 18, 23, 24, 39

RoBwein (Landkreis Dobeln) — S. 43, 45, 48, 51
Russische Foderation — S. 71

S

Sachsen-Anhalt — S. 32, 36, 37, 38, 48, 49, 63

Sdchsische Schweiz (Landkreis) — S. 13, 14, 15, 17, 19, 20, 21, 23, 34, 38
Schleswig-Holstein — S. 39

Schneeberg (Landkreis Aue-Schwarzenberg) — S. 16

Schonebeck (Sachsen-Anhalt) — S. 48

Seifhennersdorf (Landkreis Lobau-Zittau) — S. 22



Sinning (Bayern) — S. 24
Sotterhausen (Sachsen-Anhalt) — S. 32
Syrien - S. 70

T

Thiringen — S. 16, 24, 48

Tibingen (Baden-Wiirttemberg) — S. 39
Tarkei - S. 60, 61

U
USA - S.9,26,28, 61, 64, 67,72

v
Vogtlandkreis — S. 17, 30
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Weileritzkreis — S. 34

Weillwasser (Niederschlesischer Oberlausitzkreis) — S. 22, 52
Wernigerode (Sachsen-Anhalt) — S. 48, 49

Wurzen - S. 16, 31, 51

Z
Zittau — S. 19,22, 33,48
Zwickau - S. 52, 62
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